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Die Ausgaben für Aufrüstung steigen 1981 um über 18%, der Wehretat insgesamt um über 3% real.

Verteidigungshaushalt

Wenn die SPD den Haushalt nicht platzen läßt, 
kann die Regierung über den Haushalt platzen
Die regierende SPD steht vor einer 
Zerreißprobe. Die CDU/CSU-Opposi- 
tion erwägt aufgrund der im inzwi­
schen überarbeiteten Haushaltsent­
wurf 81 weiter gestiegenen Neuver­
schuldung des Bundes die Verfassungs­
klage. Den Vorwand bietet die Bestim­
mung des Grundgesetzes, nach der die 
Neuverschuldung die staatlichen Inve­
stitionsausgaben nicht bzw. nur im 
Ausnahmefall übersteigen darf; dies ist 
im Haushalt 81 der Fall. Der Zweck 
der Klage-Erwägungen* ist durchsich­
tig. Ohnehin ist die Finanzbourgeoisie 
dazu übergegangen, die staatliche Kre­
ditaufnahme auf dem inländischen Ka­
pitalmarkt zu erschweren. Sie will die 
Regierung zu einer durchgreifenden 
'Änderung der Staatsausgaben zwin­
gen. Im Klartext: äußerste Beschnei­
dung aller Ansprüche der lohnabhängi­
gen Bevölkerung an die Staatskasse zu­
gunsten aller Ausgaben für die Expan­
sionsinteressen der Imperialisten, zu­
gunsten v.a. des Verteidigungshaushal­
tes und der Rüstungspolitik.

Schmidt ist willig; er selbst hatte auf 
dem SPD-Parteitag 1979 mit der Ent­
scheidung über die NATO-Mittelstrek- 
kenraketenrüstung die Vertrauensfrage 
verbunden. Jedoch war absehbar, daß, 
wenn es der SPD nicht gelänge, die Ge­
werkschaften einzuschwören, der 
Krach unweigerlich zurück in die SPD 
getragen werde. So war es auch, und 
heute gelingt es Schmidt selbst mit der 
Drohung seines Rücktrittes nicht 
mehr, den Widerstand in der Partei ge­
gen den Kurs der Kriegsvorbereitung 
niederzuhalten. Sogar im Parlament 
bekam er dies jetzt zu spüren: Elf 
SPD-Abgeordnete versagten dem An­
trag der Koalition auf Bekräftigung 

des Mittelstreckenraketenbeschlusses 
ihre Zustimmung, vier weitere verban­
den ihr ,,Ja“ mit der Erklärung, nur 
Rücksicht auf Erhalt der Koalition ha­
be sie dazu bewogen.

Ob aber der Versuch, die Arbeiter­
bewegung in Rücksicht auf die SPD in 
der Regierung zur politischen Mäßi­
gung zu zwingen, gelingen kann? 
Wichtige Entscheidungen fallen in den 
nächsten Monaten. Zunächst berät der 
Bundestag in zweiter und dritter Le­
sung den „überarbeiteten“ Haushalt 
81.

Vor weniger als einem halben Jahr 
noch gefiel sich Bundesverteidigungs­
minister Apel in der Rolle eines Man­
nes, der dem Drängen der US-Regie- 
rung, den Wehretat um real 3% zu er­
höhen, standhaft die Stirn bietet. Zur 
Besänftigung der politischen Gegner 
der Aufrüstung? Vielleicht. Doch 
schon die erste Fassung des Bundes­
haushalts 81, die im Januar in erster 
Lesung durch den Bundestag ging, 
trübte den Schein. Demnach hätte der 
Verteidigungshaushalt nominal um 
6,2% erhöht werden sollen, womit die 
NATO-Maßstäbe fast erreicht waren. 
Der CDU/CSU war das zu wenig, und 
sie erhielt die Gelegenheit zum Angriff, 
zuerst rund um den „Tornado“, dann 
rund um den ganzen Verteidigungs­
haushalt. Die interessiert verbreitete 
Ansicht ist, daß der Antrag von 24 
SPD-Abgeordneten, den Wehretat zu 
kürzen statt zu erhöhen, die CDU so 
auftrumpfen ließ. Das Gegenteil ist der 
Fall. Die Tatsache, daß Schmidt & Co. 
nichts Besseres zu tun hatten, als die 
widerspenstigen Fraktionsmitglieder 
abzukanzlern, erlaubte der Opposi­
tion, die Regierung beim Wort zu neh­

men. Wer aufrüsten will, muß eben die 
Kosten tragen. Ergebnis: Zur zweiten 
Lesung Anfang Juni erscheint der Ver­
teidigungshaushalt um diese 850 Mio. 
DM aufgestockt. Damit ist er gegen­
über dem Vorjahr laut der „Zeit“ um 
mehr als die berüchtigten 3% real ge­
stiegen.

Doch spricht viel dafür, daß sich die 
Bourgeoisie mit dieser Steigerung im­
mer noch nicht begnügen und daß sich 
die SPD/FDP ihrem Verlangen nicht 
verschließen will. Sowieso hatte Apel 
ursprünglich von einem „Fehlbedarf“ 
von 2,3 Mrd. DM, später dann von 
1,175 Mrd. DM gesprochen. Die Diffe­
renz müßte eben durch „Sparen“ auf­
gebracht werden. Für solche Fälle fehl­
gegangenen „Sparens“ gibts dann 
nach der Sommerpause die Möglich­
keit des Nachtragshaushaltes. Man 
kann wetten, seine Beamten rechnen 
schon. Denn:

Kaum war Apel der Forderung der 
Rüstungsmonopole nachgekommen, 
für 81 weitere 265 Mio. DM für den 
„Tornado“ bereitzustellen, da melde­
ten diese gleich neue Forderungen an: 
Nicht 265 Mio., sondern 463 Mio. DM 
seien fällig. Wie will sich die Regierung 
dieser Forderung widersetzen, wenn sie 
am „Tornado“ festhält?

Kaum waren die zusätzlichen 850 
Mio. DM von der Regierung angekün­
digt, da stimmte die Luftwaffen-Gene- 
ralität ein öffentliches Gezeter an: Al­
lein die Luftwaffe brauche 81 weitere 
900 Mio. DM. Luftwaffeninspekteur 
Obleser malte vor dem Verteidigungs­
ausschuß ein wahres Schreckensbild 
über den Zustand seiner Truppe. Seine 
Klagen in Forderungen übersetzt und 
zusammenaddiert ließen selbst die ver­



langten 900 Mio. als Tropfen auf den 
heißen Stein erscheinen. Obleser ist 
Abteilungsleiter im Ministerium Apel.

Die CDU/CSU läßt auch nicht 
locker, sondern treibt weiter an: Nicht 
850 Mio. zusätzlich seien notwendig, 
sondern 3,6 Mrd. DM. Sie kann dabei 
auf Posten verweisen, die von der Re­
gierung längst beschlossen, im Haus­
halt jedoch nicht abgedeckt sind. So 
z.B. 500 Mio. DM für „infrastruktu­
relle Maßnahmen“ im Rahmen der 
NATO; 190 Mio. „Mehrbedarf“ auf­
grund explosiv steigender Kosten des 
eingeführten Frühwarnsystems
AWACS; Kosten für die Durchfüh­
rung des sogenannten Langfristpro­
gramms uswusf. Staatssekretär Penner 
vom Verteidigungsministerium zog es 
vorerst vor, diesbezügliche Anfragen 
der CDU/CSU unbeantwortet zu las­
sen.

Das Verwirrspiel um den Verteidi­
gungshaushalt dauert also an. Jedoch 
hat sich die Regierung unter dem fi­
nanziellen Druck durch Krediter­
schwernis und dem politischen Druck 
der CDU/CSU verpflichtet, bis An­
fang September die Finanzierungsfrage 
zu klären. Bereits die jetzigen 850 Mio. 
DM sollen zu einem guten Viertel 
durch weitere Streichung der Sparprä­
mie finanziert werden, nachdem der 
Bundestag gerade erst ca. 230 Mio. 
DM Sparförderung gestrichen hat. Bis 
September nun will Schmidt ein Haus­
haltssicherungsgesetz für 1982 vorle­
gen, das die Arbeiterbevölkerung allein 
durch „Einsparungen“ um Ansprüche 

in Höhe von ca. 14 Mrd. DM bringen 
soll. Aus dem Wust von Regierungs­
und Oppositionsverlautbarungen 
zeichnet sich folgendes ab:

Gegen die „Mißbräuche des Arbeits­
förderungsgesetzes“, über die sich alle 
von Schmidt bis Stoltenberg einig sind, 
empfiehlt die CDU, bei den fälligen 
Zuschüssen für die Bundesanstalt für 
Arbeit in Höhe von 10,5 Mrd. DM zu 
streichen. Der Verlust der Zuschüsse 
könnte „ausgeglichen“ werden durch 
Senkung des Arbeitslosengeldes von 68 
auf 60% (CDU-Wirtschaftsrat), Ver­
dopplung der Sperrfrist auf 8 Wochen 
(SPD) bei Erweiterung der Sperrfrist­
möglichkeiten, Änderungen bei den 
Arbeitslosengeldzahlungen für
59jährige Arbeiter (SPD), Erhöhung 
des Beitrags zur Arbeitslosenversiche­
rung um ein Prozentpunkt (CDU), Be­
steuerung des Arbeitslosengeldes 
(CDU/CSU, SPD/FDP).

Fortsetzung der Kostendämpfung im 
Gesundheitswesen: Das neue Kranken­
hausfinanzierungsgesetz, gerade vom 
Kabinett verabschiedet, werde hier 
nicht ausreichen, heißt es aus dem Eh­
renberg-Ministerium. Der Kostenan­
stieg im Gesundheitswesen soll schon 
81 von derzeit 8% auf 4%, also unter 
die Inflationsrate, gedrückt werden.

Die Kürzung der Renten wird 1982 
ohnehin mit dem individuellen Kran­
kenversicherungsbeitrag von 11,8% 
eingeleitet. Vor allem die FDP drängt 
hier auf weitere Maßnahmen, die der­
zeitigen Leistungen jedenfalls seien 
„weder bezahlbar noch plausibel“.

Der Schein trügt. So wird die CDU/- 
CSU zum lachenden Dritten.

Aus SPD-Kreisen verlautet, daß das 
Reformwerk der Partnerschaftsrente 
leider nicht zu bezahlen sei.

Die Aussicht auf Kürzungen beim 
Kindergeld eröffnete die Regierung mit 
dem Dementi, daß das Kindergeld für< 
das erste Kind gestrichen werde.

Stoltenberg drängt darauf, die 
„Überversorgung bei einigen Gruppen 
im öffentlichen Dienst“ endlich zu 
beenden. An die Kürzung seines und 
seinesgleichen Gehalts hat er dabei 
freilich nicht gedacht.

Zusätzlich zu den angepeilten Kür­
zungen rechnen die Experten des Fi­
nanzministeriums bereits an neuen 
Steuererhöhungen. Gerade erst ist die 
Erhöhung der Mineralöl- und Brannt­
weinsteuer in Kraft getreten. Auch die

Wehrsold in einigen NATO-Armeen
Die Lage in den verschiedenen 
NATO-Armeen sieht für die wehr­
pflichtigen Soldaten recht unter­
schiedlich aus. Von den insgesamt 10 
Armeen mit Wehrpflicht fehlen bei 
dem in der Tabelle dargestellten Ver­

Anmerkungen: (1) bezogen auf den Bruttodurchschnittslohn der männlichen Arbeiter in der Industrie, 
ohne Gas-, Wasser-, Elektrizitätswirtschaft, 1979; bei Norwegen: männliche Arbeiter in der verarbeiten­
den Industrie, 1978; Sold von 1980. (2) wie (1), verrechnet auf die Wehrdienstdauer. (3) Jetzige Höhe 
bzw. geplante Höhe ab Juli 81 bzw. Vorschlag des DGB. (4) Bis 18 Jahre, ab 18 Jahre. (5) Ab 18 Jahre, 
ab 19 Jahre, ab 20 Jahre.

Land Wehrdienst- 
dauer/Monate

Wehrsold (1) Entlassungs­
geld (2)Schütze Gefreiter Ober-Gefr. Haupt-Gefr.

Belgien 10 6,1% 6,8%
8 (in BRD) 8,2% 8,8% -

BRD 15 7,6% 9,4% 10,0% 11,2% 2,5%
8,8% (3) 10,6% (3) 11,2% (3) 12,3% (3) -
9,2% (3) 11,0% (3) 11,5% (3) 12,7% (3) -

Dänemark 9 58,5% 58,5% 58,5% 58,5%
74,9% (4) 74,9% (4) 74,9% (4) 74,9% (4)

Frank­
reich

12 7,1% 7,8% 8,6% -

Nieder- 14-16 (Heer)
15-18 (Lw, Mari­

39,7% (5) 0,5% (5) 42,6% (5) -

ne) 44,2% (5) 45,2% (5) 47,5% (5) -
48,5% (5) 49,5% (5) 52,0% (5) -

Norwegen 12 (Heer) 17,4% 18,9% 20,5% 2,0% (Heer)
15 (Lw, Marine) 2,5% (Lw, Ma­

rine)

gleich die Mittelmeerstaaten Portugal, 
Italien, Griechenland und Türkei.

Deutlich lassen sich beim Sold zwei 
Ländergruppen feststellen: Belgien, 
Frankreich, die BRD auf der einen Sei­
te und die Niederlande und Dänemark 

auf der anderen - wobei Norwegen et­
was dazwischen steht, aber mit l3/t bis 
2 Mal soviel Sold wie die BRD doch 
deutlich von der ersten Gruppe abge­
hoben ist. Belgien und Frankreich neh­
men sich beide nicht viel, nur die letz­
ten Monate der Wehrdienstzeit körn? 
men die Soldaten in beiden Armeen 
auf 50 bis 70% des Solds eines Bundes­
wehrsoldaten, trotz dessen elender 
Niedrigkeit. Dagegen liegen die nieder­
ländischen Soldaten zwischen dem 
3/2- und 5fachen Sold eines BW— 
Wehrpflichtigen. Außer in der Höhe 
fällt Dänemark auch in der Struktur 
der Wehrsoldzahlungen auf, da die 
verschiedenen Mannschaftsdienstgrade 
alle das gleiche bekommen.

Es scheint so zu sein, daß in den 
Kernländern der westeuropäischen Im­
perialisten es den Kapitalisten immer 
noch gelingt, den Teil der Bevölke­
rung, den sie in die Armee ziehen, ganz 
enorm unter dem Wert ihrer Arbeits­
kraft zu bezahlen. Was der Grund für 
die Höhe des dänischen Wehrsolds ist, 
der sich ja, weil auf den Bruttolohn be­
zogen, in der Nähe des Nettolohns be­
wegen muß, wissen wir noch nicht. In 
den Niederlanden gilt ein staatlich 
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neuerlichen Steuererhöhungen sollen 
v.a. die indirekten Steuern betreffen; 
für die EG-Mehrwertsteuer,,harmoni- 
sierung“ sieht man noch viel Luft. 
Aber auch die Erhöhung der Lohn­
steuer brachte Matthöfer ins Gespräch, 
indem er dementierte.

Nur dank Schmidt, so wird in die öf­
fentliche Meinung gedrückt, befände 
sich die SPD überhaupt noch in der 
Regierung. Doch Schmidts Kurs der 
Kriegsvorbereitung wird die SPD fast 
unvermeidlich aus der Regierung be­
fördern. Er scheut sich nicht, gegen 
große Teile der Sozialdemokratie mit 
der CDU und CSU zu kollaborieren, 
wie er gerade erst im Bundestag ge­
meinsam mit der Opposition gegen ei­
nige SPD-Abgeordnete stimmte. Sein 
Kurs und seine Umarmung der CDU/- 
CSU treibt politisch schwankende Tei­
le der Arbeiterbevölkerung in die Arme 
der Reaktion. Denn reißt er nicht alle 
ideologischen, politischen und morali­
schen Hemmnisse ein, die sie zuvor da­
von abhielten, CDU zu wählen? 
Schmidt selbst ist der, der der Reaktion 
die Möglichkeit zum Angriff bietet, 
sein Kurs bereitet die Ablösung der 
SPD aus der Regierung vor. Nur durch 
einen Kurswechsel kann die SPD der 
Reaktion den Wind aus den Segeln 
nehmen und auch die FDP daran hin­
dern, mit einem Koalitionswechsel zu 
liebäugeln. Immerhin stimmten ja 
rund ein Viertel der Delegierten des 
FDP-Bundesparteitages, trotz Gen­
schers Rücktrittdrohung, gegen die 
Mittelstreckenraketenaufrüstung.

festgesetzter Mindestlohn auch für 
Wehrpflichtige; seit 1965 haben sie 
sich das Recht auf gewerkschaftliche 
Organisierung erkämpft. 1975 hatte 
die VVDM 30000 Mitglieder organi­
siert, u.a. fordert sie: Bezahlung wie 
Berufssoldaten, Fahrtkostenerstat­
tung, Dienstausgleich, 40-Stunden- 
woche.

Zu der zum 1. Juli geplanten Erhö­
hung des Wehrsolds um 1 DM pro 
Tag hat sich unseres Wissens erstmals 
auch der DGB geäußert. Er fordert 
jährliche Erhöhung des Wehrsolds 
und statt der 30 DM pro Monat 40 
DM mehr. Das ist natürlich viel zu 
wenig, obwohl man ebenso alles un­
terstützen muß, was die Lage der 
Wehrpflichtigen bessert. Es ist gün­
stig, daß sich der DGB um die Pro­
bleme der Wehrpflichtigen kümmert, 
nicht so günstig ist es allerdings, daß 
er diese erste, seit 1978 (!) geplante 
Erhöhung nicht nach dem Gebrauch 
der Arbeitskraft mißt. Schon seit ei­
niger Zeit werden über den DGB 
Wehrpflichtsarbeitskreise für den je­
weiligen Standort aufgebaut. Der 
Hamburger Arbeitskreis hat Sold in 
Facharbeiterlohnhöhe gefordert.

Zahl der Kriegsdienst 
Verweigerer steigt
Das Recht des Einzelnen auf Kriegs­
dienstverweigerung hat in der konser­
vativen Staatsapologie eigentlich 
nicht Platz. Denn nach dieser ist die 
Staatsgewalt das große Zucht- und 
Ordnungsmittel, dessen Anwendung 
die naturhafte Bestie Mensch zu ge­
sittetem Leben in Respekt vor bür­
gerlichen Freiheiten erst befähigt. 
Der Gewissensvorbehalt einer Person 
gegenüber dieser Ordnung und die 
Weigerung, an deren gewaltsamer 
Verwirklichung teilzunehmen, sind in 
die klassischen Begründungen der 
Machtansprüche des bürgerlichen 
Staates nicht einzupassen.

Die Gewährung dieses Rechts war 
für die aufrüstungsbegierige Mono­
polbourgeoisie der billigste Preis, für 
den Wiederaufrüstung und allgemei­
ne Wehrpflicht politisch zu haben 
waren. Da die faschistische Entfesse­
lung des staatlichen Unterdrückungs­
apparates der gängigen Phrase vom 
Schutz des Einzelnen wie der Gesell­
schaft durch staatliche Gewalt die be­
gründende Kraft beschnitten hatte, 
mußte ein Zugeständnis dieses Vor­
gangs folgen, um überhaupt wieder 
Militärstaat machen zu können.

Allerdings enthält dies Zugeständ­
nis die Einschränkung der Prüfung 
des Gewissens durch staatliche Orga­
ne. Die faktische Handhabung dieses 
Rechts ist mithin eine Frage der poli­
tischen Kräfteverhältnisse, die im 
Kampf zwischen der herrschenden 
und der unterdrückten Klasse aller­
hand Lavieren nötig machen können. 
Als allerdings die SPD/FDP-Koali- 
tion 1977 beschloß, dem Mitwirken 
im Wehrpflichtheer den Anschein 
der Freiwilligkeit zu geben durch 
Wegfall des Prüfungsverfahrens, leg­
te sich das Bundesverfassungsgericht 
aus grundsätzlichen Erwägungen 
quer. Das verlockende Ziel einer poli­
tisch geschlossenen, weil von Unzu­
friedenen und Unruhestiftern gerei­
nigten Armee wog leicht gegen das 
Schreckbildnis einer entleerten und 
sich bei jeder kriegsvorbereitenden 
oder unterdrückenden Aktion der 
Staatsmacht weiter entleerenden Ar­
mee.

Die Zahlenentwicklung der Anträ­
ge auf Kriegsdienstverweigerung liest 
sich parallel zur Zeitgeschichte: In 
den frühen sechziger Jahren begin­
nen die USA in der öffentlichen Mei­
nung auch der BRD und Westberlins 
ihren vorher guten Ruf anti-faschisti­
scher Kämpfer zu verlieren. Die Hal­
tung der BRD zum Vietnamkrieg ließ 
deren imperialistische Interessen ver­

wirklichbar im Bündnis mit den USA 
erkennen. Die Bildung der großen 
Koalition aus CDU und SPD und die 
Verabschiedung der Notstandsgesetze 
verbreiteten die Vermutung, daß 
auch das Staatswesen der BRD eine 
Ausgeburt der herrschenden Kapita­
listenklasse wäre. Die Zahl der An­
träge auf Kriegsdienstverweigerung 
stieg an auf dreißigtausend und eini­
ge.

Die über Jahre weg fast feststehen­
de Quote steigt in jüngster Zeit: Für 
1980 berichtet der Wehrbeauftragte 
von rund 50000 Anträgen. Der kriti­
sche Punkt, an dem der demokrati­
sche Dunst weg geht, weil über die 
Hälfte des Jahrgangs verweigern will, 
rückt näher. Freilich tun sich politi­
sche Bedenken gegen diese Entwick­
lung auf. Wer würde nicht fürchten, 
die herrschende Klasse im Besitz ei­
ner Armee zu sehen, ausgewählt aus 
solchen, die keine Bedenken hätten? 
- Aber diese Vorstellung ist bloß 
fiktiv, denn der politische und ideo­
logische Druck, der von der Verwei­
gerung einer so großen Zahl ausgeht, 
wird immer beachtlich sein und sehr 
vorteilhaft auf die Verhältnisse in der 
Armee wirken. Das Zugeständnis ei­
nes Gewissens, dem erlaubt ist, über 
staatliche Gewalt zu rechten, an viele 
war der billigste Preis, für den die 
deutsche Monopolbourgeoisie die 
Wiederbewaffnung haben konnte, 
ein billiger Preis war es nicht, und zu 
befürchten ist, daß die Monopol­
bourgeoisie den Preis in baren Aner­
kennungen zu entrichten sich wei­
gert.
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Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Reservisten erklä­
ren: Ohne uns!

Ende März fand in Darmstadt 
ein bundesweites Treffen anti­
militaristischer Reservisten­
gruppen aus ganz West­
deutschland und Westberlin 
statt. Beschlossen wurden u.a. 
ein einheitlicher Reservisten- 
Aktionstag für den 13.6. und 
ein Offener Brief an Verteidi­
gungsminister Apel, der mit 
Unterschriften von Reservisten 
aller Dienstgrade auch an die 
Presse ging. Darin heißt es: 

. Aus zwei Weltkriegen 
wissen wir, daß die Menschen 
nur fallen mußten, damit die 
Profite steigen. Ob ,Volk ohne 
Raum4 oder ,Volk ohne Ö1‘ - 
einen neuen Krieg der Herren 
um Ihr Geld machen wir nicht 
mit! ... Um in aller Welt ein­
satzbereit und im Krieg mög­
lichst wirkungsvoll zu sein ... 
sollen ... Mittelstreckenrake­
ten stationiert werden, ... gibt 
es Pläne für den Einsatz von 
Frauen in der Bundeswehr,, 
... sollen Rüstungsexporte in 
aller Herren Länder selbstver­
ständlich werden ... Wir sind 
nicht bereit, diese Kriegspolitik 
in irgendeiner Form mitzutra- 
gen! ... Wir erklären, daß wir 
uns weder an kriegerischen 
Auseinandersetzungen noch 
an Kriegsvorbereitungen betei­
ligen werden und der Bundes­
wehr ab sofort nicht mehr zur 
Verfügung stehen!“

DGB nicht vor Ehren­
bergs Karren

Ehrenbergs Absicht, die Ge­
werkschaften für die Ände­
rung des Arbeitsförderungsge­
setzes zu gewinnen, ist geschei­
tert. Die Gewerkschaftsvertre­
ter einer vom Ministerium ein­
gesetzten Kommission weiger­
ten sich, z.B. der Verlängerung 
der Sperrfristen bei Verweige­
rung von ,,zumutbarer“ Ar­
beit zuzustimmen. - Ehren­
berg will den Gesetzentwurf 
bis Juli vorlegen.

Gegen Abbau von 
Sozialleistungen

Mit Kundgebungen in Ülzen 
und Duisburg hat der Reichs­
bund der Kriegsopfer, Behin­
derten, Sozialrentner und Hin­
terbliebenen e.V. am Samtag, 
30.5., eine ,,bundesweite Wel­
le von Warn- und Protestak­
tionen“ eröffnet. Die beiden 
Kundgebungen hatten jeweils 
etwa 1000 Teilnehmer. Ak­
tionsziel ist die Haushaltsge­
setzgebung 1982. Der Verband

greift die Regierung u.a. wegen 
der Streichung von 525 Mio. 
DM für die berufliche Förde­
rung Behinderter an; wegen 
der Absicht, die KFZ-Steuer 
umzulegen und damit die 
KFZ-Steuerbefreiung der 
Schwerbehinderten aufzuhe­
ben; wegen der Kürzungsab­
sichten beim Arbeitslosengeld 
und wegen der steigenden Ar­
beitslosigkeit Schwerbehinder­
ter.

Schmidts 
Märchen

Noch nie sei ein BRD-Panzer 
in Länder außerhalb der NA­
TO exportiert worden, erzähl­
te Schmidt im Bundestag. Wie 
dennoch der ,,Marder“ nach 
Argentinien und in andere 
Länder der Dritten Welt gerät? 
Thyssen, Henschel, AEG, Carl 
Zeiss und die Motor Turbo 
Union exportieren die Einzel­
teile nach Argentinien, wo der 
Panzer laut Vertrag mit Hen­
schel in Lizenzproduktion und 
unter Anleitung westdeutscher 
Experten zusammengebaut 
und von wo er weiterexportiert 
wird.

BRD-Irak: Hoff­
nung auf fette Beute

,,Deutsche Unternehmer ero­
bern Bagdad“, kommentierte 
die „FAZ“ die Unterzeich­
nung eines Kooperationsab­
kommens für wirtschaftliche, 
technische und wissenschaftli­
che Zusammenarbeit mit dem 
Irak am 26. Mai. Die Unter­
zeichnung dieses Abkommens 
scheiterte im letzten Jahr und 
verzögerte sich jetzt mehrmals, 
weil die irakische Regierung 
die einverleibenden Ansprüche 
der Bundesrepublik gegenüber 
Westberlin nicht vertraglich 
sanktionieren wollte. Schließ­
lich hat sie dem Druck der 
BRD-Imperialisten, die die 
einstmals im Irak dominieren­
de Sowjetunion wirtschaftlich 
abgeschlagen haben, nachge­
geben. Der Irak ist für west­
deutsche Firmen (über 500 
sind dort tätig) ein „Kern­
markt“ für Bau- und Bau­
stoffmaschinen und , soll es 
noch in diesem Jahr für Werk­
zeugmaschinen werden. Und 
erfreut weiß die „FAZ“ zu be­
richten, daß die meisten euro­
päischen Ausrüstungsgegen­
stände in den Militärcamps 
„made in Germany“ sind. Für 
den Aufbau des Landes hat die 
irakische Regierung allein für 
das Jahr 1981 Investitionen in 
Höhe von 50 Mrd. DM vorge- ■

Über ein Drittel der lohnabhängigen Frauen sind teilzeitbeschäf­
tigt. Deshalb standen u.a. die Probleme rund um die Teilzeitar­
beit im Mittelpunkt der 10. DGB-Bundesfrauenkonferenz: die 
Vernutzung der ganzen Arbeitskraft bei Zahlung nur eines Teils, 
die Tatsache, daß die Teilzeitarbeit nur teilweise in die Rentenbe­
rechnung eingeht und daß nur drei Viertel der Teilzeitarbeiterin­
nen der Versicherungspflicht unterliegen. Vor dem Kongreßge­
bäude fingen Putzfrauen Minister Ehrenberg ab und konfrontier­
ten ihn mit ihrer Forderung nach Aufhebung der Versicherungs­
pflichtgrenze von 390 DM oder 10 Stunden.

sehen, die fast ausschließlich 
für Importe verwendet werden 
sollen. Allein in den Monaten 
Januar bis April wurden für 6 
Mrd. DM Aufträge an west­
deutsche Firmen vergeben, auf 
das Jahr gerechnet der Löwen­
anteil an der Investitionssum­
me. Im gleichen Zeitraum wur­
den bereits für 3,3 Mrd. DM 
Waren in den Irak geliefert, 
60% mehr als im ganzen Jahr 
1980. Ungetrübt ist die Freude 
dennoch nicht, denn westdeut­
sche Konzerne werden an den 
Fabriken, die sie aufstellen, 
nicht beteiligt. „Wir haben 
kein Interesse daran, Indu­
strie-Monumente zu errichten, 
die dann von Ausländern re­
giert werden.“ (irakischer 
Staatssekretär)

Niederlande: Gro­
ße Koalition?

Die Wahlen schufen folgende 
Lage: Die bisherigen Regie­
rungsparteien CDA (christde­
mokratisch) und VVD (rechts­
liberal) verloren ihre Mehrheit. 
Die bisher stärkste Parla­
mentspartei, die sozialdemo­
kratische Partei der Arbeit, 
verlor neun Sitze und stellt da­
mit nicht mehr die stärkste 
Fraktion. Die linksliberalen 
Demokraten 66 verdoppelten 
die Anzahl ihrer Sitze, sind 
aber nach wie vor klein. Damit 
ist weder eine Koalition der 
Rechten noch eine soziallibera­
le Regierungsbildung möglich. 
Dies ist gefährlich. Denn bei 
geringfügigen Unterschieden 
befürworten alle genannten 
Parteien eine Politik der Lohn­
senkung, und die sich abzeich­

nende Große Koalition zumin­
dest von CDA, PvdA und 
D’66 läßt die Bourgeois hof­
fen, ihr Ziel zu erreichen. — 
Offen ist jedoch die Frage der 
Stationierung von 48 Pershing 
II-Mittelstreckenraketen. Bis­
her haben die Niederlande 
nicht zugestimmt; die CDA 
tritt jedoch für die Stationie­
rung ein, PvdA und D’66 leh­
nen sie ab, letztere allerdings 
mit Vorbehalten.

Dritte Welt gegen 
Billigflaggen

Am 27. Mai begann in Genf ei­
ne zehntägige Sondersitzung 
des UNCTAD-Schiffahrtsko- 
mitees. Auf der Tagesordnung 
stehen Anträge auf ein stufen­
weises internationales Verbot 
der Billigflaggen. In seinem 
Vorbereitungsbericht betont 
das UNCTAD-Sekretariat, 
daß die Entwicklungsländer 
zwar mengenmäßig 2/3 des 
Frachtaufkommens in der 
Welt stellen, aber nur 10% der 
Handelsflotte kontrollieren. 
Die entwickelten Industrie­
staaten dagegen kontrollieren 
V* des Schiffraums, einen 
Großteil über Billigflaggen. ’/j 
der Welthandelsflotte fährt 
bereits unter Billigflaggen und 
bhindert damit den Aufbau 
der Flotten der Entwicklungs­
länder ernsthaft. Außerdem 
seien die Billigflaggen schäd­
lich für die Aufrechterhaltung 
eines ordentlichen Standards 
bei Sicherheits-, Arbeits- und 
Sozialbedingungen. Verschie­
dene Länder erwägen Anlege­
verbote, wenn die Konferenz 
kein allgemeines Verbot erläßt.



,, Raketenkrise“

Arabische Liga unterstützt 
die PLO und Syrien 

der Palästinenser im Kampf gegen Is­
rael ausgesprochen und jede finanzielle 
und militärische Hilfe für Syrien be­
schlossen, einschließlich der Entsen­
dung von Truppen im Falle eines Krie­
ges. Der PLO wurde außerdem in allen 
arabischen Ländern die Mobilma-

Während der US-Pendelmissionar Ha- 
bib laut Reagan Ergebnisse erzielt hat, 
die „an ein Wunder grenzen“, geht der 
Krieg im Libanon mit unverminderter 
Schärfe weiter.

In der Woche zwischen dem 20.5. 
und 25.5. griffen erneut die faschisti­
schen „christlichen Milizen“ Ziele in 
Westbeirut und palästinensische 
Flüchtlingslager an. Es gab 40 Tote 
und weit über 100 Verletzte. Zur glei­
chen Zeit bombardierte israelische Ar­
tillerie im Südlibanon die Gebiete um 
Nabatija, Arnoun und Beaufort Cast­

Israelischer Bombenangriff auf die libanesische Hafenstadt Tyros

le. Israel intensivierte seine Aktivitäten 
an der Küste und in der Luft und ver­
stärkte seine Truppen im Golan und im 
Südlibanon.

Kaum war Habib wieder in den USA, 
griffen die Zionisten verstärkt palästi­
nensische Einrichtungen im ganzen Li­
banon an: Im äußersten Norden des 
Libanon im Gebiet von Tripoli, über 
Beirut und über Bekaa Ebene durch­
brachen israelische Düsenjäger die 
Schallmauer, 14 km südlich von Bei­
rut, bei dem palästinensischen Flücht­
lingslager Damour, startete die israeli­
sche Marine ein Landungsunterneh­
men.

Das Außenministerium in Washing­
ton gab seinen Beifall zu diesen Angrif­
fen, da sie ja „nur“ gegen Palästinen­
ser gerichtet seien und nicht die 
syrisch-israelische „Raketenkrise“ ver­
schärften.

Der syrische Ministerpräsident Kas- 
sem bezeichnet die jüngsten israeli­

schen Angriffe dagegen als „eine Pro­
vokation und Eskalation der Spannun­
gen“ und ein Vorspiel zu einer „massi­
ven Aggression“, er betonte das Recht 
der von Syrien gestellten arabischen 
Friedenstruppen, Verteidigungswaffen 
im Libanon zu stationieren. Die SAM- 
6-Bodenluftraketen wurden außerdem 
im Ostlibanon in der Nähe der syri­
schen Grenze stationiert, nachdem die 
israelische Luftwaffe über dem Südli­
banon zwei syrische Hubschrauber ab­
geschossen hatte. Seit der Stationie­
rung dieser Raketen wurden immerhin 

mindestens drei israelische unbemann­
te Aufklärungsflugzeuge über der Be- 
kaa-Ebene abgeschossen. Israel bean­
sprucht frech den Luftraum über dem 
Libanon. Es wirft sich auf zum Be­
schützer der Christen im Libanon mit 
dem Ziel, das Land zu besetzen, wie es 
ihm faktisch im Süden mit dem „freien 
Libanon“ des Major Haddad gelungen 
ist, und mit dem Ziel der Aufspaltung 
in christliche und moslemische Mini­
staaten und der Zerschlagung der Ein­
richtungen des palästinensischen Wi­
derstandes.

Die von Syrien gestellten arabischen 
Friedenstruppen sind im Auftrag aller 
arabischer Staaten nach dem Bürger­
krieg im Libanon stationiert worden, 
um die Einheit des Libanon und die 
Präsenz der Palästinenser zu sichern.

Am 22. Mai haben sich die 20 Mit­
gliedstaaten der arabischen Liga ein­
stimmig für eine umfassende Unter­
stützung des Libanon, Syriens und

Terror der Zionistenarmee in den be­
setzten Gebieten

chung und die Werbung arabischer 
Freiwilliger gestattet.

Der Präsident der Vereinigten Ara­
bischen Emirate hat erklärt, daß eine 
Fortsetzung der zionistischen Verbre­
chen in Palästina und im Libanon die 
Sicherheit im Nahen Osten und der 
ganzen Welt gefährde.

Gegen die arabische Einheit versu­
chen die US-Imperialisten, ihre Pen­
delmission wieder in Gang zu bringen. 
Sie setzen dabei vor allem auf Sadat, 
der wegen des Separatabkommens mit 
Israel aus der arabischen Liga ausge­
schlossen wurde. Ägypten hat sich aber 
bereits gegen jede ausländische Einmi­
schung im Libanon ausgesprochen.

Opec
Produktionsdrosselung
beschlossen

Gemischt fällt das Urteil der Bourge­
oispresse über die Ergebnisse der Kon­
ferenz der in der Opec zusammenge­
schlossenen ölproduzierenden Länder 
aus. Händereibend vermerken die Leit­
artikler, daß die Opec den Ölpreis auf 
dem gegenwärtigen Niveau - von 36 $ 
pro Barrel als Basispreis bis 41 $ je 
nach Qualität - ein frieren mußte und 
daß das wichtigste Ölförderland Saudi- 
Arabien die beschlossene Produktions­
drosselung um 10% ab 1.6. nicht mit-
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Der bisherige Opec-Generalsekretär 
Ortiz (Ekuador) und der indonesische 
Ölminister Subroto (links), derzeit 
Opec-Präsident

macht. Unverkennbar allerdings ihre 
Besorgnis darüber, daß zum ersten Mal 
in der zwanzigjährigen Geschichte der 
Opec 12 der 13 Mitgliedsländer sich 
auf Eingriffe in die Produktion geei­
nigt haben.

Das Volumen der Produktionsdros­
selung beträgt nach Opec-Angaben ca. 
1,5 Mio. b täglich. Damit können die 
Opec-Länder dem auf 2-3 Mio. b ge­
schätzten Überangebot an Öl und da­
mit dem Druck auf die Preise, die ih­
nen die imperialistischen Ölmonopole 
zahlen, nur teilweise entgegen wirken. 
Ungewiß ist außerdem, in welchem 
Maße Irak und Iran ihre Ölförderung 
steigern werden; beide Länder sind von 
der Produktionsdrosselujig ausgenom­
men, weil sie dringend die Öleinnah­
men für den Wiederaufbau der durch 
den Grenzkrieg zerstörten Gebiete 
brauchen.

Die Haltung Saudi-Arabiens, das 
40% des Opec-Öls fördert, hat die an­
deren Opec-Länder in eine komplizier­
te Lage gebracht. Während deren Ex­
porte in den ersten Monaten 1981 um 
12,6% zurückgegangen sind, schraubte 
Saudi-Arabien zu dem Niedrigpreis 
von 32 $/b seine Exporte um 3,7% in 
die Höhe und sorgte damit für das 
Überangebot an Öl. Erklärtes Ziel die­
ses Manövers: allgemein niedrigere, 
dem saudi-arabischen Preisniveau an­
genäherte Ölpreise zu erzwingen und 
die eigenen Vorschläge für eine gemä­
ßigte Preispolitik (s. Pol. Ber. 10/81) 
durchzusetzen. Ölminister Yamani er­
klärte, die westliche Wirtschaft brau­
che eine ,,Ruhepause“. In diesem Kurs 
schlägt sich der nach wie vor starke 
Einfluß nieder, den die westlichen Im­
perialisten auf das saudi-arabische 
Feudalregime haben und den sie mit 
Waffenlieferungen und mit der Auf­
saugung der Öleinnahmen durch die 
Kapitalmärkte noch ausbauen wollen.

Auf der Opec-Konferenz war die 

saudi-arabische Regierung mit ihren 
ultimativen Forderungen isoliert. Auch 
die Golfstaaten stimmten der Produk­
tionsdrosselung zu. Verschiedene 
Opec-Vertreter halten es nach diesem 
eindeutigen Konferenzergebnis für 
möglich, daß Saudi-Arabien bis zur 
nächsten Opec-Konferenz im Dezem­
ber den Ölpreis schrittweise erhöht und 
die Produktion ebenfalls drosselt. In 
der Zwischenzeit werden aber gerade 
volkreiche Opec-Länder wie Nigeria, 
Indonesien oder Venezuela gezwungen

Azania
Streiks und Guerillaoperationen treffen 
Konzerne und Kolonialregime

Von der bürgerlichen Presse hierzulan­
de fast komplett totgeschwiegen, ist die 
Streikbewegung der schwarzen und 
farbigen Arbeiter in Südafrika seit dem 
letzten Jahr nicht mehr abgerissen. Das 
Rückgrat dieser Bewegung und des 
Aufbaus schwarzer Gewerkschaften 
sind die Belegschaften der internatio­
nalen Automobilkonzerne insbesonde­
re der USA, Großbritanniens, der 
BRD, Frankreichs und Japans.

Am 20. Mai wurde in den Niederlas­
sungen von British Leyland, Ford und 
General Motors gestreikt. Bei British 
Leyland hatten die Kapitalisten nach 
einer Woche Streik für verbesserte 
Lohnerhöhung 1900 schwarze Arbeiter 
entlassen. Begründung: Vertrags­
bruch. Schon im letzten Deze'mber sei­
en Lohnerhöhungen für Mitte dieses 
Jahres vereinbart worden; die jetzigen 
Streiks seien ein Verstoß gegen den 
,, Disziplincode“. Dagegen ist der 
Standpunkt der schwarzen Gewerk­

London, März 1981: Demonstration britischer Gewerkschafter gegen ein ,»Ter­
roristenverfahren“ gegen 19 Afrikaner in Kapstadt, die meisten Jugendliche, 
aber auch Oscar Mpetha, 71, Gewerkschaftsführer und Vorsitzender einer 
schwarzen Ortschaftsvereinigung. Die Anklage wegen Teilnahme an den Kämp­
fen des letzten Jahres lautet auf Mord, Aufruhr usw. Demonstrationen gab es 
auch im Gericht in Kapstadt selbst.

sein, wegen der Einnahmeverluste ihre 
Entwicklungspläne zu korrigieren.

Zerfällt die Opec demnächst, wie die 
Imperialisten spekulieren? Die Opec ist 
kein kapitalistisches Verkaufskartell, 
das nur hält, solange es für die beteilig­
ten Kapitalisten am profitabelsten ist. 
Trotz aller inneren Widersprüche hat 
die Opec als politischer Zusammen­
schluß ihre feste Grundlage in der ge­
meinsamen Abwehr imperialistischer 
Ausplünderung.

schaft National Union of Motor As- 
sembly and Rubber Workers, die den 
Streik führt: Eine Verbesserung der 
vorgesehenen Lohnerhöhung von 9 
Cent in der Stunde sei unabdingbar. 
Die neun Cent seien zur Zeit einer Kri­
se bei British Leyland vereinbart wor­
den. Jetzt aber gebe es Neueinstellun­
gen. (Der Vertrag beinhaltet eine Klau­
sel über die Nichtanerkennung des Er­
gebnisses bei Änderung der Wirt­
schaftslage.)

In Port Elizabeth an der Südküste, 
dem Zentrum der Automobilindustrie, 
führten am gleichen Tag 1 500 Arbeiter 
bei Ford und 175 bei General Motors 
einen Solidaritätsstreik für entlassene 
Arbeiter des Reifenkonzerns Firestone 
durch. Sie verlangten die Wiederein­
stellung' aller bei einem Streik für bes­
sere Altersversorgung im Januar Ent­
lassenen. Sie begannen diesen ersten 
Solidaritätsstreik in Südafrika, nach­
dem zwei Fordarbeiter entlassen wor­
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den waren, die sich geweigert hatten, 
Firestone-Reifen zu montieren. Am 
Tag darauf schlossen sich mehrere 
hundert Arbeiter bei Firestone selbst 
dem Streik anl. 3 500 Arbeiter von Fire­
stone, Ford und GM forderten auf ei­
ner Kundgebung an diesem Tag die 
Rücknahme aller Kündigungen. In 
Kapstadt beschlossen gleichzeitig die 
bei British Leyland Entlassenen die 
Fortführung des Streiks bis zur Durch­
setzung der geforderten Lohnerhö­
hung.

Zu Beginn der letzten Woche schlos­
sen sich Bergarbeiter den Kampfmaß­
nahmen an. Die Arbeiter der Buffels- 
fontein Goldmine bei Stilfontein wei­
gerten sich, nach der Tagschicht aufzu­
fahren, als Protest gegen übermäßige 
Arbeitszeiten und Verzögerungen der 
Kapitalisten bei der Ausfahrt aus den 
Gruben. Auch hier antworteten die 
Kapitalisten mit Entlassungsterror.

Der Aufschwung der Arbeiterbewe­
gung in wichtigen Industriezentren hat 
auch zur Stärkung des politischen 
Kampfes und des Guerillakampfes ge­
führt. Nach einer Gegenkampagne der 
schwarzen Gewerkschaften und revo­
lutionärer Organisationen stand die 
Siedlerregierung im Mai mit ihren Vor­
bereitungen für Jubelfeiern ,,20 Jahre 
Republik Südafrika“ total isoliert da. 
Auch die katholische und die anglika­
nische Kirche mußten sich dem Boy­
kott der Regierungsfeiern anschließen. 
Am Dienstag, den 26.5., begannen 
dreitägige Proteststreiks, der Schulbe­
such ging stark zurück. Auf dem Ge­
lände der Johannesburger Universität 
wurde eine Protestkundgebung durch­
geführt. Dabei sprach auch der Ge­
werkschaftsführer Samson Ndou. Er 
sagte u.a.: ,»Unsere Führer sind im Ge­
fängnis, unsere Kinder sind am Ver­
hungern. Das ist keine Zeit zum Fei­
ern. Es sind wenige Kapitalisten und 
politische Raubmörder, die dieses 
Land kontrollieren. Wir kämpfen für 
eine Volksrepublik und werden sie bald 
erreichen. Die Welt steht hinter uns.“

Gezielt gegen die Kolonialfeiern 
wurde im Mai eine ganze Serie von 
Guerillaoperationen in der Nähe grö­
ßerer Städte erfolgreich durchgeführt. 
Polizei und Armee konnten nichts da­
gegen ausrichten. Bei East London an 
der Südküste wurde eine Polizeistation 
mit Granaten und Gewehren beschos­
sen. Mit der Sprengung von Gleisanla­
gen wurde die Bahnverbindung zwi­
schen Johannesburg und dem Schwar­
zenghetto Soweto unterbrochen. Bei 
Durban an der Südostküste, wo der 
Schwerpunkt der Regierungsfeierlich­
keiten geplant war, wurde die Haupt­
bahnlinie an der Südküste unterbro­
chen. In Durban wurde auch das Re­
krutierungsbüro der südafrikanischen 
Armee in die Luft gesprengt.

Entwicklungshilfe
CDU/CSU-Vorschläge 
nach BDI-Maßstäben

In der Debatte über ,,Hilfsmaßnahmen 
für die am wenigsten entwickelten Län­
der“ am 8. Mai im Bundestag kam es 
zu einer längeren Diskussion zwischen 
der Regierungsfraktion und der 
CDU/CSU. Die Regierungsfraktion 
betonte in den letzten Jahren vor allem 
gegenüber den Gewerkschaften immer 
wieder, daß die Entwicklungspolitik 
das ,,Wohlstandsgefälle zwischen ar­
men und reichen Völkern“ abbauen 
soll. Die umgekehrte Entwicklung ist 
eingetreten. Die BRD steigerte zwi­
schen 1972 und 1979 den Export in die 
Entwicklungsländer von 12% auf 17% 
Anteil am Gesamtexport. Gestärkt von 
diesen Faktoren will die CDU/CSU of­
fen über den Kurs sprechen. Sie legte 
einen entwicklungspolitischen Antrag 
vor, mit der Forderung nach ,,Konzen­
tration auf Länder mit niedriger Bevöl­
kerungszahl“. So offene Worte sind 
vor allem der SPD unangenehm, wenn 
es auch in der Sache keine Differenzen 
gibt. Minister Offergeld erklärt, daß 
ein ,,rascher Fortschritt“ in der Ent­
wicklungshilfe nicht möglich ist. Die 
CDU/CSU drängt weiter: „mehr Fle­
xibilität“. Als Minister Offergeld wie­
der nach Ausreden sucht, stellt der Ab­
geordnete Köhler (Wolfsburg, CDU) 
eine Zwischenfrage: „Herr Minister, 
als die Experten der Sowjetunion 1977 
unter Mitnahme der Motoren der so­
malischen Fischereiflotte das Land ver­
ließen und Sie im Rahmen der Waren­
hilfe dann schnell Ersatzmotoren gelie­
fert haben, war das, so frage ich Sie, 
eine Reaktion auf eine wechselnde au­
ßenpolitische Konstellation in einem 
entwicklungspolitisch sinnvollen Zu­
sammenhang?“ Offergeld fühlt sich 
geschmeichelt: „Das war es ganz ge­
wiß, Herr Dr. Köhler.“ Und bevor er 
weiter spricht, ruft Köhler von der 
CDU/CSU dazwischen: „Das meinen 
wir doch.“

Zwar hat die Bundesregierung die 
Bedeutung von privaten Investitionen 
in Entwicklungsländern immer berück­
sichtigt, aber die CDU/CSU tritt für 
ordnende Wirtschaftsmaßnahmen ein. 
Diese Position hat die CDU/CSU aus 
einer neuen Studie des Bundesverban­
des der Deutschen Industrie (BDI) auf­
gegriffen. In dessen Studie „Für Koo­
peration zwischen Industrie- und Ent­
wicklungsländern“ wird darauf ver­
wiesen, daß eine fehlende Infrakstruk- 
tur und oft politische Gründe ein „pri­
vatwirtschaftliches Engagement“ nicht 
in Gang kommen lassen. Die Kapitali­
sten wollen jetzt gegen kleine und 
schwache Länder der Dritten Welt 
schnelle Profite sehen. Da sie gegen­

über stärkeren Ländern der Dritten 
Welt dies noch nicht schaffen, fordert 
der BDI, daß die strukturierte Ent­
wicklungshilfe auf die ärmsten Länder 
konzentriert wird. Damit sind die 30 
ärmsten Länder der Dritten Welt ge­
meint (LLDC). Wenn die CDU/CSU 
wiederum die Länder mit der „niedrig­
sten Bevölkerungszahl“ als Konzentra­
tionspunkt anspricht, meint sie vor al­
lem 20 afrikanische Länder. Ein Groß­
teil dieser Länder liegt entweder am In­
dischen Ozean oder am Roten Meer. 
Strategisch wichtige Staaten für die 
westdeutschen Kapitalisten, , »private 
Entwicklungshilfe“ auszunutzen. Da­
mit die bürgerlichen Parteien alles wei­
tere diskret abklären können, einigte 
man sich, den Antrag der CDU/CSU 
zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit zu überweisen.

BRD- USA
Hohe Zinsen: den BRD- 
Imperialisten auch recht

Die hohen Dollarzinsen beklagte Matt- 
höfer im April auf der Konferenz der 
westlichen Finanzminister. Schmidt 
brachte das Thema bei Reagan zur 
Sprache. Und im Juli auf dem Wirt­
schaftsgipfel der westlichen Imperiali­
sten in Ottawa will die Bundesregie­
rung eine konzertierte Zinssenkungs­
aktion vorschlagen.

Für die BRD-Imperialisten geht’s 
ums Bare. Denn seit die US-Banken 
den Zinssatz immer höher getrieben 
haben auf gegenwärtig 20% für beste 
Kunden, ist der Außen wert der DM ge­
fallen: statt 1,75 DM im Juli 1980 ko­
stet ein Dollar heute 2,30 DM. Da­
durch haben sich die BRD-Importe 
verteuert, v.a. die in Dollar zu zahlen­
den Rohöleinfuhren, bei denen die

BRD: Höchster Realzins

Inflations- Interbank-
rate zinsen

BRD..................... 5,5 14,0
USA ..................... 11,7 14,75
Frankreich........... 12,8 12,6
Großbritannien .. 13,0 12,6
Italien................... 19,5 10,75
Quelle: Wirtschaftswoche; Interbankzinsen = für Drei­
monatseinlagen unter Banken; Stand April 81

Amtlicher Wechselkurs der DM

1 US-$ 100 FF 100 Yen

1975 ........ . ... 2,46 57,41 0,83
1976 ........ .... 2,52 52,77 0,85
1977 ........ . . . . 2,32 47,26 0,87
1978 ........ . . . . 2,01 44,58 0,96
1979 ........ .... 1,83 43,08 0,84
1980 ........ .... 1,82 43,01 0,81
19811 . . . . . . . . 2,33 41,72 1,04
Quelle: Monatsberichte der Dl Bundesbank; 1) Stand
26.5.
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BRD-Imperialisten zu Zeiten der Dol­
larabwertung einen Extraschnitt hat­
ten. Der westdeutsche Kapitalexport in 
das bevorzugte Anlagefeld USA wird 
teurer. Schließlich — so mahnen die 
Wirtschaftsforschungsinstitute - sei­
en die Investitionspläne der Kapitali­
sten gefährdet und damit die Zu­
kunftsaussichten der BRD, weil die 
Bundesbank die Zinssätze in der BRD 
ebenfalls hochgeschraubt hat, auf über 
14%.

Ein Grund für das Fallen der DM ge­
genüber dem Dollar ist ihre Rolle als 
Reservewährung auf den kapitalisti­
schen Finanzmärkten. Nach Schätzun­
gen der Banken sind etwa 70% der in­
ternationalen Währungsreserven in 
Dollar angelegt, eta 20% in DM, abso­
lut ca. 150 Mrd. DM. Die verteilen sich 
ungefähr je zur Hälfte auf Zentralban­
ken und auf ,,private Großanleger“, 
Banken und Großkonzeme. Die anzie­
henden US-Zinsen und damit die Aus­
sicht auf fette Zinsgewinne haben seit 
dem letzten Jahr umlaufende Kapital­
massen zur Anlage in Dollar gelockt, 
während laut ,, Wirtschafts woche“ 
DM-Schuldtitel „gegenwärtig ausge­
sprochen unbeliebt“ seien. Auch die 
Sorge der Finanzbourgeois um die Si- i 
cherheit ihrer Kapitale dürfte die Anla­
ge in der „Sparkasse“ USA, von den „XW,X>€XX1X11V11 wvx

e*nSupermacht geschützt, Gesetzgeber und Verwaltungen in die 
gefordert und zur Dollar-Aufwertung Wirtschaftslage der Verkehrsbetriebe 
beigetragen haben. eingreifen.

Den US-Imperialisten ist der Kapi- 1.1.1971 löste das Gemeindever-
t Zustrom recht. Und Reagan be- | kehrsfinanzierungsgesetz die Richtli­

nien für Bundeszuwendungen ab. Auf 
Grundlage des Steueränderungsgeset­
zes von 1966 wurde der Katalog zuwen-

schied Schmidt, man habe vorerst kei­
neswegs die Absicht, den US-Zinssatz 
zu senken, der die Vernichtung kleiner, 
in der Konkurrenz zurüvkgefallener 
Kapitale beschleunigt und über Be­
triebsstillegungen und Massenarbeits­
losigkeit für Druck auf die Löhne 
sorgt. Die gemessen an der Halbierung 
des Dollarkurses in den 70er Jahren 
noch vergleichsweise geringfügige Dol­
lar-Aufwertung gefährdet auch nicht 
die US-Exportoffensive.

Die BRD-Finanzbourgeois haben 
sich auf die Lage eingestellt. Unisono 
tönt’s aus dem Lager der Reaktion, 
von Kapitalistenverbänden und Ban­
kiers, von Strauß und der Bundesregie­
rung: Zwar seien die hohen Zinsen we­
gen der Auswirkungen auf die Investi­
tionen schädlich, aber immerhin biete 
das die Gelegenheit zur fälligen ,,Sa­
nierung“ im Innern. Lambsdorff: 
Wenn das Loch in der Leistungsbilanz i 
kleiner werde, könne sich die innere 
Kraft der Mark wieder voll entfalten. 
Ohnehin hat die DM-Abwertung die 
Exportposition der BRD-Imperialisten 
schon deutlich verbessert.

Mit der Kreditverknappung, die den 
Realzins (Differenz zwischen Infla­
tionsrate und Zinsen für Dreimonats­
geld unter Banken) mit 8% auf den 
höchsten Satz von allen imperialisti­
schen Ländern getrieben hat, haben

Bundesbank und Großbanken den He­
bel zur Entfaltung der ,,inneren Kraft 
der Mark“ angesetzt. Angesetzt an die 
Staatsausgaben und an die ,,Kosten­
struktur der Wirtschaft“. Die Banken 
verlangen eine andere Schwerpunktset- 
zung bei den Staatsausgaben: mehr für 
Investitionen, weniger für den Kon­
sum. Für den nötigen Druck sorgen die 
Staatsschuld und der hohe Zins; aus­
schließlich wegen des Zinsanstiegs muß 
die Bundesregierung 1981 3 Mrd. DM 
mehr an die Banken wegzahlen. Der 
Vorstandssprecher der Deutschen 
Bank Christians drohte mit Kreditsper­
re: die öffentlichen Haushalte seien 
Schuldner, die zuletzt bedient würden.

Fahrpreise
Einwirkung von Bund und Ländern auf 
den öffentlichen Personennahverkehr
Der Druck, den die kommunalen Ver­
kehrsbetriebe und, vermittelt über Ge­
nehmigungspflicht und Sitze in den 
Aufsichtsräten, die Gemeinderäte zur 
Erzielung möglichst hoher Fahrpreise 
ausüben, erklärt sich nur zum Teil aus 
der Wirkung von Bundesgesetzen und 
Maßnahmen der Länder, mit denen

zur ErschließungSchnellbahntrasse
des Umlands von Dortmund

dungsfähiger Maßnahmen erweitert 
um Einrichtungen des Park-and-Ride- 
Systems, verkehrswichtige Umsteige­
anlagen und besondere Fahrspuren für 
Omnibusse. Das Interesse der Gemein­
den an der Hebung der Mineralölsteuer 
wurde verstärkt durch die Änderung 
des Verteilerschlüssels für das Mehr­
aufkommen zugunsten des öffentli­
chen Personennahverkehrs.

Weniger importieren, billiger produ­
zieren, lautet die Devise für die Indu­
strie. Die Kreditverknappung sorgt da­
für, daß die teureren Importe nicht 
durch Kreditschöpfung bezahlt werden 
können, daß die Kapitalisten die Lohn­
senkung forcieren. Konsumentenkre­
dite sind unbezahlbar geworden.

Über die internationale Konkurrenz 
sind die BRD-Finanzbourgeois eher 
zuversichtlich gestimmt. Denn wenn 
ihr Kurs im Innern Erfolg hat, haben 
sie sowohl den Konkurrenzvorteil 
nochmals gedrückter Produktionsko­
sten als auch den Kurswert der DM 
verbessert. Schon jetzt gibt es Spekula­
tionen über DM-Aufwertung.

Mit Wirkung vom 1.3.1972 legte die 
Bundesregierung durch das Verkehrsfi­
nanzgesetz die Verdopplung des An­
teils aus der Mineralölsteuer auf 6 Pf/1 
fest, der zweckgebunden in den Ge­
meinden für die Verbesserung der Ver­
kehrsverhältnisse verwendet werden 
soll. In die Förderung wurden Neu-, 
Um- und Ausbauten von Betriebshö­
fen und zentralen Werkstätten einbe­
zogen. Der Verteilerschlüssel wurde 
nochmals geändert und das Verhältnis 
von 5O°7o zu 50% zwischen Vorhaben 
des kommunalen Straßenbaus und des 
öffentlichen Personen nah Verkehrs
fest gelegt.

Mit dem Haushaltsstrukturgesetz 
von 1975 griff die Zentralregierung 
erstmals beschneidend in die Haushalte 
der Gemeinden ein. Mit der Kürzung 
des Förderungsprogramms um 10% 
nahm sie die entsprechenden Geldmit­
tel aus der Verfügung der Kommunen 
heraus. Finanziell wurde die Möglich­
keit zum Ausgleich geschaffen durch 
Ermächtigung der Länder, Mittel für 
den Straßenbau umzuwälzen für 
Zwecke des öffentlichen Nahverkehrs. 
Den Kompetenzverlust verschmerzten 
die Gemeinderäte angesichts der ver­
besserten Möglichkeiten, gegen Fahr­
preiskämpfe durch Hinweis auf die 
Verantwortung des Landes spaltend tä­
tig zu werden.

Die Subventionen der einzelnen 
Bundesländer für Projekte der Nah­
verkehrsbetriebe sind ganz unter­
schiedlich. In Westberlin und im Saar­
land gibt es keine und die höchsten in 
Nordrhein-Westfalen mit 30% der zu­
wendungsfähigen Kosten bei Stadtbah­
nen plus 7% als Zuschuß zu Planungs­
und Vorbereitungskosten, 40% bei S- 
Bahnen, 25% bei sonstigen Maßnah­
men. Außergewöhnlich ist die Rege­
lung in Bayern, daß die Betriebe 45%
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Trennung der Verkehrsarten in Stuttgart: Unter die Erde verlegte S-Bahn und 
vom PKW- und Taxiverkehr getrennte Busspuren

aus einem Fonds erhalten, in den 20% 
des Kraftfahrzeugsteueraufkommens 
fließen. Die Staatsregierung erweckt 
damit das Interesse der Kommunen am 
Hochtreiben auch dieser Steuer, zumal 
die kommunalen Verkehrsbetriebe von 
der Kfz-Steuer befreit sind und die Mi­
neralölsteuer erstattet bekommen.

Das Gebiet, auf dem die Verkehrs­
betriebe sich am brutalsten durch kapi­
talistische Rationalisierung Luft ge­
schaffen haben, ist der Personalein­
satz. Nach ihren Angaben machten die 
Personalkosten 1976 immer noch 
durchschnittlich 70% aus, und das, 
nachdem die erste große Welle der 
Wegrationalisierung von Beschäftigten 
bereits abgeschlossen war. In den 15 
Jahren von 1960 bis 1975 drückten sie 
die Anzahl der Beschäftigten, umge­
rechnet auf die Betriebsleistung in 
Platzkilometern (Einheit bezüglich der 
abgefahrenen Strecken, der Häufigkeit 
und der Anzahl der beförderten Perso­
nen) auf weniger als zwei Drittel herab. 
Nach dem Konzept des Verbandes öf­
fentlicher Verkehrsbetriebe (VÖV) von 
1976 sollten weiterhin nicht nur soge­
nannte natürliche Abgänge nicht er­
setzt, sondern auch Umsetzungen und 
Entlassungen durchgeführt werden 
nach dem Motto: ,,Großzügige Sozial­
pläne sind letztlich billiger als das Fest­
halten an überzähligem Personal.“

Mit den Möglichkeiten, Personal in 
großem Umfang überzählig zu ma­
chen, haperte es. Um sie zu schaffen, 
verlangt der VÖV in seinem ,,Aktions­
programm für die 80er Jahre“ Ände­
rungen der einschlägigen Gesetze.

Da das Monopol der Bundespost für 
den Funkverkehr eine Schranke für die 
Abstimmung von Verbindungen und 
Anschlüssen vor allem über die Ge­
meindegrenzen hinaus bildet, verlangt 
der VÖV Ausnahmeregelungen und 
damit Senkung seiner Kosten u.a. für 

Fahrgastinformation. Dieses Bedürfnis 
hat er selber erst geschaffen durch die 
heftige Rationalisierung beim Perso­
nal, vor allem durch Einführung der 
Großraumwagen, mit der Schaffner 
freigesetzt und die Fahrer zusätzlich 
mit Auskünften und Verkauf von Ein­
zelfahrscheinen belastet wurden.

Da neue Fahrzeuge viel kosten bei 
der Einrichtung und dem weiteren 
Ausbau von U- und S-Bahnsystemen, 
die wegen ihrer Unabhängigkeit vom 
sonstigen Verkehr die Umlaufszeit der 
einzelnen Wagen und daher den Be­
darf an Fahrpersonal senken, gleich­
zeitig die Beförderungsleistung pro Be­
schäftigtem am meisten steigern, ver­
langt der VÖV die Förderung von In­
vestitionen für Fahrzeuge.

Weiter fordert er Änderungen des 
Personenbeförderungsgesetzes. Den 
Vorrang des schienengebundenen Ver­
kehrs, d.h. der Bundesbahn und damit 
auch der von ihr eingerichteten Busun­
ternehmen, will er abgeschafft sehen. 
Weiter soll der in diesem Gesetz veran­
kerte Grundsatz, daß die Wettbe­
werbsfähigkeit nicht eingeschränkt 
werden dürfe, fallen, wonach die Ge­
nehmigungsbehörden Verkehrsunter­
nehmen im selben Gebiet bloß zur 
Kooperation anzuhalten haben, sie 
aber nicht zu einheitlichen Festlegun­
gen von Fahrpreisen und Beförde­
rungsbedingungen und keinesfalls zum 
Verzicht auf Einnahmen zwingen kön­
nen. Die Nahverkehrsbetriebe verspre­
chen sich von der Durchsetzung beider 
Forderungen verbesserte Konkurrenz­
bedingungen gegenüber der Bundes­
bahn. Zudem würde die Durchsetzung 
der Regelung, daß nur ein Unterneh­
men in je einem Gebiet geduldet wird, 
die Möglichkeit verbessern, Monopol­
fahrpreise zu verlangen. Sie versucht 
damit dem Zustand zuleibe zu rücken, 
daß Lohnabhängige, Schüler und Stu­

denten in heftigen Kämpfen gegen 
Fahrpreiserhöhungen immerhin soviel 
erreicht haben, daß die Fahrtkosten 
seit den 60er Jahren weniger als halb so 
stark wie die Bruttolöhne und die Ren­
ten erhöht werden konnten. Der VÖV 
bedauert, daß das zeitweise Nachgeben 
der kommunalen Verwaltungen aus 
politischen Gründen heute kaum noch 
aufzuholen sei, und empfiehlt häufige­
re, geringere, aber an der Erhöhung 
der Löhne ausgerichtete Fahrpreiser­
höhungen.

Der in zahlreichen Kämpfen gegen 
Fahrpreiserhöhungen und Verschlech­
terung des öffentlichen Nahverkehrs 
erhobenen Forderung, der Nahverkehr 
müsse für die Benutzer kostenlos sein, 
treten die Verkehrsbetriebe und Ge­
meinderäte unentwegt mit dem Argu­
ment entgegen, sie seien entsprechend 
dem Personenbeförderungsgesetz ver­
pflichtet, ihren Aufwand aus den Er­
trägen zu bestreiten und nach betriebs­
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu 
arbeiten. Man sieht, die Lohnabhängi­
gen haben reichlich Gründe, die sie ge­
gen dieses Gesetz und gegen die Erhö­
hung von Mineralöl- und Kfz-Steuer 
anführen können.

Klose-Rücktritt 
„Ich wollte 
nicht stürzen“

Hamburgs Erster Bürgermeister Klose 
ist am 25. Mai zurückgetreten. Er hatte 
es abgelehnt, der Erpressung einiger 
SPD-Bürgerschaftsabgeordneter nach­
zugeben, die zusammen mit der CDU 
für das Kernkraftwerk Brokdorf stim­
men wollten. Er bestand auf Durchset­
zung des SPD Landesparteitagsbe­
schlusses, die HEW (Hamburger 
Elektrizitätswerke) aus Brokdorf zu­
rückzuziehen, „weil es letztlich um ei­
ne Systemfrage geht: Nach welchen 
Kriterien gestalten wir unsere Zu­
kunft? Geht es um den gesellschaftli­
chen Nutzen, oder - den Gesetzen des 
Marktes folgend - immer nur um die 
Realisierung des technisch Machbaren 
und des (angeblich) wirtschaftlich Pro­
fitablen? Entscheiden wir blind oder 
bewußt? Und: wer entscheidet?“ (Aus 
Kloses Rücktrittserklärung).

Nach dem Rücktritt Kloses mußten 
seine Gegner auf dem rechten Flügel 
der SPD erklären, daß die Reformpoli­
tik fortgesetzt werde.

Die CDU - längst mit demagogi­
schen Kampagnen gegen den SPD-Se­
nat zugange, unter Ausnutzung der 
Auseinandersetzung um den Schulent­
wicklungsplan, der zahlreiche Schul­
schließungen vorsieht und zu Recht 
auf den Widerstand der Schüler und 
Eltern stößt, unter Ausnutzung der 
Wohnungsprobleme usw. - will eine 
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,,saubere Lösung“ durch Neuwahlen. 
Die FDP auch. So wollen die Reaktio­
näre der SPD wenigstens die absolute 
Mehrheit abjagen, um so das angeblich 
verfassungswidrige Verfahren, die Ab­
geordneten durch Parteitagsbeschlüsse 
zu binden, zu beseitigen. Eine FDP als 
Koalitionspartner reichte dafür. Eine 
CDU-Mehrheit würde zur 2/3-Mehr­
heit im Bundesrat reichen und damit 
zur Regierungsübernahme. Die Aus­
einandersetzung kann aber auch ganz 
anders ausgehen. Klose ist nicht über 
eine Korruptionsaffäre gestürzt. Vier 
von sieben SPD-Kreisen fordern den 
Rücktritt von Staak, dem Landesvor- 
sitzenden, und von Hartmann, dem 
Fraktionsvorsitzenden, weil beide die 
Politik Kloses bekämpft haben. Die 
Bildzeitung propagiert eine Spaltung 
der SPD und setzt dabei auf tägliche 
Austritte. Der Kandidatenhandel 
blüht. Pawelczik, gegenwärtig Innen­
senator, wird von der Springerpresse 
bevorzugt. Anke Fuchs, gegenwärtig 
mit erneuter Renten,,anpassung“ be­
faßt, soll Schmidt am liebsten sein. 
Dahrendorf käme lieber von der Op­
positionsbank aus Westberlin auf den 
Bürgermeistersessel. Heute heißt es, 
auch Dohnanyi, Staatssekretär im 
Auswärtigen Amt und Landesvorsit­
zender Rheinland-Pfalz, käme in Fra­
ge. Militärexperte Apel ist mit der Kan­
didatenfindung beauftragt, und am 20. 
Juni entscheidet der Landesparteitag.

Klose hält nichts von einer Spaltung 
der SPD, „zu glauben, daß man das 
mit irgendwelchen Trennungen in Ord­
nung bringen könnte, < halte ich für 
aberwitzig“. Auch über Personen wer­
de nichts Wesentliches gelöst, sondern 
,,mittel- und längerfristig wird es dar­
um gehen, daß die SPD ihren Politik­
ansatz wiederfindet. Sie hat ja einen 
Ansatz, der attraktiv ist, sie hat ihn nur 
total aufgegeben. Offensichtlich haben 
Sozialdemokraten, solange sie regie­
ren, den Ehrgeiz, die stabilste bürgerli­
che Politik zu machen, die man sich 
denken kann.“ Er geht z.B. nicht da­
von aus, „daß der NATO-Doppelbe- 
schluß letztendlich exekutiert wird,“ 
und er meint, „wenn man die Frage 
verneint, ob der vielzitierte Selbstlauf 
der Wirtschaft alle Probleme löst, muß 
man überlegen, was zu tun ist, um die 
Dinge in Ordnung zu bringen .... daß 
man mit einer solchen Politik den 
Kernkraftwerksbauern und den Elek­
trokonzernen keine Freude bereitet, ist 
richtig, aber es ist nicht unbedingt mei­
ne Aufgabe, denen Freude zu bereiten 
...“ (Aus: Spiegel-Interview 1.6.).

Schmidt, weit entfernt, diese Kritik 
zu bedenken, stört es nicht, daß seine 
Politik der CDU/CSU in den Sattel 
hilft. Er kontert kaltschnäuzig, man 
sollte Klose „so lange in den Dreck sto­
ßen, bis er erwachsen ist“.

Neofaschisten
Gewerkschafter nehmen 
den Kampf auf

In Schönau in Südbaden, wo die Neo­
faschisten versuchen, die Tradition der 
Schlageterfeiern, die die Nationalso­
zialisten ab 1923 durchführten, im Ge­
burtsort dieses Freicorpsmitglieds un­
gebrochen fortzusetzen, rief der DGB 
zur Gegenkundgebung am 25.5.1981 
auf. 500 beteiligten sich daran. Der 
Redner des antifaschistischen Aktions­
komitees Senn, Mitglied der Ortsver­
waltung der IG Metall Lörrach und Be­
triebsratsvorsitzender in einem Metall­
betrieb, arbeitete die Punkte heraus, 
auf die die Gewerkschaftsbewegung 
achten muß. Schlageter, der 1923 hin­
gerichtet wurde, weil er den Transport 
von Reparationsleistungen an Frank­
reich sabotiert hatte, sei nur Anlaß, um 
Aufrüstung und Kriegsvorbereitung zu 
propagieren. Das Klima dafür habe die

Kundgebung gegen die Schlageterfeier der Neofaschisten in Schönau

Regierung mit ihrer Politik, die Wehr­
bereitschaft zu fördern, geschaffen. 
Ihre Ziele, die sie in der NATO ver­
folgt, griff er an durch den Vergleich 
der NPD-Parole „Deutschland ist grö­
ßer als die BRD“, mit der Eroberungs­
krieg gemeint sei, und der Vereinba­
rung der Verteidigungsminister der 
NATO, daß „lebenswichtige Interes­
sen der NATO auch außerhalb der 
NATO liegen“. Er warnte davor, die 
Tätigkeiten der Neofaschisten herun­
terzuspielen und es den Behörden 
durchgehen zu lassen, daß sie Mörder 
und Opfer in einen Topf werfen. Nach 
den blutigen Attentaten von Rom, 
München und anderen Orten in der 
BRD sei das Attentat auf den Papst 
das letzte Beispiel dafür, daß die Be­
hörden versuchen, die Bestimmungen, 
die sich gegen demokratische Auslän­
derorganisationen richten, zu verschär­
fen. Auf Warnungen von türkischen

Organisationen vor Agca und anderen 
sei nie reagiert worden.

Sehr eindrücklich legte er dar, wie 
die Gewerkschafter eine erneute Aus­
breitung des Faschismus bekämpfen 
müßten. Sie sollen dagegen antreten, 
wenn in Betrieben Ausländer diskrimi­
niert werden, wenn Wehrkundeunter­
richt an den Schulen erteilt werde, 
wenn die Späth-Regierung in Baden- 
Württemberg Asylanten in Sammella­
ger verfrachte. Die Arbeiter müßten 
sich gegen die wenden, die in den Be­
trieben rationalisieren und das Arbeits­
tempo steigern, sie müßten auch gegen 
die Aufrüstung und gegen die Türkei­
hilfe auftreten. Nur dann könnten sie 
mit ruhigem Gewissen auch schwereren 
Zeiten entgegensehen.

Bei mehreren von der NPD, anderen 
Neofaschisten und ihren Jugendorga­
nisationen angesetzten öffentlichen 
Auftritten sind die Gewerkschaften zu 
Aktionen dagegen übergegangen. Er­
folge in diesem Kampf gegen die Ge­
fahr, daß die Arbeiterbewegung und 
ihre Organisationen zerschlagen wer- ’ 

den, sind möglich. In Hamburg hat am 
1. Mai der DGB-Vorsitzende das Ver­
bot des für den 10.5. geplanten NPD- 
Landesparteitags gefordert. Die NPD 
hat ihn jedenfalls nicht in Hamburg 
stattfinden lassen. In Landshut hatte 
am 11.4. vor allem die DGB-Jugend, 
unterstützt von den Jugendorganisa­
tionen der Kirchen beider Konfessio­
nen und von politischen Organisatio­
nen, gegen den Landesparteitag der 
Jungen Nationaldemokraten mobili­
siert. Zu hoffen ist, daß es den Ge­
werkschaftern, die sehen, wie der 
Kampf gegen die Reaktion geführt 
werden kann, gelingt, die Einheit im 
DGB dafür zu stärken. Die Position 
des DGB in Gießen, er wolle sich dieses 
Jahr nicht an Aktionen gegen die 
Kranzniederlegung am Immelmann- 
Denkmal durch Oberst Rudel beteili­
gen, um die Neofaschisten nicht aufzu­
werten, ist gefährlich.
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Studenten
SPD: „Ausbildungsförderung ... Kernstück der Sozialpolitik 
im Bildungsbereich“ - CDU: „Noch unbejagte Reviere“
Am 14. Mai hatte nach 90 Minuten das 
7. Gesetz zur Änderung des Bundes­
ausbildungsförderungsgesetzes den 
Bundestag in erster Lesung passiert. 
Während der Einbringungsrede von 
Minister Engholm vermerkt das Proto­
koll: „Unruhe auf der Zuhörertribüne 
- Einige jugendliche Besucher erhe­

7. BAFöG-Novelle: Kürzungen für 
die nächsten drei Jahre
Mit der 7. BAFöG-Novelle will Bun­
desbildungsminister Engholm ca. 350 
Mio. DM jährlich einsparen. Die ent­
scheidenden Kürzungen:
- Die zum 1.10.81 fällige Erhöhung 
der Höchstförderungssätze und El­
ternfreibeträge soll auf den 1.4.82 
verschoben werden (Erhöhung des 
Höchstsatzes um 40 DM, des Eltern­
freibetrages um 130 DM). Zum 1.7. 
83 soll der Elternfreibetrag wieder ein 
halbes Jahr zu spät um 50 DM erhöht 
werden.
- Der Prozentfreibetrag für Kinder 
wird nach oben begrenzt; dies trifft 
vor allem Familien mit mittleren Ein­
kommen und zwei Kindern.
- Fachhochschulabsolventen, die 
erst durch den FH-Abschluß die all­
gemeine Hochschulreife erlangen, 
werden in Zukunft nur noch geför­
dert, wenn sie eine Ausbildung in 
derselben Fachrichtung machen.
- Andere Zweitstudien werden nur 
noch gefördert, wenn sie maximal 
vier Semester dauern und zur wissen­

V

3000 Nettoeinkommen 1978 
3195 Nettoeinkommen 1979

Steigerung/Kürzung des BAföG 1981 
bis 1983 gegenüber 1980

40 £ Ä 82 V\
<D 1

20 E 
s 

0 Q A 81

Für Student aus Alleinverdienerfami- 
lie, ein weiteres Kind in förderungs­
fähiger Ausbildung; Nettolohnerhö­
hung 79/80: 5%, 80/81: 5<Vo

ben sich, werfen Flugblätter und Stink­
bomben in den Saal und beginnen zu 
lärmen. Dabei fallen u.a. folgende Zu­
rufe: Das ist doch Augenwischerei! - 
Hör doch auf! - Bildungspolitischer 
Rückschritt - Dialog mit der 
Jugend.“ Was heißt schon Dialog, 
meinten später verschiedene Redner

schaftlichen Vertiefung der bisheri­
gen Fachrichtung dienen.
- Ist ein Student über drei Monate 
wegen Krankheit oder Schwanger­
schaft gehindert, an der Ausbildung 
teilzunehmen, so wird kein BAFöG 
gezahlt.

Im Schaubild sind die BAFöG-Kür- 
zungen für 1981, 82, 83 in Abhängig­
keit vom Elterneinkommen darge­
stellt. Im Teil A der Kurven bekom­
men alle den Höchstsatz (+40 DM 
für 82 und 83). Im Teil B wirkt die 
Kürzung durch Lohnerhöhung, da 
die Entwicklung der Elternfreibeträ­
ge unter der Entwicklung der Netto­
löhne gehalten wird. Im Teil C 
kommt zusätzlich die Limitierung des 
prozentualen Freibetrages für ein 
weiteres Kind zum Tragen. Insgesamt 
gibt es Kürzungen für fast alle 
BAFöG-Empfänger zum 1.10.81; 
zum 1.10.82 bekommen zwar alle 
wieder mehr als 1981, doch das Ni­
veau von 1980 erreichen sie nicht wie­
der.

1

der CDU, SPD und FDP, der Dialog, 
den sie meinten, der ginge auch ohne 
Geld. Und seine Begründungsrede 
setzte Engholm nach den Zwischenru­
fen und -fällen fort mit der Bemer­
kung: „Machen Sie es trotzdem fried­
lich.“ „Trotzdem“, denn weder die 
Regierung noch die im Bundestag ver­
tretenen Parteien machten sich irgend­
welche Mühe zu bestreiten, was die 
Auswirkungen der Gesetzesnovelle sein 
werden. In ihrem Aufruf zur Demon­
stration am 3.6. in Bonn stellen die 
Vereinigten Deutschen Studenten­
schaften (VDS) dazu fest: Geplant ist 
die Verschiebung der Anpassung um 
ein halbes Jahr, während die Ver­
schlechterungen schon im Herbst wirk­
sam werden sollen. Der Förderungs­
höchstsatz soll um 40 DM, der Eltem- 
freibetrag um 130 DM erhöht werden. 
Das entspricht 6,5% beim Förderungs­
grundbetrag und 10% beim Eltemfrei- 
betrag für zweieinhalb Jahre. Be­
schränkung der Förderung der Fach­
hochschulstudenten und des zweiten 
Bildungsweges, Beschränkung des rela­
tiven Freibetrages für jedes Kind, 
grundsätzlich keine rückwirkenden 
Zahlungen, eltemunabhängige Förde­
rung nur auf Darlehensbasis, Abrun­
dung aller Pfennigbeträge für den Er­
trag von insgesamt 7 Mio. DM.

Die CDU/CSU-Opposition konnte 
zufrieden sein. Graf Waldburg-Zeil 
(CDU): „Bei der siebten Novelle geht 
es nicht nur um kleine Korrekturen. Es 
geht darum, das wichtige und richtige 
Grundanliegen der individuellen Aus­
bildungsförderung - ich betone noch­
mals - nach Eignung, Neigung und 
Leistung durch Beschneidung von 
Wildwuchs für die Zukunft zu sichern. 
Die Opposition ist bereit, an dieser 
Aufgabe mitzuwirken. Hätte die Re­
gierung allerdings schon bei früheren 
Novellierungen auf ihre Vorschläge ge­
hört, stünde man jetzt vor weniger 
schmerzhaften Entscheidungen.“ (Bei­
fall bei der CDU/CSU)

Einwände hatte die CDU/CSU nur, 
wo der Regierungsentwurf ihrer Mei­
nung noch nicht weit genug geht. Graf 
Waldburg-Zeil, der die Reaktion be­
treibt mit der gleichen Passion, mit der 
seine Sippschaft sonst dem Eber nach­
setzen läßt: „Ein völlig unbejagtes Re­
vier stellt hier noch die ernsthafte Absi­
cherung des dritten BAFöG-Kriteri- 
ums, der Leistungskontrolle dar, schon 
in der Schule - ich denke an die Dau­
erschwänzer - und erst recht in den 

| höheren Semestern der Universität.“ 
i Dem gräflichen Jagdeifer hatte die 



SPD weder etwas entgegen- noch hin­
zuzusetzen, außer dem Hinweis auf an­
dere Ministerien: „zu diesen Reali­
täten gehört auch! - ich sage das ganz 
deutlich - daß manche Witwenrente 
unterhalb des vollen BAFöG-Satzes 
liegt.“ (Purps, SPD)

Nach der Koalitionsvereinbarung 
von SPD und FDP soll der Bundesan­
teil der BAFöG-Zahlungen von 1981 
bis 1984 auf 2,4 Mrd. DM ,,eingefro­
ren“ werden. Das sei der Rahmen, in 
dem er eben wirtschaften müsse, mein­
te Engholm treuherzig. Nach Eng- 
holms Lesart seien die Ausgabenexplo­
sionen einer gut gemeinten Politik 
dummerweise auf eine ,, weltwirt­
schaftliche Flautensituation“ getrof­
fen, in der eben nichts mehr ginge. Et­
was deutlicher wurde da der SPD-Ab­
geordnete Vogelsang, der grammatika­
lisch unschön, aber in der Absicht ein­
deutig zum Besten gab: „Wir hier im 
Hause wissen, daß wir diese Einspa­
rungen nur vornehmen, um den uns 
auch vorgegebenen Level nicht zu 
überschreiten, sondern daß wir das in 
gleichem Maße an einer anderen Stelle 
wieder ausgeben wollen.“ An welchen 
Stellen, dazu gab die Frau von Braun- 
Stützer von der FDP den Hinweis: 
,,... daß unter der Jugend das Wort 
,Tornado* inzwischen zu einem Pro­
gramm geworden ist, dem kein wirk-

1. Lesung der 7. BAFöG-Novelle: Von der Publikumstribüne des Bundestages 
regnet es Flugblätter und Stinkbomben.

lieh stichhaltiges Argument mehr ent­
gegengehalten werden kann.“

Ebenfalls von der Regierung kam 
das Stichwort für alle im Parlament 
vertretenen Parteien: Senkung der 
Zahl der überhaupt geförderten und 
Senkung der auszuzahlenden Geldbe­
träge zur ,,Beseitigung des Mitnehmer­
effektes“. Damit bauen die bürgerli­

chen Parteien auf Spaltungen inner­
halb der Studenten, die gerade durch 
die Entwicklung der BAFöG-Gesetzge­
bung verstärkt wurden. Hatte die 
SPD/FDP-Koalition bei ihrem Regie­
rungsantritt mit dem Ruf nach Chan­
cengleichheit zusätzliche BAFöG-Zah­
lungen vor allem im Bereich eines El- 
temeinkommens oberhalb des Durch-

Rechte der Studenten 
und der Belegschaften
Gewählte Organe der Studenten­
schaft gibt es an deutschen Universi­
täten seit 1918. Hervorgegangen aus 
Studentenräten in Berlin, München, 
Freiburg und anderen Städten wird 
1920 allgemein die Wahl zu Studen­
tenvertretungen eingeführt, deren ge­
setzliche Aufgabe vor allem die ,,so­
ziale und kulturelle Betreuung“ der 
Studenten sowie die Mitwirkung an 
den Aufgaben der Universität, v.a. 
im Disziplinarausschuß, ist. Die ge­
setzliche Beschränkung auf hoch­
schulpolitische Aufgaben indessen 
wird nicht eingehalten, bereits 1927 
geraten fast alle Studentenschaften 
unter die Kontrolle der NSDAP, 
ebenso der Dachverband, Betätigung 
entsprechend. Nach 1945 werden in 
den drei westlichen Besatzungszonen 
provisorische Studentenräte mit ge­
genüber 1920 unveränderter Aufga­
benstellungeingeführt. Nach 1949 se­
hen alle Länder ASten vor, deren po­
litisches Mandat gesetzlich untersagt 
ist, praktisch aber solange wahrge­
nommen werden kann, wie Bur­
schenschaften die ASten stellen und 
vornehmlich für die ,,Wiedervereini­
gung“ trommeln. Die Finanzhoheit 
ist in der Regel gegeben.

Demonstration der bayerischen Asten 
am 4.12.80 gegen Semestergelder

Als 1963 der AStA der FU Berlin 
gegen das französische Bombarde­
ment auf Algerien protestiert und die 
FLN unterstützt, wird das erste Mal 
das politische Mandat durch Gericht­
surteil untersagt und AStA-Gelder ge­
sperrt. 1969 fällt der Bundesgerichts­
hof ein Grundsatzurteil, in dem das 
politische Mandat für grundgesetzwi­
drig erklärt wird: ,,Deshalb müßte, 
wenn man der Beklagten (AStA der 
Universität Stuttgart) das Grundrecht 
der freien Meinungsäußerung im Sinne 
von Art. 5 Abs. 1 Grundgesetz zugeste­
hen wollte, dieses durch die Rechte ih­
rer Mitglieder begrenzt werden.“ Da­

mit war die juristische Linie für die 
Unterbindung politischer Betätigung 
seitens der ASten gelegt.

1969 wird mit dem damaligen West­
berliner Hochschulgesetz zum ersten­
mal die Verfaßte Studentenschaft ab­
geschafft. 1974 folgt Bayern, 1977 Ba­
den-Württemberg, 1979 Niedersach­
sen. Die als selbständige Vertretung 
der Studentenschaft gewählten Asten 
werden durch die studentischen Vertre­
ter in den Mitbestimmungsgremien er­
setzt. Gleichzeitig wird den Rektoren 
die Rechtsaufsicht über die Asten und 
den Rechnungshöfen und Universitä­
ten die Finanzkontrolle über die Asten 
mit dem Hochschulrahmengesetz, d.h. 
in allen Bundesländern, übertragen. In 
Westberlin, wo 1979 die Verfaßte Stu­
dentenschaft wiedereingeführt werden 
mußte, Nordrhein-Westfalen und Nie­
dersachsen werden zugleich Satzungs­
bestimmungen erlassen, die die Bil­
dung von unabhängigen Asten unmög­
lich machen. Die gesetzliche Abschaf­
fung selbständig gewählter und Ver­
faßter Studentenschaften per Hoch­
schulrahmengesetz und Landesgeset­
zen konnte jedoch praktisch nirgends 
voll durchgesetzt werden. Vielmehr bil­
den sich überall Interessenvertretungen 
heraus, die auch unter den Bedingun­
gen des gesetzlichen Verbots und der 
gesetzlichen Einschränkung in der La­
ge sind, die Studenten unabhängig ge- 
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schnittslohnes bis ca. 5000 bis 6000 
DM gefördert, so sollen jetzt Beispiele 
von abschreibungskünstlerischen ho­
hen Einkommen, die auch noch BA­
FÖG ,,mitnehmen“, für die absolute 
Senkung der BAFöG-Zahlungen und 
des Anteils der geförderten Studenten 
herhalten. Der ,,Mitnehmereffekt“ sei 
die eigentliche Ursache der Unruhen 
gegen das BAFöG, meint die CDU.

Allerdings, daß die tatsächlichen 
Auswirkungen der 7. Novelle leicht die 
gegenteiligen Wirkungen wie das de­
magogische Gerede der Part eien Vertre­
ter über die damit verfolgten Absichten 
haben können und vereinheitlichende 
Forderungen der Studenten erleichtern 
könnten, statt zu erschweren, schwan­
te dem einen oder anderen auch. 
CDU/CSU-Opposition und SPD/- 
FDP-Regierung suhlten sich in der 
Parlamentsdebatte in trauter Einheit 
über die gesamtwirtschaftliche und in­
ternationale Lage 1981, die eben für 
die Politik diktiere. Dabei liegt die ge­
setzliche Richtungsänderung der BA- 
FöG-Gesetzgebung keineswegs im Jah­
re 81, sondern bereits 1975. Damals 
wurde im BAFöG-Gesetz 1975 festge­
legt, daß die Anpassung der Sätze auch 
der ,,gesamt wirtschaftlichen Entwick­
lung“ Rechnung tragen müsse. Vorher 
waren nur Lebenshaltungskosten, Ein­
kommensentwicklung und Preisent­

wicklung als Maßstäbe vorgesehen. Be­
reits damals war die beabsichtigte 
Überzufuhr von Studenten an die 
Hochschulen wie auf den Arbeitsmarkt 
hinreichend in Gang gesetzt, und der 
Druck des Arbeitsmarktes tat seit der 
Krise 74 seine Wirkung auch für hoch­
schulausgebildete Arbeitskräfte.

1971 wurde das Bundesausbildungs­
förderungsgesetz verabschiedet, das 
gegen Ende des Jahres in Kraft trat. Es 
löste das bis dahin geltende „Honne- 
fer Modell“ ab, bei dem die Auszah­
lungen direkt an ,,Begabung, Lei­
stung“ geknüpft waren. Die Verab­
schiedung des BAFöG-Gesetzes erfolg­
te gleichzeitig mit dem Beginn der 
wachsenden Studentenzahl aus den 
vorher in die Gymnasien gezogenen 
Schülern. Zunächst erhielten ca. 45% 
aller Studenten Gelder. 1972 und 73 
wurden dann zunächst keine Verände­
rungen des Gesetzes vorgenommen, je­
denfalls keine, die die Höhe der Sätze 
betrafen. Die Folge war eine stetige 
Senkung der Zahlungen und der Ge­
fördertenquote. 1974 fand daraufhin 
eine große Demonstration der VDS in 
Bonn statt, an der sich zwischen 30000 
und 40000 Studenten beteiligten. 1974 
noch wurde die BAFöG-Zahlung no­
minell erhöht, wobei das Betrugsma­
növer darin bestand, das Grunddarle­
hen von 80 DM einzuführen. D.h. die

VDS-Demonstration 1974 in Bonn: 
40000 demonstrierten

ersten 80 DM jeder Zahlung werden 
nur als Darlehen gewährt, und das war 
genau der Betrag, um den die Höchst­
förderung erhöht wurde. 1975 wäre ei­
ne erneute Überprüfung der Bedarfs­
sätze nötig geXvesen, die zu einer Ände­
rung 1976 hätte führen müssen. Statt­
dessen wurde mit dem Haushaltsstruk­
turgesetz von 1975 die Überprüfung

genüber der Hochschule zu vertreten. 
Der DGB hatte bereits in seinem 
Grundsatzprogramm von 1963 einen 
,,wesentlichen Aufbau der Selbstver­
waltung“ der Studentenschaft gefor­
dert. In den 70er Jahren ist er mehr­
fach für das politische Mandat einge­
treten. Der Gewerkschaftstag der 
GEW 1977 fordert die Verfaßte Stu­
dentenschaft mit politischem Mandat, 
Beitrags- und Finanzhoheit.

Betriebsverfassungsgesetz /72

Das Gesetz enthält Rechte einzelner 
Arbeiter und Angestellter, der Beleg­
schaft und ihrer Vertretung,dem Be­
triebsrat, gegenüber den Kapitalisten 
in erster Linie auf Betriebsebene. Die 
Regelungen weisen zwar erhebliche 
Mängel auf, ein Vergleich mit der 
rechtlosen Stellung von Studentenver­
tretungen gegenüber den Organen der 
Hochschule ergibt jedoch Argumente 
für Koalitions- und Einspruchsrechte.
Der Betriebsrat
,,§1. Errichtung von Betriebsräten. In 
Betrieben mit in der Regel mindestens 
fünf ständigen wahlberechtigten Ar­
beitnehmern, von denen drei wählbar 
sind, werden Betriebsräte gewählt.

§74 (1). Grundsätze der Zusammen­
arbeit ...
(2) Maßnahmen des Arbeitskampfes 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat 

sind unzulässig; Arbeitskämpfe tarif­
fähiger Parteien werden hiervon nicht 
berührt. Arbeitgeber und Betriebsrat 
haben Betätigungen zu unterlassen, 
durch die der Arbeitsablauf und der 
Frieden des Betriebs beeinträchtigt 
werden. Die Behandlung von Angele­
genheiten tarifpolitischer, sozialpoliti­
scher und wirtschaftlicher Art, die Be­
trieb und seine Arbeitnehmer unmittel­
bar betreffen, wird hierdurch nicht be­
rührt.“

Mitbestimmungsrechte
Sie lassen sich als eine Art Einspruchs­
rechte charakterisieren. Ihre Wirkung 
ist derart, daß entweder bestimmte 
Maßnahmen der Kapitalisten ohne Zu-

Heidelberg 1980: VDS-Demonstration 
gegen die Germanistenprozesse

Stimmung oder Anhörung des Be­
triebsrats nicht wirksam werden oder 
zwischen den Parteien Betriebsver­
einbarungen abgeschlossen werden, 
an die sie gebunden sind. Soweit kei­
ne Einigung zustandekommt, ent­
scheidet die Einigungsstelle (paritäti­
sche Besetzung, ein „unabhängiger“ 
Vorsitzender) oder das Arbeitsgericht 
verbindlich.

,,§87. Mitbestimmungsrechte. Der 
Betriebsrat hat, soweit eine gesetzli­
che oder tarifvertragliche Regelung 
nicht besteht, in folgenden Angele­
genheiten mitzubestimmen: ... Ord­
nung des Betriebs ... tägliche Ar­
beitszeit, Pausen ... Zeit, Ort und 
Art der Auszahlung des Arbeitsent­
gelts ... Urlaubsgrundsätze, -plan 
... Verhütung von Arbeitsunfällen 
... Sozialeinrichtungen ... betrieb­
liche Lohngestaltung.“

,, Mitbestimmungsrechte* ‘ existie­
ren darüber hinaus u.a. bei „perso­
nellen Einzelmaßnahmen“ und 
„Kündigungen“.

Betriebsversammlung
„§43 (1). Der Betriebsrat hat einmal 
in jedem Kalendervierteljahr eine Be­
triebsversammlung einzuberufen .. .

§44. Versammlungen finden wäh­
rend der Arbeitszeit statt ...“
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VDS- und Gewerkschaftsforderungen zur 
BAFöG-Gesetzgebung
Liberaler Studentenbund Deutsch­
lands, 1968: „Eine Neuregelung der 
Ausbildungsförderung muß daher 
mit dem Subsidiaritätsprinzip bre­
chen ...“
Bundesgesetz über individuelle För­
derung der Ausbildung (BAFöG), 
26.8.71. „§1 Grundsatz - Auf indi­
viduelle Ausbildungsförderung be­
steht für eine der Neigung, Eignung 
und Leistung entsprechende Ausbil­
dung ein Rechtsanspruch nach Maß­
gabe dieses Gesetzes, wenn dem Aus­
zubildenden die für seinen Lebensun­
terhalt und seine Ausbildung erfor­
derlichen Mittel anderweitig nicht zur 
Verfügung stehen.“
25 o. MV des VDS, 1973. „Im Vor­
dergrund standen dabei vor allem die 
geplante Festschreibung der Ausbil­
dungsförderung und die Forderung 
nach sofortiger Anhebung der Be­
darfssätze auf 500 DM und der El- 
temfreibeträge auf 1200 DM.“ 
Forderungen von VDS und SVI für 
die Demonstration 1974 in Bonn. 
„Für kostendeckende Ausbildungs­
förderung. - Koppelung der Eltern­
freibeträge mit dem durchschnittli­
chen Facharbeitergrundlohn. - För­
derung ohne besondere Leistungs­
nachweise. - Weg mit dem Anti- 
Streikparagraphen 20 (2). - Weg mit 
dem Formblatt 9.“ 
Sozialgesetzbuch, 11.12.75. „Das 

BAFöG wird wie folgt geändert: 1. Die 
§§19 ... (Der Anspruch auf Ausbil­
dungsförderung kann nicht gepfändet, 
verpfändet oder abgetreten werden) 
werden gestrichen.“ 
Haushaltsstrukturgesetz, 18.12.75. 
,,§35. Die Bedarfssätze und Höchstbe­
träge nach §21 Abs. 4 sind alle 2 Jahre 
zu überprüfen und durch Gesetz gege­
benenfalls neu festzusetzen. Dabei ist 
der Entwicklung der Einkommensver­
hältnisse und der Vermögensbildung, 
den Veränderungen der Lebenshal­
tungskosten sowie der finanzwirt­
schaftlichen Entwicklung Rechnung zu 
tragen.“
2. o. MV der VDS, 1977: „Die soziale 
Lage der Studenten verschlechtert sich 
laufend. Nachdem durch die Verschie­
bung der gesetzlich vorgeschriebenen 
BAFöG-Anhebung durch das Haus­
haltsstrukturgesetz bereits rund 15% 
der Geförderten keine Förderung mehr 
erhalten, die übrigen Kürzungen bis zu 
150 DM hinnehmen mußten, ist nun 
von der Bundesregierung eine völlig 
unzureichende Anhebung der Forde­
rungsbeträge bzw. der Elternfreibeträ­
ge beschlossen worden.“
4. BAFöGÄndG, 26.4.77: ,,§29(1) 
Von dem Vermögen bleiben anrech­
nungsfrei, 1. für den Auszubildenden 
selbst 6000 DM (bis dahin 20000), 2. 
für den Ehegatten des Auszubildenden 
2000 DM (bis dahin 20000 DM) ... “ 

Arbeitsprogramm JVS 1978/79 der 
VDS: „Die VDS verwahrt sich ent­
schieden gegen den Beschluß der 
Bundesregierung, auch im Herbst 
1978 keine Erhöhung des völlig unzu­
reichenden BAFöG-Förderungssat- 
zes vorzunehmen ... “
DGB Grundsatzprogramm, 1981: 
„Voraussetzung für eine chancen­
gleiche Hochschulausbildung ist eine 
Verbesserung der materiellen Stu­
dienbedingungen durch eine darle­
hensfreie Studienförderung, die eine 
angemessene Lebenshaltung ermög­
licht. Die Studienförderung muß für 
die ganze Zeit der notwendigen Stu­
diendauer gewährt werden.“ 
GEW-Hauptvorstand, 9.5.81: „Die 
GEW nimmt den Kabinettsentwurf 
der Bundesregierung für die 7. No­
velle des Bundesausbildungsförde­
rungsgesetzes (BAFöG) zum Anlaß, 
sich gegen die geplanten Einschrän­
kungen der Ausbildungsförderung 
auszusprechen . .. Eine Vorverle­
gung der Anpassung auf den 1. Juli 
1981 ist unerläßlich.“
VDS-Press, Mai 1981: „Sofortige 
Anhebung des BAFöG-Höchstsatzes 
auf DM 750 und des Elternfreibetra­
ges auf DM 1500. Keine Verschie­
bung der Anpassung. — Jährliche 
Anpassung der BAFöG-Sätze an die 
gestiegenen Lebenshaltungskosten. 
- Ersatzlose Streichung der unsozia­
len Darlehensregelung. — Keine Ein­
schränkung des Kreises der Geförder­
ten, insbesondere keine Verschlechte­
rung der Förderung der Absolventen 
des 2. Bildungsweges.“

und damit auch die Erhöhung verscho­
ben. Gleichzeitig wurden weitere Kür­
zungen durchgesetzt. Das Grunddarle­
hen wurde nochmals erhöht, Familien 
mit mehr als drei Kindern wurden be­
vorzugt zu Lasten solcher mit ein und 
zwei Kindern. Für das ganze Jahr 76 
wurde nur ein Härteausgleich gezahlt. 
1977 wurden mit der 4. Novelle die Sät­
ze erneut angehoben mit einer Laufzeit 
bis 1979. 1979 brachte Schmude erst­
mals das „Verstetigungsmodell“ ins 
Gespräch, wonach die Sätze jährlich 
um einen bestimmten Prozentsatz an­
gehoben werden sollten, was zunächst 
auch von 1979 auf 1980 geschah.

Ab dem 1.10.81 wäre wieder eine 
Anhebung fällig gewesen, die mit dem 
jetzt geplanten Gesetz ausgesetzt wer­
den soll. In den Jahren 75, 76, 77 wur­
den mit dem Bericht der Bund-Länder- 
Kommission zur Ausbildungsförde­
rung Modelle einer vollständigen Än­
derung der Ausbildungsförderung auf­
gebracht, die ihren Niederschlag in den 
Positionen vor allem von CDU und 
FDP fanden. Das „Staatsfinanzie­
rungsmodell“, das „Dariehensmo- 
dell“ und daß ,»Solidarmodell“, nach 

dem die Kosten allen Hochschulabsol­
venten aufgehalst werden sollten.

„Meine Damen jund Herren“, meint 
die schon zitierte Braun-Stützer von 
der FDP in der Bundestagsdebatte, 
„Das siebente Gesetz zur Änderung 
des Bundesausbildungsförderungsge­
setzes ist ein Spiegelbild der Vertei­
lungskämpfe, mit denen sich die Par­

Mainz Aktionen von Medizinstudenten gegen den Prüfung^tenor

teien und Fraktionen in der Bundesre­
publik derzeit herumschlagen, vom 
Bund bis zu den Gemeinden .. . Zum 
ersten Mal geht es beim Sparen ernst­
haft ans Eingemachte.“ Die Dame ist 
so verlogen im Einzelnen wie hinweis­
trächtig im allgemeinen. Zwar ma­
chen die geplanten Einsparungen bei 
den BAFöG-Zahlungen nur einen ge­
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ringen Teil der zu stopfenden Ausga­
ben z.B. der Verteidigung aus und sind 
in der Größenordnung kaum zu ver­
gleichen mit den Plünderungen von 
Versicherungsgeldern, die die Regie­
rung und die CDU/CSU im Auge ha­
ben. Aber die Rechtsposition der Stu­
denten gegenüber der Regierung ist am 
schwächsten, weil es der Bourgeoisie 
gelungen ist, ihnen den Standpunkt der 
,,individuellen Förderung“ nach Maß­
gabe des ,,Möglichen“ aufzuzwingen, 
wobei diese „Förderung“ entzogen 
werden kann, wenn die „Umstände“ 
es erfordern, ohne einen Rechtsan­
spruch der Studenten zu verletzen.

Ganz falsch wäre es daher, auf die 
Kritik an der Regierung und den Par­
teien zu verzichten, was der Grund der 
Forderung nach Bezahlung ist: Die

(SeienSiebloß friedlich!
Manche ISihve hriegf noch 

i viel weniger ab den r -
_ vollen BAFöSMSafz/J

Verausgabung und Vernutzung der Ar­
beitskraft der Studenten. Leicht 
kommt es sonst nämlich dazu, daß sich 
die Reaktion diesen Standpunkt zu ei­
gen macht und zwar als zuendegedach- 
te „utopische Konsequenz“ der Kritik 
an der BAFöG-Gesetzgebung. Der be­
sagte Graf Waldburg-Zeil nämlich 
konnte die Feststellung treffen, daß ei­
ne Förderung, die auch die „Neigung 
als Kriterium wählt“, so lange als un­
gerecht empfunden werden muß, wie 
es eben immer Grenzen der Förderung 
geben müsse. Auf eine solche Förde­
rung dürfte sich die Bourgeoisie also 
gar nicht einlassen. Es käme nämlich 
dann zu folgenden Entwicklungen: 
„Deshalb hat ja Norwegen für Studen­
ten über 20 Jahren die Bedürftigkeits­
prüfung hinsichtlich des Eltern- und 
Ehepartnereinkommens abgeschafft 
und nur noch auf das eigene Einkom­
men der Studenten abgestellt.“ Ob­
wohl auch dabei freilich nicht das 
Recht auf Bezahlung der Arbeitskraft, 
aber immerhin auf Bestreitung der Re­
produktionskosten des Studiums zuge­
standen wird, eine Unmöglichkeit für 
westdeutsche Verhältnisse, wie ver­
schiedene Redner gleich feststellten.

Auswirkungen der BAFöG-Gesetz­
gebung 1972 - 1980

Bei jeder BAFöG-Debatte im Bun­
destag legt die Regierung aufs Neue 
die kühnsten Berechnungen darüber 
vor, wie die Steigerung der BAFöG- 
Sätze an die Lebenhaltungskosten 
angeglichen werde. Die Auszahlung 
pro BAFöG-Bezieher steigt meist no­
minal, aber nicht real. Außerdem 
verhüllt dieser Wert die sinkende 
Zahl derer, die überhaupt noch BA- 
FöG erhalten.

In Schaubild 01 sind seit 1972 die 
Ausgaben pro Student und Monat 
bezogen auf alle Studenten berechnet 
und in Preisen von 1980 ausgedrückt. 
Insbesondere seit 1975 sinkt dieser 
Betrag. Damals wurde im BAFöG 
durch das Haushaltsstrukturgesetz 
verankert, daß die BAFöG-Anpas- 
sungen auch der „gesamtwirtschaftli­
chen Entwicklung“ Rechnung tragen 
müssen. Die Festlegung, das BAFöG 

Verteilung der Studentenschaft und der BA- 
FÖG-Bezieher nach Einkommen der Väter der
Studenten (in Preisen von 1980)

heller Raster: Verteilung der_Studeritenschaft _ _ 
■ " ’ 1979
dunkler Raster: Verteilung der BAFÖG - Bezieher

an die Lebenshaltungskosten anzu­
passen, entfiel praktisch.

Aber schon immer war das BAFöG 
niedrig. Die BAFöG-Ausgaben pro 
Student und Monat lagen 1972 bei 
13,8% des durchschnittlichen Netto­
lohns aller Arbeitnehmer in diesem 
Jahr. Heute sind es um die 9%. So 
verschob sich trotz steigender Stu­
dentenzahlen von 1976 auf 1979 die 
soziale Zusammensetzung der Stu­
dentenschaft zugunsten besser ver­
dienender Familien.

Schaubild 03 schätzt diese Ent­
wicklungen aufgrund der Sozialerhe­
bungen des Deutschen Studentenwer­
kes ab.

Gleichzeitig aber verschob sich die 
Einkommensverteilung der Eltern 
von BAFöG-Beziehern nach unten, 
wobei der Verlust von BAFöG-Zah- 
lungen schon kurz über dem Durch­
schnittslohn beginnt (Schaubild 02).
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

Arbeitskämpfe bei 
Philips in Indien

Der Internationale Metallge­
werkschaftsbund hat seine 
Mitglieder aufgerufen, die ge­
werkschaftlichen, Aktionen 
von 7500 Arbeitern von Phi- 
lips/Indien durch Abbruch der 
Produktion und der Verschif­
fung von Teilen für die dortige 
Produktion zu unterstützen.
Die Leitung von Philips/Indi- 
en hatte die Arbeiter am 27. 
März ausgesperrt, um sie zur 
Aufgabe der Aktionen zu 
zwingen, die sie zur Durchset­
zung einer Vereinbarung zwi­
schen Philips und der dem 
IMB angeschlossenen Philips 
Employees’ Union führen. Der 
Konzern will selbst den abge­
schlossenen Teil der Vereinba­
rung neu verhandeln.

AEG senkt 
Betriebsrente

Mit dem neuen AEG-Ruhe­
geldstatut werden die Betriebs­
renten um fast 2A gekürzt. Zu­
sätzlich fällt die dynamische 
Berechnung nach Betriebszu­
gehörigkeit und Lohn- bzw. 
Gehaltshöhe weg. Die Höhe 
der Betriebsrente soll nach ei­
nem Festbetragssystem berech­
net werden. Die Gesamthöhe 
wird einschließlich der Rente

Über 12000 Eisenbahnarbeiter demonstrierten Ende Mai vor dem 
Kapitol in Washington/USA gegen die Sparmaßnahmen der Re­
gierung Reagan, die außer Kürzungen der Sozialleistungen und 
Renten Massenentlassungen im Öffentlichen Dienst nach sich zie­
hen wird. In 92 Großstädten sind sie bereits angekündigt. 2,2 | 
Mio. Lehrer haben Bescheid bekommen, daß ihre Arbeitsverträ­
ge möglicherweise im Herbst nicht verlängert werden. Die beiden 
Lehrergewerkschaften AFT und NEA rechnen mit bis zu 250000 
Entlassungen. Die amerikanische Regierung hatte den Volksbil- l 
dungsetat ab Herbst 81 um rund 4,5 Mrd. $ gekürzt. I

Aktionen gegen am Bau des 
KKW Brokdorf beteiligte Fir­
men: Am 24.3. war der Bagger 
gegenüber vom Bauplatz be­
schädigt aufgefunden worden. 
Kurz danach war das 2,25 km 
lange Transportband bei der 
Betonfirma Alsen angesägt 
worden. Bei Nordbeton, Itze- 
hoe, sind 14 Transportbeton- 
Mischfahrzeuge beschädigt 
und beschriftet worden. Die
, »Aktionseinheit Michael 
Duffke“, benannt nach dem 
immer noch inhaftierten 
KKW-Gegner, hat Mitteilun­
gen über weitere Aktionen ver­
breitet. Die Kripo hat eine 
Sonderkommission eingesetzt.

aus der gesetzlichen Sozialver­
sicherung auf 90% des letzten 
Einkommens begrenzt. AEG 
gab bekannt, daß sich somit 
der Zwang, Rückstellungen zu 
bilden, für laufende Pensions­
zahlungen zwischen 1981 und 
1990 um 1,1 Mrd. DM und bei 
den unverfallbaren Anwart­
schaften um 2,3 Mrd. DM ver­
mindere. Der Vorstand will die 
Pensionsanwartschaften alle 
vier Jahre überprüfen. Die 
AEG, die einen neuen Großak­
tionär sucht, um sich von ho­
hen Schuld-Zinszahlungen zu 
befreien, hofft, mit der Ren­
tenkürzung eine entscheidende 
Vorbedingung erfüllt zu ha­
ben.

Bremer Lehrer gegen 
Kriegsvorbereitung

Über 200 Bremer Lehrer haben 
am 22.5.81 auf einer Kundge­
bung öffentlich erklärt: „Wir 
Lehrer sind zum Kriegsdienst 
nicht mehr bereit!“ Sie haben 
einen gemeinsamen Antrag auf 
Wehrdienstverweigerung ge­
stellt und ihre Wehrpässe ab­
gegeben. In ihrem Aufruf 
heißt es u.a.: „Als Lehrer wer­
den wir uns nicht dafür herge­
ben, durch eine »Friedenserzie­
hung*, wie sie von Verteidi­
gungsminister Apel gefordert 
wird, Aufrüstung im Klassen­
zimmer zu betreiben. Wir er­
klären, daß wir uns nicht an 
kriegerischen Auseinanderset­
zungen beteiligen und gegen 
jegliche Art von Kriegsvorbe­
reitung aktiv eintreten 
werden.“ Schon ist der Bremer 
CDU-Landes- und Fraktions­
chef Bernd Neumann auf den 
Plan getreten und bezeichnet 
die Ablehnung der Lehrer, im 
Unterricht für die Bundeswehr 
zu werben, als „gefährlichen 
Vorgang“, der Maßnahmen 
des Bildungssenators erforde­
re.

Bayern: GEW-Landes- 
vertreterversammlung

Am 22. -24.5.81 fand in Mün­
chen die Landesvertreterver­
sammlung der GEW-Bayern 
statt. Sie stand unter dem Mot­
to: „Bessere Arbeitsbedingun­
gen durchsetzen - Zu Solida­
rität und Frieden erzie­
hen.“ Die 200 Delegierten ver­
abschiedeten u.a. Anträge zur 
Abschaffung der Sonderschule 
für Lernbehinderte, gegen Be­
rufsverbote, gegen die schlech­
te Ausbildungssituation der 
Junglehrer. Außerdem wurde 
beschlossen, im Oktober einen 
Aktionstag „Für bessere Ar­
beitsbedingungen, für Arbeits- I 

Zeitverkürzung, für die Ein­
stellung aller Lehrer und Erzie­
her“ durchzuführen. Gegen 
den Entwurf des bayerischen 
Kultusministeriums für ein Er- 
ziehungs- und Unterrichtsge­
setz wurden die Forderungen 
der GEW nach einer demokra­
tischen Schulverfassung be­
schlossen. In einer Grußadres­
se an die Demonstration „Kei­
ne Atomraketen in Europa“ 
am 23.5.81 in München wurde 
einstimmig gefordert: „Gegen 
die Stationierung von Pershing 
II-Raketen und Marschflug­
körpern in Westeuropa! Für 
die Erhaltung des Friedens! 
Für Abrüstung!“ Weiter wur­
de beschlossen: „Anerken­
nung der deutsch-polnischen 
Schulbuchempfehlungen und 
der Staatsgrenzen Polens und 
der DDR.“

Freistellung nach 
24 Stunden Dienst

Die Ärzte des Krankenhauses 
Moabit in Westberlin erreich­
ten ein Urteil des Landesar­
beitsgerichts, daß sie sich nach 
24 Stunden Tages- und Bereit­
schaftsdienst vom darauf fol­
genden Tagesdienst freistellen 
lassen können, wenn die Ruhe­
zeit von 22 Uhr bis eine Stunde 
vor Beginn des nächsten Dien­
stes nicht mindestens vier 
Stunden beträgt. Der jetzige 
Tarifvertrag besagt, daß eine 
solche Freistellung nur erfol­
gen kann, wenn erheblich 
mehr Arbeit während des Be­
reitschaftsdienstes geleistet 
wurde als 49%. Das Gericht 
erkennt an, daß auch eine Ar­
beitsbelastung um die 50% so 
ungünstig verteilt sein kann, 
daß zwischen einzelnen Ar­
beitseinsätzen keine ausrei­
chenden Pausen liegen. Das 
Urteil gilt für das gesamte Per­
sonal.
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Gelöbnisse
Vorsichtige Propaganda
Die Öffentlichkeit wieder ausgeladen
Schleswig-Holstein. Der Monat Mai 
bescherte der Bevölkerung des Kreises 
Steinburg gleich zwei Bundeswehrge­
löbnisse, und er bescherte der Bundes­
wehr eine Menge Ärger mit der wach­
senden Bewegung gegen die Kriegspoli­
tik der BRD. Das Sanitätsbataillon 6 
(SanBtl 6), in der Kreisstadt Itzehoe 
beheimatet, führte am 9.Mai einen 
„Tag der offenen Tür“ durch, abends 
lud die Bundeswehr die Öffentlichkeit 
zum „feierlichen Gelöbnis“ auf den 
Kasernensportplatz. Die lokale Presse 
hatte vorher, indem sie seitenlange Ab­
handlungen über die 350jährige Garni­
sonstradition der Stadt abdruckte, ver­
sucht, den Boden für eine solche Ver­
anstaltung zu bereiten. Doch schon am 
7.5., als in der Stadtkirche der Gelöb­
nisgottesdienst stattfinden sollte, ließ 
sich das nur mit Polizeischutz, 
Knüppel- und Hundeeinsatz machen, 
da eine Gruppe von Leuten vor der 
Kirche demonstrierte. Verschiedene

Christen, die sich an der Aktion betei­
ligten, sind empört darüber, daß ihnen 
der Zugang zur Kirche verwehrt wird, 
während sich Polizeihunde ungestört 
darin tummeln können. Es hat deshalb 
Kirchenaustritte gegeben. Ein mager 
besuchter Tag der offenen Tür, der 
von Flugblattaktionen begleitet war, 
konnte die Militärs ebensowenig freu­
en wie ihr Gelöbnis. Ca. 60 Demon­
stranten, die ein Transparent entroll­
ten, mußten mittels massivem Einsatz 
von zu Feldjägern verpflichteten Sol­
daten fortgeräumt werden. Die Polizei 
leistete auch hier wieder Hilfestellung, 
konnte aber nicht verhindern, daß die 

Kriegsgegner unmittelbar am Ort des 
feierlichen Aktes wieder auftauchten 
und mit Sprechchören wie „BRD raus 
aus der NATO“ und allerlei akusti­
schen Geräten ihren Protest lautstark 
zum Ausdruck brachten. Die Öffent­
lichkeit war der Veranstaltung größ­
tenteils ferngeblieben, nur ca. 100 
Menschen, von denen die Hälfte dem 
Ganzen eher kritisch gegenüberstand, 
hatte die Bundeswehr in dem 36000- 
Einwohnerort Itzehoe anlocken kön­
nen.

Wohl weil solcherlei Erfahrungen 
nicht gerade die Kampfmoral stärken 
und weil mit Atomwaffen noch schwe­
rer Propaganda zu betreiben ist als mit 
„harmlosen“ Sanitätern, ließen die 
Militärs das für den 23.5. in Kellinghu­
sen geplante Spektakel kurzerhand ins 
Wasser fallen. Das atomar bewaffnete 
Raketenartilleriebataillon 62 vereidigte 
im engsten Kreise, die Tür blieb ge­
schlossen. Auf einer Kundgebung, an 

der sich ca. 50 Menschen beteiligten, 
wurde u.a. „Keine Atomwaffen in Kel­
linghusen und auch nicht anderswo“ 
gefordert. Ein gleichlautendes Trans­
parent wurde vom Aussichtsturm der 
Stadt heruntergelassen. Die örtliche 
Polizei beschlagnahmte ein Transpa­
rent mit Knüppeleinsatz, mußte dies 
aber anschließend wieder herausgeben.

Das Artillerieregiment 6, zu dem 
auch das RakBtl 62 in Kellinghusen ge­
hört, nennt sich stolz den „Hammer 
der 6. PzGrnDiv“, seine Raketen „ei­
ne Schwerpunktwaffe des Truppen­
führers, dazu bestimmt, Feuerschläge 
auf solche Ziele abzugeben, die von be­

sonderer Bedeutung sind“. Das 
RakBtl 62 verfügt über nukleare Kurz­
streckenraketen vom Typ „Lance“ 
und über Raketenwerfer M 110 SF 
(Selbstfahrlafette), die eine nur geringe 
Reichweite (10 bis 14 km), aber eine er­
hebliche Sprengkraft (50 bzw. 10 kt) 
aufzuweisen haben. Daß durch die ge­
ringe Reichweite auch die örtliche Be­
völkerung bedroht ist, stört Bundes­
wehr und US-Besatzer wenig. Die Kel­
linghusener Feuerwehr erhielt 1977 le­
diglich einen ABC-Abwehrzug, der - 
so die örtliche Presse - „dort einge­
setzt wird, wo die Bevölkerung durch 
atomare ... Stoffe unmittelbar be­
droht oder betroffen ist“.

Angesichts der Tatsache, daß der 
Widerstand gegen die Kriegspolitik der 
BRD weite Kreise zieht, taktiert die 
Kellinghusener Bundeswehrführung 
äußerst behutsam, könnte doch bei all­
zu forschem Säbelklirren der Kampf 
speziell gegen „ihre Raketen“ sich 
noch schneller entwickeln, als das oh­
nehin schon der Fall ist.

Es geht nicht mehr so einfach, wie 
1976, als Konteradmiral Benzino, Chef 
des Territorialkommandos Schleswig- 
Holstein, im Itzehoer Stadion einen 
„großen Zapfenstreich“ aller drei Teil­
streitkräfte abnehmen konnte, und die 
Lokalpresse dies als „großes Erlebnis 
für die Bevölkerung“ feierte. Um Fra­
gen des Militarismus und des Kampfes 
dagegen zu diskutieren, hat sich unter­
dessen in Itzehoe ein Kreis von etwa 20 
Leuten zusammengefunden, der regel­
mäßig tagt.

Nordrhein- Westfalen
600 Lehrer für zwei 
Jahre arbeitslos

Bielefeld. Nach einem Erlaßentwurf 
des nordrhein-westfälischen Kultusmi­
nisters vom 7. Mai zum Lehrereinstel­
lungsverfahren 1981 werden über 600 
Lehrer keine Anstellung bekommen. 
Der nächste Einstellungstermin wird 
von 1982 auf den Schuljahrsbeginn 
1983/84 verschoben. Nachdem in den 
vergangenen Jahren in NRW alle Be­
werber ein Einstellungsangebot be­
kommen hatten, ist jetzt eine minde­
stens zweijährige Arbeitslosigkeit vor­
gesehen.

Für viele bedeutet dies, da sie kein 
Arbeitslosengeld bekommen und auf­
grund der Mittelkürzungen auch nicht 
an Volkshochschulen oder Universitä­
ten überwechseln können, den Zwang 
zur Aufgabe ihres Berufes. Unlängst 
hatte Kultusminister Girgensohn noch 
verkündet, daß 1400 Bewerber kein 
Einstellungsangebot bekommen, jetzt 
sind es „nur“ noch 600. Offensichtlich 
sollen viele Lehrer Einstellungen krie­
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gen, die mehrere hundert km vom Hei­
matort entfernt liegen, so daß sie auf­
grund z.B. familiärer Verhältnisse ab­
lehnen müssen. Diese Stellen werden 
dann ein zweites Mal angeboten. Will­
kürlich wird so die Zahl der Bewerber 
ohne jedes Einstellungsangebot ge­
senkt.

Mit der Arbeitslosigkeit wird die 
Teilzeitarbeit ausgeweitet: An der 
Hauptschule sollen über 1500 der 2200 
Bewerber mit 36-Verträgen kurzarbei­
ten, während 217 arbeitslos werden. 
An der Realschule erhalten 20% keine 
Anstellung, während 14% der Bewer­
ber kurzarbeiten müssen. An der 
Grundschule wird zum 4.9.81 nur ein 
Drittel der Bewerber eingestellt - alle 
mit 36-Verträgen -, für den Rest wird 
ein weiteres Einstellungsverfahren mit 
Dienstantritt zum 2.11.81 eröffnet; ob 
dann alle berücksichtigt werden, ist un­
gewiß. Am Gymnasium werden — ab­
gesehen von 200 - alle mit voller Stun­
denzahl eingestellt. An den anderen 
Schulformen wird es keine Arbeitslo­
sen geben. Die jetzt Abgewiesenen sol­
len nur dann zum Schuljahresbeginn 
1983/84 eingestellt werden, ,»sofern 
ein entsprechender fächerspezifischer 
Unterrichtsbedarf vorliegt“.

„Fehlender Unterrichtsbedarf“ war 
angeblich das Kriterium für die Ableh­
nung der Bewerber. Dieser wurde je-

Der AjLE der GEW Bielefeld auf der
1. Mai-Demonstration 1981

doch erst ermittelt, nachdem sich alle 
Lehrer beworben hatten. Damit konn­
te der „Bedarf“ entsprechend dem Bil­
dungsetat im Landeshaushalt festge­
legt werden. Tatsächlich ist die Unter­
richtsversorgung an den Schulen 
NRWs weiterhin völlig unzureichend. 
Kaum eine Klasse erreicht die von der 
GEW als Höchstgrenze geforderte An­
zahl von 25 Schülern. So hatten im ver­
gangenen Schuljahr noch 42,5% aller 
Grundschulklassen und 79,6% aller 
Hauptschulklassen mehr als 25 Schü­
ler. Die Durchschnittsklassenfrequenz 
an der Hauptschule lag bei 28,3 Schü­
lern, an der Realschule bei 32,7 und am 
Gymnasium bei 32,7. Trotz gegenteili­

ger Beteuerungen haben sich die 
Durchschnittsklassenfrequenzen an 
der Realschule von 32,6 Schülern 1973 
auf 32,7 Schüler 1980 verschlechtert. 
Unter diesen Bedingungen ist die För­
derung schwächerer Schüler unmög­
lich, sie werden schlicht ausgelesen und 
umsortiert.

Aufgrund überlanger Arbeitszeiten 
der Lehrer von 54 Unterrichtswochen­
stunden wird die Qualität des Unter­
richts zusätzlich verschlechtert. Eine 
Herabsetzung der Unterrichtsver­
pflichtung um eine Wochenstunde für 
alle Lehrer, wie sie die GEW fordert,

Stationierungsstreitkräfte
Verhandlungen über Arbeitsplatz- 
und Einkommensschutz
Mannheim, Die ÖTV will die Möglich­
keiten der Besatzungsstreitkräfte, im 
Bereich der zivilen Beschäftigten zu ra­
tionalisieren und privatisieren, ein­
schränken und einen Tarifvertrag über 
Einkommens-und Rationalisierungs- 
Arbeitsplatzschutz abschließen. Den 
Entwurf hat die ÖTV bereits im Fe­
bruar den Streitkräften vorgelegt. Da­
mit begegnet sie den Privatisierungsab­
sichten der Besatzungsarmeen, insbe­
sondere der US-Army. Diese plant seit 
Januar 1980, sämtliche Versorgungs­
und Dienstleistungen, die bislang deut­
sche Zivilbeschäftigte ausführen, zu­
sammenzufassen und an Privatfirmen 
zu übergeben. Nach dem Protest von 
ÖTV und Betriebsvertretungen beim 
amerikanischen Hauptquartier nahm 
dies seine Anordnung zurück. Gleich­
zeitig erging die Aufforderung an 
sämtliche Kommandeure, selber zu 
überprüfen, welcher Einzelbereich ei­
ner Kaserne sich zu privatisieren anbie­
te.

Der Tarifvertrag, über den am 29. 
und 30. Juni erstmals verhandelt wird, 
sieht darum die Sicherung von Ein­
kommen und Arbeitsplatz u.a. bei fol­
genden Maßnahmen vor:
- Verlagerung von Aufgaben auf Pri­
vatfirmen durch Kontrakte;
- Einschränkung, Stillegung oder 
Auflösung von Betrieben/Verwaltun- 
gen;
- Zusammenschluß mit anderen Be­
trieben, Änderung der Betriebsorgani­
sation, Verlegung von Betriebsteilen;
- Einführung anderer Arbeitsmetho­
den oder Fertigungsverfahren, techni­
sche Veränderungen;
- personalwirtschaftliche Stellenplan­
kürzungen (Haushaltskürzungen);
- bei persönlicher Leistungsminde­
rung eines Arbeitnehmers durch 
Krankheit, Unfall oder berufliche Be­
lastungen.

Die Schwerpunktforderungen des 
Tarifvertrages sind: 

würde in NRW 6200 zusätzliche Stel­
len notwendig machen.

Die Hauptpersonalräte werden den 
Erlaßentwurf des Kultusministeriums 
ablehnen, so daß eine Einigungsstelle 
entscheiden muß. Der AjLE hat einen 
Resolutionsvorschlag gegen den Erlaß 
und für die Einstellung aller Lehrer an 
Ausbildungsseminare, Schülervertre­
tungen und ASten im Land zur Verab­
schiedung geschickt. Die Fachgruppe 
Realschule der GEW im Bezirk Det­
mold führt eine Unterschriftensamm­
lung durch. Noch können die Regie­
rungspläne durchkreuzt werden.

- Geschützt sind alle Arbeitnehmer, 
die länger als 6 Monate beschäftigt 
sind;
- Bei allen Änderungen ist der Arbeit­
geber verpflichtet, einen mindestens 
gleichwertigen und zumutbaren Ar­
beitsplatz zu sichern. Das kann Um­
schulung, Fort- oder Weiterbildung 
einschließen;
- Der Arbeitgeber hat Umschulung, 
Fort- und Weiterbildung durchzufüh­
ren und zu bezahlen. Dem Arbeitneh­
mer ist dafür Freizeit unter Fortzah­
lung des Lohnes zu gewähren. Arbeit­
nehmer über fünfzig können den Be­
such solcher Kurse ablehnen;
- Genereller Kündigungsschutz für 
Arbeitnehmer ab vierzig Jahren und 
mindestens fünfjähriger Beschäftigung 
oder zehnjähriger Beschäftigung unab­
hängig vom Alter. Für alle anderen 
sechs Monate Kündigungsfrist;
- Vierzigjährigen und Älteren ist das 
Einkommen absolut zu sichern;
- Absolute, umfassende, rechtzeitige 
Information der Betriebsvertretungen.

Die Durchsetzung der Forderungen

Stand der ÖTV-Betriebsgruppe Statio­
nierungsstreitkräfte am 1. Mai in 
Mannheim.
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dieses Tarifvertrages würde die Privati- 
sierungs- und Rationalisierungsvorha­
ben der Besatzungsstreitkräfte erheb­
lich behindern und ähnliche Unruhezu­
stände hervorrufen wie die Warn­
streiks im letzten Dezember, die eine 
verbesserte Lohnstruktur durchsetz­
ten. Eine Vorreiterposition haben die 
Verhandlungen in Bezug auf den Ab­
schluß des gleichen Tarifvertrages für 
den gesamten Öffentlichen Dienst. Die 
Große Tarifkommission der ÖTV hat 
beschlossen, dem Dienstherrn den glei­
chen Entwurf nach dem Lohntarifab­
schluß vorzulegen. Ziemlich sicher ist, 
daß, nachdem die Beschäftigten bei 
den Stationierungsstreitkräften erst 
vor einem halben Jahr ihre Kampfstär­
ke unter Beweis gestellt haben, sich 
dort die Forderungen eher und schnel­
ler durchsetzen lassen gegen die Besat­
zer und ihren Verhandlungsführer Fi­
nanzminister Matthöfer. Seinem 
Amtskollegen Baum wird es dann wohl 
schwer gelingen, einen schonmal abge­
schlossenen Vertrag den Beschäftigten 
im Öffentlichen Dienst zu verweigern.

Westberlin
Rechtsstellung der 
Zivil beschäftigten

Westberlin, Durch Erlaß einer Berlin 
Kommandantura Order (BKO), die in 
Westberlin obersten Gesetzesrang hat, 
haben die drei westlichen Besatzer am 
4. Februar die arbeitsrechtliche Stel­
lung der Zivilbeschäftigten geregelt.

Anders als in Westdeutschland, wo 
Anfang Mai in einem Abkommen zwi­
schen den NATO-Botschaftern und 
der Bundesregierung eine ähnliche Re­
gelung aufgrund des Artikels 56 des 
NATO-Truppenstatuts getroffen wur­
de, bedarf es in Westberlin keiner Zu­

stimmung des Senats.
Die in Westberlin erlassene BKO 

orientiert sich zwar am Betriebsverfas­
sungsgesetz, schließt aber wesentliche 
Schutzrechte für die Zivilbeschäftigten 
aus. So sind Kündigungsschutzverfah­
ren vor dem Arbeitsgericht ebenso aus­
geschlossen wie die Rechte der Be­
triebsräte bei personellen Einzelmaß­
nahmen wie Einstellung, Umsetzung, 
Umgruppierung oder Versetzung.

Die jetzt zu wählenden Betriebsräte 
werden zwar entsprechend dem west­
deutschen Arbeitsrecht gebildet, kön­
nen auch nicht mehr einfach per militä­
rischem Befehl aufgelöst werden, ihre 
Inspektionsrechte sind aber fast völlig 
außer Kraft. Alles, was als ,,geheim 
oder vertraulich“ eingestuft wird, ist 
der Kontrolle duch den Betriebsrat ent­
zogen, ohne daß dieser vor dem Ar­
beitsgericht gegen derartige Einschrän­
kung seiner Rechte klagen kann.

Insbesondere die US-Besatzer ent­

falten derzeit starken Druck auf die 
Arbeitsbedingungen der Zivilbeschäf­
tigten, indem sie freiwerdende oder 
auch freigemachte Stellen bevorzugt 
mit Angehörigen der Besatzersoldaten 
besetzen. Während diese auch in West­
deutschland in den vergangenen Jah­
ren praktizierte Methode der Spaltung 
dort gegen eine ausdrückliche Bestim­
mung des NATO-Truppenstatuts ver­
stößt, unterliegen die Westberliner Be­
satzungsstreitkräfte keinerlei Be­
schränkungen.

Seit Jahren erhebt die ÖTV die For­
derungen nach voller Anwendung des 
westdeutschen Arbeits- und Personal­
vertretungsrechts für alle Zivilbeschäf­
tigten der Besatzungstruppen. Insbe­
sondere wird kritisiert, daß die Zivilbe­
schäftigten praktisch als Kombattan­
ten behandelt und vollständig in die 
Mobilisierungspläne der Besatzer ein­
bezogen werden.

Auch für die jetzt laufenden Tarif­
verhandlungen unterliegen die Zivilbe­
schäftigten zusätzlicher gesetzlicher 
Unterdrückung. Zwar wird die Tarif­
freiheit in der BKO gewährt, über die 
Höhe des Abschlusses entscheiden je­
doch die alliierten Stadtkommandan­
ten per Befehl, so daß die zwischen 
ÖTV und dem Leiter des Amtes für 
Besatzungslasten geführten Verhand­
lungen schnell zur Farce werden kön­
nen.

Kostendämpfung
11. Deutscher
Krankenhaustag

München, Vom 19.-22. Mai fand in 
München der 11. Qeutsche Kranken­
haustag statt mit dem Thema „Das 
Krankenhaus der 80er Jahre“. Gleich­
zeitig fand die größte Krankenhaus­
fachmesse der Welt statt, die Interho- 
spital ’81.

Kostendämpfung war das zentrale 
Thema aller Referenten angesichts ei­
nes „drohenden erneuten Kosten­
schubs“ in den Krankenhäusern. An­
nemarie Renger, bekannt als konse­
quente Vertreterin des Nato-Doppelbe- 
schlusses, zudem eifrige Sozialdemo­
kratin, unterstrich auf der Eröffnungs­
feier die Notwendigkeit, die Kranken­
häuser in die Kostendämpfungsgesetze 
des Bundes mit einzubeziehen. Verwal­
tung, Ärzte und Pflegepersonal rief sie 
zum „sparsamen und wirtschaftlichen 
Handeln“ auf, „noch vorhandene Ra­
tionalisierungsreserven müssen gesucht 
und ausgeschöpft werden.“

Fabrikant Werner Engel, Vorsitzen­
der des Ausstellungs-Ausschusses In­
terhospital, hob besonders die hohen 
Personalkosten hervor. „Üben wir den 
Verteilungskampf erst dann wieder, 
wenn es wirklich etwas zu verteilen 

gibt“, ist sein Appell an die Gewerk­
schaften, die Lohnsenkungspolitik der 
Kapitalisten zu unterstützen.

Während die SPD durch weitere Ge­
setzesmaßnahmen kostendämpfende 
Maßnahmen - wie Abbau von Betten, 
Personal und Sachmitteln, Kostenent­
lastung durch mehr ambulante Ein­
richtungen - durchsetzen will, propa-
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Verkürzung der Liegezeiten, Konzen­
trierung Schwerstkranker in den Kran­
kenhäusern durch Ausbau der ambu­
lanten Krankenpflege: Für die Be­
schäftigten eine ungeheure Arbeitsin­
tensivierung.

giert die CDU/CSU „flexible“ Verträ­
ge wie den „Bayernvertrag“ oder die 
Vereinbarung über „ambulante Opera­
tionen“.

Prof. Dr. Schaefer faßt zusammen, 
was allen am Herzen liegt: „Das Pfle­
gepersonal hat nicht mehr den christli­
chen Impetus der Caritas, der Arzt 
nicht mehr die Einfühlsamkeit, die frü­
her den Arzt auszeichnete ... Diese 
sinkende Dienstleistungs-Bereitschaft 
hat ihre Gründe natürlich in der völlig 
gewandelten Mentalität der Menschen, 
da niemand mehr über die vertraglich 
festgesetzten Stunden hinaus ohne 
Entgelt tätig sein will.“

Justiz
BVG bestätigt Urteil 
im Härdle-Prozeß

Das Bundesverfassungsgericht (BVG) 
hat Ende Mai die Verfassungsbe­
schwerde des Heidelberger Rechtsan­
walts Gerhard Härdle abgewiesen. 
Beim BVG war ein Antrag gestellt wor­
den, die Verwerfung der Revision 
Härdles durch den Bundesgerichtshof 
(BGH) gegen ein Urteil von 22 Mona­
ten ohne Bewährung aufzuheben. 
Härdle war verurteilt worden, weil er 
1976 an einem Wahlkampfstand des 
KBW teilgenommen hatte (angeblicher 
Landfriedensbruch), und wegen an­
geblicher Falschaussage zugunsten ei­
nes Mandanten. Seit Beginn des Ver­
fahrens nahmen zahlreiche Organisa­
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tionen und Vertretungskörperschaften 
dagegen Stellung. Insbesondere in der 
Anwaltschaft besteht breite Kritik an 
der Art und Weise, wie das Urteil zu­
stande kam.

Etwa zum Zeitpunkt der BVG-Ent- 
scheidung haben beinahe 400 Rechts­
anwälte aus der ganzen BRD in einer 
halbseitigen Anzeige in der „Zeit“ 
Stellung genommen: „Wesentliche 
Verteidigungsrechte sind in diesem 
Strafverfahren in so grundsätzlicher 
Weise in Frage gestellt worden, daß wir 
dies nicht hinnehmen können, soll Ver­
teidigung nicht zur Farce werden. Wir 
erwarten vom BVG, daß es die Fehl­
entscheidungen des Landgerichts und 
des BGH aufhebt.“ Das BVG lehnte es 
aber ab, die Beschwerde überhaupt zu 
befassen, weil sie „keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg hat.“ Das BVG 
bestätigte alle kritisierten Rechtsauf­
fassungen des BGH.

So war in Abwesenheit Härdles ver­
handelt worden. Er mußte zur gleichen 
Zeit einen Mandanten verteidigen, 
Verlegungsanträge wurden abgelehnt. 
Daß Härdle dann trotzdem seinen 
Mandanten verteidigte, werten BGH 
und BVG als „eigenmächtiges Ausblei­
ben“. Das Fragerecht der Verteidigung 
wurde bei Belastungszeugen beschnit­
ten. Das Gericht verlangte eine Liste 
der von der Verteidigung noch geplan­
ten Fragen. Als diese nicht vorgelegt 
wurde, brach das Gericht die Befra­
gung ab! Das BVG bestätigt diese Pra­
xis: „Dem Vortrag (Härdles) ist nicht 
zu entnehmen, welche weiteren Fragen 
der Beschwerdeführer oder seine Ver­
teidiger an den Zeugen nach Beendi­
gung der Vernehmung durch das Ge­
richt noch hätten stellen wollen.“ Wei­
ter waren zwei Verteidiger erst drei Ta­
ge vor Prozessbeginn geladen worden. 
Ihr Antrag auf TerminverSchiebung 
zur besseren Vorbereitung (3000 Ak­
tenseiten) wurde abgelehnt. Das BVG: 
„Während der zahlreichen Unterbre­
chungen der über vier Monate dauern­
den Hauptverhandlung ... hatten Sie 
Gelegenheit zu ergänzender Vorberei­
tung.“

Der Beschluß des BVG ist unan­
fechtbar, der Rechtsweg gegen das Ur­
teil ist also vollends erschöpft. Jetzt 
wird die Staatsanwaltschaft das Urteil 
vollstrecken wollen, wenn Härdle sein 
Pflichtverteidigermandat in einem lau­
fenden Verfahren beendet hat. RA 
Härdle wird gegen die Entscheidung 
beim Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte Beschwerde einlegen. 
Dieser kann nach Abschluß des natio­
nalen Rechtsweges das BVG-Urteil 
rechtsverbindlich aufheben, falls er zu 
der Auffassung gelangt, daß Festle­
gungen der Europäischen Menschen­
rechtskommission verletzt wurden. 
Diese Beschwerde hat allerdings wie 
die Verfassungsbeschwerde keine voll­
streckungsaufschiebende Wirkung.

MAN-München
Lackierer wehren sich 
gegen Lohnsenkung
München. Die Lackierer bei MAN- 
München haben vor kurzem die Arbeit 
niedergelegt und sind zum Betriebsrat 
gegangen. Die Lackierer arbeiten im 
Gruppenakkord. Die Kapitalisten ha­
ben den Akkordsatz gesenkt, die vor­
geschriebenen Stückzahlen waren nicht 
erreicht worden. Hohe Fluktuation 
und hoher Krankenstand sowie die 
Versetzung der Teilelackierer in die 
Fahrerhauslackiererei und die Rah­
menlackiererei, wo eine Einarbeitungs­
zeit notwendig ist, sind die Ursachen, 
daß die vorgeschriebenen Stückzahlen 
nicht erreicht wurden. Der Betriebsrat 
verhandelt mit der Geschäftsleitung, 
ein konkretes Ergebnis gibt es noch 
nicht.

Im Februar letzten Jahres haben die 
Lackierer erfolgreich Überstunden ver­
weigert und im Herbst durch Andro­

V.*'

Die MAN-Belegschaft von Augsburg im Tarifstreik. Durch Zusatzvereinbarung 
fällt der Bayernmonat im Tarifjahr 1982

hung von Arbeitsniederlegung erreicht, 
daß das Wasser, das an den Wänden 
der Lackierboxen herunterläuft und 
die Farbdämpfe absorbiert, wöchent­
lich ausgewechselt wird. Die Kapitali­
sten wollten nur vierzehntägig aus­
wechseln, weil das Wasser aufbereitet 
werden muß, bevor es in die Kanalisa­
tion geleitet werden kann.

Konkurrenzunternehmen im Nutz­
fahrzeugbau mit größeren Stückzahlen 
arbeiten mit computergesteuerten 
Farbspritzanlagen und haben damit ei­
ne größere Produktivität. Offensicht­
lich lohnt sich für die MAN-Kapitali- 
sten bei einer täglichen Stückzahl von 
rund 80 Lastkraftwagen, die im Werk 
München vom Band rollen, der Ein­

satz einer derartigen Anlage nicht. Sie 
versuchen durch Ausweitung des 
Schichtbetriebes und Überstunden mit 
der Konkurrenz gleichzuziehen.

Ein Rationalisierungsschwerpunkt 
der MAN-Kapitalisten in den letzten 
Jahren war das Montageband. In die­
sem Bereich sind 60% des Anlagever­
mögens konzentriert. Der Bereich der 
mechanischen Eigenfertigung wird ab­
gebaut durch Verlagerung in andere 
MAN-Werke bzw. durch Umstellung 
auf Kaufteile. Ein Index für die gestie­
gene Intensivierung der Arbeit zeigt 
sich im Verhältnis Maschinen und ma­
schinelle Anlagen pro Beschäftigtem 
zu Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen 
pro Beschäftigtem. Dieses Verhältnis' 
betrug im Geschäftsjahr 1971/72 1:0,8' 
und im Geschäftsjahr 1979/80 1:3,3. 
Das Verhältnis Arbeiter zu Angestell-

Älte wird 
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ten ist in diesem Zeitraum annähernd 
gleich geblieben. Ein Qualitätssiche­
rungsapparat sichert die Kaufteilquali­
tät, so daß eine schnelle Montage ge­
währleistet ist (Auf eine M 12er 
Schraube paßt keine M 11er Mutter 
usw.). Werden fehlerhafte Teile mon­
tiert, so haftet der Lieferant (Lieferan­
tenhaftung). 50% des Umsatzes im 
letzten Geschäftsjahr entfielen auf 
Kaufteile.

Am Montageband müssen die Ar­
beiter im Gruppenakkord arbeiten, die 
Gruppen haben Stärken zwischen 10 
und 200 Mann.

Was die MAN-Kapitalisten gegen­
wärtig bei den Lackierern versuchen, 
ist ein Zangenangriff auf den Lohn.
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Spritzlackieren

Das Lackieren eines LKW erfordert 
folgende Arbeitsgänge: Der vor­
montierte Rahmen (auf die Rah­
men sind die Achsen, Federung, 
Bremsleitungen, Steuer- und Regel­
ventile montiert) durchläuft eine 
Lackierbox. Durch Spritzlackieren 
mittels Spritzpistole erfolgt eine 
Überlackierung entsprechend der 
Sollfarbe. Danach durchläuft der 
vormontierte LKW eine Trocken­
box, an deren Ende der Finish- 
Bandabschnitt beginnt mit zu­
nächst der Montage des Dieselmo­
tors und anschließender Montage 
des kompletten Fahrerhauses. Das 
Fahrerhaus selbst, das durch 
Punktschweißen der Einzelelemen­
te gefertigt ist, wird zunächst grun- 

‘ diert mittels eines Elektrotauchver­
fahrens und anschließend spritz- 
lackiert. Das Grundieren erfordert 
eine Nacharbeit (Ausgleich von 
Dickenunterschieden, Beseitigung 
von Läufern), das Schleifen, das 
mit Lohngruppe 6 bezahlt wird.

Das Spritzlackieren selbst hat den 
Intensitätsgrad des Hauptmontage­
bandes, wo bei MAN gegenwärtig 
ein Akkordsatz von 136,4% ausge­
wiesen ist. Die Sorgfalt ist durch 
Folgendes bestimmt: Ist die Über­
lackierschicht bei vormontiertem 
Rahmen zu dick, ist die Farbe nach 
dem Durchlaufen der Trockenbox 
nicht trocken und hält nicht, ist sie 
zu dünn, schimmert die Grund­
lackierung der Einzelteile durch. 
Sind beim Spritzlackieren des Fah­
rerhauses die Dickenunterschiede 

^)zu groß, stimmt der Glanzgrad 
nicht; Farbfehler sind hier kaum 
nachzuarbeiten und wenn, dann 
sehr teuer. Die Bundeswehr z.B. 
stellt hohe Anforderungen an die 
Farbqualität (Tarnfarbe). Weiter 
muß die Farbe Korrosionsschutz 
gewähren.

Spritzlackierer sind meistens ehe­
malige Maler. Die Arbeit ist ge­
sundheitsschädigend und muß mit 
Atemschutzmasken durchgeführt 
werden, sie wird mit Lohngruppe 7 
bis 8 bezahlt. Durch Schicht und 
Akkord und die verschiedenen Zu­
lagen (Schicht-, Schmutz-, Lärmzu­
lagen, Milchgeld) erreichen Lackie­
rer um die 3000 DM netto. Der 
Krankenstand beträgt zeitweise 
50%. Nach Auskunft eines Lackie­
rers kann diese Arbeit keiner länger 
als fünf Jahre aushalten.

Unvollständige Besetzung einer Ak­
kordgruppe soll zur Leistungssteige­
rung anstacheln. Daß die MAN- 
Geschäftsleitung den Tarifabschluß 
nur auf die tariflichen Bestandteile des 
Lohnes bezahlt, hat sie mit der Ausga­
be der Lohn- und Gehaltsmitteilungen 
dokumentiert. Bei den Akkordlöh­
nen!, die neben den tariflichen Zula­
gen weitere zusätzliche Zulagen erhal­
ten, die jetzt nicht mitangehoben wer­
den, beträgt die effektive Lohnerhö­
hung weniger als 4,9%. Bei den 
Lackierern liegt die effektive Lohner­
höhung bei 4%. Bei einem Zeitlöhner, 
Magaziner mit Lohngruppe 6 und einer 
außertariflichen Zulage von 0,90 DM 
beträgt die Erhöhung des Effektivstun­
denlohns 4,5%.

Lärm-, Schmutz- und andere Er­
schwerniszulagen, wie sie im Mantelta- 
rifvertrag festgehalten sind, müssen ta­
rifiert werden, so daß sie mit jedem 
Lohnabschluß mitangehoben werden 
müssen. Bei den Lackierern betragen 
diese Zulagen 1,00 bis 1,50 DM pro 
Stunde.

Daimler-Benz
Teststrecke: Baldiger 
Baubeginn geplant

Heilbronn, ,,Bereits seit über drei Jah­
ren kämpfen wir gegen Daimler-Benz 
und seine Tochtergesellschaft, die Lan­
desregierung“, so der am 30. Mai auf 
der Generalversammlung der Bund­
schuh-Genossenschaft in Boxberg un­
ter großem Beifall zum 1. Vorsitzenden 
gewählte Landwirt Herbert Hettinger 
vor ca. 500 Teilnehmern. Zur Verbes­
serung der internationalen Konkur­
renzsituation plant Daimler-Benz im 
Main-Tauber-Kreis eine Teststrecke 
über eine Fläche von 614 ha mit einem 
Bauvolumen von ca. 150 Mio. DM.

Zur Organisierung des Widerstandes 
dagegen und zur Entwicklung eigener 
Produktionsmethoden wurde im Ja­
nuar 1979 die Bundschuh-Genossen­
schaft gegründet. Erst kürzlich hat der 
Badische Genossenschaftsverband wie­
der erklärt, daß er zu einer Anerken­
nung als Genossenschaft nicht bereit 
ist, weil nur politische und ideelle Ziele 
verfolgt würden und keine wirtschaftli­
chen. Seit der letzten Generalversamm­
lung im Dezember 1979 hat sich die 
Zahl der Mitglieder auf 1436 verdop­
pelt. Das Genossenschaftsvermögen 
betrug Ende 1980 210000 DM. In den 
Vorstand wurden sieben Bauern und 
Bäuerinnen, der Geschäftsführer und 
ein Lehrer gewählt. Hettinger in seiner 
Rede: „Wir sind eine antikapitalisti­
sche, ökologische Bewegung und 
kämpfen gegen die Zerstörung des Le-

bens und die Vernichtung unserer bäu­
erlichen Existenz.“

Es gibt inzwischen deutliche Hinwei­
se darauf, daß Daimler-Benz mit Un­
terstützung der Landesregierung noch 
in diesem Jahr mit dem Bau der Test­
strecke beginnen will. Ende April ist es 
den Bauern gelungen, einen Vermes­
sungstrupp vom Gelände zu vertrei­
ben. Anläßlich der Einrichtung einer 
neuen Polizeidirektion für den Main- 
Tauber-Kreis hat CDU-MdB Miltner 
zur „Erhaltung des staatlichen Gewalt­
monopolanspruchs“ aufgerufen. Der 
Bundschuh-Vorsitzende dagegen: 
„Der Bundschuh will keine Gewalt. 
Wenn aber diese Herren das Unrecht 
zu Recht erheben und unsere Äcker zu­
betonieren ..., durch wahnsinnigen 
und unbegrenzten Rüstungswettlauf 
das Leben auf dieser Erde in Frage stel­
len, dann ist es einfach Bürgerpflicht 
und patriotische Aufgabe, das gewis­
senlose Treiben einer menschenfeindli­
chen Profit-Mafia zu unterbinden.“

Nur wenige hundert Meter vom 
Testgelände entfernt, ist vor wenigen 
Monaten ein NATO-Treibstofflager 
fertiggestellt worden. Der Bundesmini­
ster der Verteidigung hat nach einer 
Anfrage der „Alternativen Liste Box­
berg“ dem Bürgermeister am 25.9.80 
mitgeteilt: „Im NATO-Tanklager Box­
berg werden die Kraftstoffvorräte für 
die Versorgung der NATO-Streitkräfte 
in Krisen und im Krieg gelagert.“ Die 
Treibstoffzuleitung führt von Heil­
bronn durch das Testgelände, und mit 
der vorgesehenen Lagerung von Dü­
senkraftstoff ist die Nutzung der bis zu 
60 m breiten und 4 km langen, hori­
zontal verlaufenden Fahrbahnen für 
den militärischen Flugbetrieb möglich. 
Daß der Widerstand gegen die Daim­
ler-Teststrecke Bestandteil des Kamp­
fes gegen die Kriegsvorbereitungen der 
BRD ist, hat die Generalversammlung 
durch ein eindeutiges Votum gegen den 
NATO-Nachrüstungsbeschluß und die 
Stationierung von Mittelstreckenrake­
ten in der Bundesrepublik zum Aus­
druck gebracht.
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Asylanten
Neue Urteile gegen 
Asylbewerber

Bremen. Ein neues Beispiel für die 
schikanöse Behandlung von Asylbe­
werbern lieferte jüngst das Verwal­
tungsgericht Bremen. Auf Grund des 
Wartezeiterlasses der Bundesregierung 
bekam ein Asylbewerber aus Ghana 
keine Arbeitserlaubnis. Das heißt kon­
kret für Bremen: ein Jahr Arbeitsver­
bot - jedenfalls bezogen auf Arbeit zu 
tariflichen Bedingungen. Nicht gilt das 
Arbeitsverbot für sogenannte „ge­
meinnützige Arbeit“, wie sie das Bun­
dessozialhilfegesetz nennt.

Der Asylbewerber, wegen der feh­
lenden Arbeitserlaubnis Empfänger 
von Sozialhilfe, sollte für einen Stun­
denlohn von DM 0,50 eine solche „ge­
meinnützige Arbeit“ verrichten. Als er 
sich weigerte und stattdessen das So­
zialgericht anrief, um prüfen zu lassen, 
ob ihm die Arbeitserlaubnis überhaupt 
versagt werden darf, wurde ihm die So­
zialhilfe um 20% gekürzt. Das Verwal­
tungsgericht Bremen stützte diese 
Maßnahme des Sozialamtes und ent­
schied per einstweiliger Anordnung: 
„Es ist auch sonst kein Grund ersicht­
lich, der es als unzumutbar erscheinen 
läßt, daß der Antragsteller arbeitet, um 
aus Sozialhilfemitteln unterhalten zu 
werden.“

In Schleswig-Holstein werden Asyl­
bewerbern neuerdings ausländerbe­
hördliche Bescheinigungen ausgestellt, 
die „ständig mitzuführen und auf Ver­
langen vorzuzeigen“ sind, wo das Ar­
beitsverbot ausgewiesen wird: „Selb­
ständige Erwerbstätigkeit oder ver­
gleichbare unselbständige Erwerbstä­
tigkeiten nicht gestattet.“ Wer sich 
dennoch eine Arbeit besorgt, kann so­
fort abgeschoben werden. Es sei denn, 
er arbeitet „gemeinnützig“ für 
DM 0,50.

Das Oberverwaltungsgericht Lüne­
burg verweigerte kürzlich fünf Türken 
die Anerkennung als Asylberechtigte. 
Sie hatten aus politischen Gründen 
Asyl beantragt. Das Gericht war je­
doch der Meinung, daß es in der Tür­
kei „keine staatliche Verfolgung“ von 
Nichtstraftätern gibt. „Der türkische 
Staat sei seit der Regierungsübernahme 
durch das Militär 1980 in der Lage und 
willens, seine andersdenkenden Bürger 
vor Verfolgungen zu schützen.“ (Han­
noversche Allgemeine Zeitung, 21.5.) 
Dieses Urteil entsprach den Anträgen 
des Bundesamtes für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge. Der Anwalt 
der Asylbewerber vertrat jedoch die 
Meinung, daß es dem Amt unmöglich 
sei, die „realen Verhältnisse von Ver­
folgung, Unterdrückung und Folte­
rung wegen der NATO-Mitgliedschaft 

der Türkei und der wirtschaftlichen 
Beziehungen der Bundesrepublik“ of­
fenzulegen. Er forderte deshalb ein un­
abhängiges Gutachten und in einem 
Beweisantrag die Vernehmung des aus 
dem Gefängnis entlassenen Bülent 
Ecevit.

Beides wurde abgelehnt mit der Be­
gründung, es gäbe keinen Anlaß, an 
den Auskünften des Auswärtigen Am­
tes über die innen- und außenpolitische 
Situation der Türkei zu zweifeln. Das 
Bundesamt hätte ja bereits Asylgesu­
chen stattgegeben, was beweise, daß es 
nicht nur staatspolitische Auskünfte 
gäbe.

Flughafenbau
Volksbegehren gegen 
Startbahn West

Trotz erheblicher Differenzen be­
schloß das Plenum der Bürgerinitiative 
gegen die Erweiterung des Frankfurter 
Flughafens am 15.5.81, das Volksbe­
gehren einzuleiten. Um zu einer sol­
chen Entscheidung zu kommen, müß­
ten folgende Phasen überwunden wer­
den: 1. Antragsphase, in der 120000 
Unterschriften von z.Zt. der letzten 
hessischen Landtagswahl wahlberech­

Vertreibung der Bewohner und Zerstörung des „Naturdorfs“ auf dem seit zwei 
Jahren besetzten Damm der geplanten B8 bei Kelkheim, Taunus. Der Angriff er­
folgte wenige Tage nach der Ermordung des hessischen Wirtschaftsministers Kar- 
ry. Im gleichen Atemzug hat die Landesregierung die Räumung des BI-Dorfes ge­
gen die geplante Startbahn West angekündigt.

tigten Personen benötigt werden, um 
dann 2. überhaupt das Volksbegehren 
im Herbst durchführen zu können. 
Während des Volksbegehrens werden 
die Listen auf den jeweiligen Wahläm­
tern ausgelegt und müssen dort von 
800000 Wahlberechtigten (20%) inner­
halb von zwei Wochen unterschrieben 
werden, um dann 3. zu Beginn 1982 
mit einer einfachen Mehrheit den vor­
gelegten Gesetzentwurf zu verabschie­
den. Während der hierfür notwendigen 
Zeit soll ein Moratorium gegenüber der 
Landesregierung durchgesetzt werden, 
keine „vollendeten Tatsachen“ bezüg­
lich der Startbahn West zu schaffen.

Am 30.5. gründete sich in Rüssels­

heim offiziell die „Arbeitsgemein­
schaft Volksbegehren und Volksent­
scheid keine Startbahn West“. Auf der' 
Gründungsversammlung waren insge­
samt 103 verschiedene Organisationen, 
Bürgerinitiativen und Ortsgruppen der 
Initiativen gegen die Startbahn West 
vertreten, sowie ein DGB-Ortskartell. 
Der Unterstützerkreis für das Volksbe­
gehren setzt sich im wesentlichen aus 
den Initiativen, Grünen und den ver­
schiedenen Naturschutzverbänden zu­
sammen. Diese setzen bei der Entschei­
dung über den Bau auf die Hessische 
Verfassung und das „Demokratiever­
ständnis“ der Landesregierung. Von 
der großen Mehrheit wird das Volksbe­
gehren als das entscheidende Mittel zur 
Verhinderung des Baus angesehen. 
Klarheit herrscht allerdings darüber, 
daß man überhaupt nur Erfolg ver­
zeichnen kann, wenn die Kampagne 
zum Volksbegehren als Kampagne ge­
gen die gesamte Umweltpolitik der 
Landesregierung geführt wird.

Die Landesregierung ihrerseits geht 
energisch gegen das Volksbegehren; 
vor. So hat Ministerpräsident Börner 
nach Schmidt und Genscher die Ver­
trauensfrage an seine Partei gestellt 
und, wenn er keine Generalzustim­
mung zu seiner Politik erhält, den 
Rücktritt angedroht. Innenminister 
Gries hat den Gemeinden im Umkreis 
des Flughafens verboten, Geld für die

Durchführung des Volksbegehrens zur 
Verfügung zu stellen, und arbeitet z. 
Zt. an einem Erlaß, der es den Gemein­
den verbietet, überhaupt am Volksbe­
gehren mitzuarbeiten, „da die Neutra­
lität gewahrt werden“ müsse. Der 
Darmstädter Regierungspräsident hat 
jetzt die Gemeinden Rüsselsheim und 
Bischofsheim enteignet und die soforti­
ge Vollziehung der Besitzeinweisung 
des Waldes an die FAG zum 15.6. ver­
fügt. Diese Maßnahmen haben u.a. 
dazu geführt, daß sich die SPD-Be­
zirksgruppen etc. z.T. noch gar nicht 
oder negativ und nur zum geringsten 
Teil positiv zum Volksentscheid ausge­
sprochen haben.
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Elbfischer

Die Elbfischer kämpfen um ihre Existenz und fordern: 
Sanierung der Elbe bis 1984!

Hamburg. Zum 16.5. hatten die Elbfi­
scher zu einer Groß-Kundgebung an 
und auf der Elbe in Hamburg unter 
Forderungen nach Verbot aller 
Schwermetalleinleitungen, nach Sanie­
rung der Elbe bis 1984, öffentlicher Er­
örterung eines Sanierungsplans und 
ausreichenden Maßnahmen zur Erhal­
tung der Elbfischerei aufgerufen. Über 
30000 sind diesem Aufruf gefolgt; 500 
Fischkutter, Segel- und Motorboote auf 
der Elbe unterstrichen die Forderun­
gen.

Systematisch wurde die vielfältige 
morphologische Gestalt der Elbe, die 
den Fischen ein reichhaltiges Angebot 
an Nahrung und Laichplätzen bot, 
durch Kanalisierungen und Fahrrin­
nenvertiefungen zerstört. Die Staustu­
fe in Geesthacht trennte darüber hin­
aus die Fische - insbesondere die Aale 
— von ihren weiter stromauf gelegenen 
Laichplätzen. Dem Fluß wurden le­
benswichtige Überschwemmungsflä­
chen entzogen, seine Fließgeschwindig­
keit erhöht und damit seine Selbstreini­
gungskraft stark vermindert.

Rücksichtslos leiten die Kapitalisten 
ihre Abwässer in diesen schon eh bela­
steten Fluß. Die folgenden Angaben 
standen in der „Welt4 vom 7.8.1979 
und dem ,,Hamburger Abendblatt“ 
vom 6.11.1980. Danach führte die Elbe 
1979 täglich 280 t gebundenen Stick­
stoff und 35 t Phosphor in die Deut­
sche Bucht. Von 1975 auf 1980 stiegen 
die Werte des Elbschlicks z.B. für 
Kupfer um das 2,09fache, für Zink um 
^as 2,45fache und für Cadmium um 
cias 4,32fache; der Quecksilbergehalt 
verdreifachte sich von 1976 auf 1979. 
0,3 g Cadmium pro Tonne Schlick gel­
ten als ,,normal“, der Elbschlick ent­
hielt 1975 1,12 g/t, 1980 4,74 g/t. Al­
lein Bayer in Brunsbüttel ließ 1979 täg­
lich 3,6 kg Cadmium, 360 kg Blei und 
2,5 t Fluor in die Elbe. In Fischen, die 
in der Gegend gefangen wurden, fand 
man Anreicherungen von DDT, Blei 
und Hexachlorbenzol. Unterhalb 
Hamburgs ist eine stetige elbabwärts 
gerichtete Verschiebung der sauerstoff­
armen Zonen zu verzeichnen. Der 
Sättigungsgrad des Sauerstoffs z.B. bei 
Glückstadt betrug 1960 30%, 1970 nur 
20% und 1975 ganze 10%.

Die meisten Fischarten, wie z.B. 
längst Stör und Lachs, verschwinden 
aus uer Elbe, die widerstandsfähigeren 
Arten werden immer weiter in ihren 
Beständen dezimiert oder haben 
schwere Krankheiten. Noch 1918 wur­
den am Hamburger Fischmarkt u.a. 
537 t Flunder, 133 t Aal, 22 t Aalquap­

pe, 981 Kaulbarsch, 15 t Finte und tau­
sende von Tonnen Elbheringe und 
-Sprotten aus der Unterelbe angelan­
det. 1980 waren es insgesamt gerade 
noch 2001. Anfang der 20er Jahre wur­
den 23 Fischsorten wirtschaftlich ge­
nutzt, 135 Wurfnetzfischer arbeiteten 
1925 im Hamburger Hafen. Heute sind 
die Fangplätze fast ausschließlich an 
der Elbmündung.

Haupterwerb war zum Schluß allein 
der Aalfang, dessen Rentabilität aller­
dings immer weiter zurückging. Mit 
Erhöhung der Reusenzahl, Verdich­
tung der Hamennetze (Erhöhung der 
Produktivität um 25%) und Verlänge­
rung der Fangreisedauer versuchten die 
Elbfischer den Ertragsrückgang auszu­
gleichen. Die meisten Betriebe gaben 
auf. Von 33 Haupterwerbsfischem

Die Elbe
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1953 gibt es heute in Hamburg noch 
neun.

Industrielle Abwässer sind nach An­
sicht des Senats und der CDU-Opposi­
tion zur Zeit kein ernsthaftes Problem 
in Hamburg. Bezogen auf Schadstoff­
einleitungen durch Industriebetriebe 
im Hafen einigten sie sich Ende 1980 
darauf, daß „eine signifikante Beein­
flussung der Wasserqualität in der Elbe 
aus diesen Quellen bis jetzt nicht nach­
gewiesen werden konnte“. Schuld an 
der Elbverschmutzung wird der DDR 
gegeben. Ende 1980 legte die drei Jahre 
vorher von Schleswig-Holstein, Ham 
bürg und Niedersachsen gebildete Ar­
beitsgemeinschaft für die Reinhaltung 

der Elbe (ARGE Elbe) als Beweis einen 
Bericht über Schwermetallmessungen 
an der Grenze zur DDR vor. Über die 
wenigen in diesem Bericht enthaltenen 
Messungen im Unterelberaum wird 
nichts veröffentlicht; entsprechende 
Messungen im Hamburger Bereich hat 
es nicht gegeben.

Seit Jahren wird von den Landesre­
gierungen in Schleswig-Holstein, Ham­
burg und Niedersachsen die Elbverseu- 
chung durch die Industrie gedeckt. Das 
im April 1980 vom Senat „als erster 
Schritt zu einer am Vorsorgeprinzip 
orientierten Umweltpolitik“ vorgelegte 
„Umweltpolitische Konzept“ (Bürger­
schafts-Drucksache 9/2136) soll auch 
keineswegs Betrieben wie der Nord­
deutschen Affinerie, Dow Chemical 
und Vereinigte Aluminiumwerke die

I2CO t Metole stecken in 
den «ster> 10cm des Hamburger Haferr
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weitere Einleitung von hochgiftigen 
Schwermetallen verbieten; zum „Inter­
essenkonflikt zwischen Umweltschutz 
und Industrie“ heißt es: „Derartige 
Konflikte dürfen nicht so gelöst wer­
den, daß ökologische Gesichtspunkte 
grundsätzlich anderen Interessen un 
terzuordnen sind . . Ausgehend von 
dem Grundsatz der Gleichrangigkeit 
um weltpolitischer Aspekte und den In­
teressen anderer Politikbereiche wird 
im Einzelfall abzuwägen sein, welchem 
Ziel der Vorrang zu geben ist Zu den 

| „Zielen“ gehört offensichtlich auch 
j billige Gifteinieitung ins Flußwasser 
i nach dem Bundesabwasserabgabenge 
■ setz müssen dafür 12 DM pro Schad



Die Norddeutsche Affinerie
Die Nofddeutsche Affinerie in Ham­
burg ist Europas größte Kupferhütte 
bei einer Kapazität von jährlich 
250000 t, das sind etwa 70% der 
deutschen Erzeugung und 30% der 
EG-Produktion. Seit Ende 1980 ist 
eine neue Gießwalzdraht-Produk­
tionsanlage in Betrieb, die 200000 t 
jährlich produziert. 3400 Arbeiter 
und Angestellte, davon zwei Drittel 
ausländische Arbeiter, werden zum 
Teil in Conti-Schicht beschäftigt. Am 
Ofen wird bei 40 bis 60 Grad gearbei­
tet. Bei vielen Arbeiten sind Masken 
gegen Staub, Gase und Hitze not­
wendig.

Die Affinerie ist im Besitz dreier 
Industriekonzerne, die wiederum 
kontrolliert werden durch die Deut­
sche, die Dresdner Bank, Siemens, 
Allianz, Henkel usw. Beteiligt ist sie 
an zahlreichen Gesellschaften, u.a. 
an einem Kupferbergwerk in Indone­
sien, eine Vanadiumfabrik in Südaf­
rika und hat Kapitalverbindungen 
nach Chile, woher auch jeweils die 
Roherze bezogen werden. Im Ge­
schäftsjahr 1980 wurde die Beteili­
gung in Südafrika um 11 Mio. DM 
erhöht und ein Jahresüberschuß von 
17,65 Mio. DM (gegenüber 1979: 
4-23,2%) ausgewiesen. Die Aktionä­
re bewilligten sich 13% Dividende 
(13,65 Mio. DM).

Seitdem 1963 Gemüsebauern eine 
Entschädigungszahlung für durch 
Schwefeldioxyd verseuchtes Gemüse 

erzwangen, wird über den Einbau von 
Filtern berichtet; außerdem verkauft 
die Affinerie seither Schwefelsäure, die 
mit Hilfe dieser Filter und verbesserter 
Produktionsanlagen gewonnen wird, 
als Abfallprodukt in der Kupfer-Affi­
nation.

Die Tabelle zeigt die besondere Men­
ge an Schwermetallen im Hamburger 
Raum der Elbe, wie sie der Agraringe­
nieur Lichtfuß in seiner Doktorarbeit 
1977 errechnet hat. Schwermetalle be­
finden sich in jedem natürlichen Un­
tergrund. Die mittlere Konzentration i 
ist in ppm, d.h. parts per million, ange­
geben (1 ppm sind z.B. 1 Gramm pro 
1000 Liter Wasser). Bei einem Ver­
gleich der höchsten gemessenen Kon­
zentrationen des gesamten Untersu­
chungsgebietes (Schleswig-Holsteini- 

Schwermetall im Hamburger Hafen
(nach: Lichtfuß-L'ntersuchung)

Metall natürl. Un­
tergrund (t)

angereich. 
Mengen (t)

Gesamt­
menge (t)

Mittl.Kon- 
zentr. (ppm)

Chrom 15,3 63 78 220
Kobalt 2,3 4 7 18
Nickel 6,3 21 28 77
Kupfer 5,0 321 326 916
Zink 38,1 621 659 1851
Arsen 2,3 53 55 154
Cadmiurii 0,4 6 7 19
Quecksilber 0,1 4 4 11
Blei 10,0 124 134 377

Gesamt 79,8 1218 1297

sehe Gewässer plus Elbe mit Ham­
burger Hafen) zeigte sich, daß 11 der 
13 untersuchten Metalle die höchsten 
Gehalte in Hamburg haben. Damit 
ist auch der Beweis erbracht, daß die 
Verschmutzung der Elbe nicht in er­
ster Linie aus dem Oberelberaum und 
damit der DDR und der CSSR stam­
men kann. Fünf der Metalle (Kupfer, 
Blei, Arsen, Cadmium, Quecksilber) 
waren im Müggenburger Kanal vor 
der Norddeutschen Affinerie am 
stärksten angereichert.

Vergleicht man die Meßwerte des 
Schlamms aus dem Müggenburger 
Kanal mit Werten, die im unbelaste­
ten Schlamm hätten vorhanden sein 
sollen, so ergaben sich folgende An­
reicherungen: Kupfer 314fache,
Quecksilber mehr als 70fache, Arsen 
62fache, Blei 32fache, Cadmium 29- 
fache.

r

einheit gezahlt werden. Für die CDU 
bereits zu viel: Die Abwasserabgabe 
macht ,,im Einzelfall das Wasser sau­
ber, aber die Firma tot“. Gegen eine 
,,lückenlose staatliche Überwachung 
und Kontrolle industrieller Abwässer­
einleitungen sind alle Parteien. Wäh­
rend die CDU jegliche staatliche Über­
prüfung ablehnt („Selbstkontrolle der 
Unternehmer“), hält die SPD eine ge­
wisse Überwachung für notwendig. 
Die dazu in der Bürgerschaft gegen die 
CDU beschlossene Personalverstär­
kung fiel bisher den „Sparmaßnah­
men“ des Senats zum Opfer.

Die Elbfischer fordern u.a. die volle 
Entschädigung ihrer durch das Aalver­
kaufsverbot entstehenden Verluste, die 
Landesregierungen sollen den Aal zu 
dem jeweiligen Marktpreis abkaufen. 
Um das durchzusetzen und zur gegen­
seitigen Unterstützung beim Fischfang 
haben acht Elbfischer eine Fangge­
meinschaft gebildet. Die Fangplätze, 
im Ertrag aufgrund verschiedener 
Strömungsverhältnisse, Wasserquali­
tät, Breite des Aalstrichs unterschied­
lich und durch Abwassereinleitungen, 
Strombaumaßnahmen und behördli­

che Fangverbote ständig weiter einge­
schränkt, werden unter ihnen nach ei­
nem Rotationsprinzip aufgeteilt, der 
Verkauf wird gemeinsam organisiert. 
Der Senat hat den acht in der Fangge­
meinschaft zusammengeschlossenen 
Fischern, deren Verluste nach eigenen 
Angaben 1980 jeweils mindestens 
60000 DM betrugen, eine Pauschale 
von 12500 DM pro Betrieb und Jahr

bewilligt. Die übrigen Fischer, z.B. die 
zahlreichen Nebenerwerbsfischer, er­
halten nichts. Die Pauschale gilt als 
„Übergangs- und Anpassungshilfe“ * 
sie ist ausdrücklich dazu gedacht, dk 
Fischer von der Elbe zu vertreiben. Fi­
schen sollen sie in Zukunft in den Elb- 
nebenflüssen und „auch möglicherwei­
se in anderen Regionen, im Ausland 
oder wo auch immer . .. “ (SPD-Abge­
ordneter Drotschmann am 22.4.81 in 
der Bürgerschaft).

Die Fischer sind nicht grundsätzlich 
gegen Teichfischerei, allerdings nur als 
Ergänzung zur Elbfischerei und mit fi­
nanzieller Unterstützung der Landesre­
gierungen. Sie überlegen zur Zeit, eine 
solche Teichfischerei dann als Genos­
senschaft zu organisieren, in der Tei­
che und Fische allen gemeinsam gehö­
ren. Für September haben die Elbfi­
scher eine Großveranstaltung beschlos­
sen, auf der Vertreter der Landesregie­
rungen und des Bundes einen Plan zur 
Sanierung der Elbe vor legen sollen. 
Liegt ein solcher Plan nicht vor, sollen 
Vorbereitungen für eine Elbblockade 
getroffen werden.
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Stichwort

Fischkrankheiten: Ergebnis der dauernden Gifteinleitungen in die 
Elbe sind Tumore — mehrere Zentimeter große Wucherungen 
vor allem an der Haut um das Maul, die 28% der jungen Aale 
aufweisen; Geschwüre/Mißbildungen, z.B. Fehlen von Gliedma­
ßen, und die Fleckenseuche, eine Pilzkrankheit, von der ganze 
Bestände befallen sind.

^Schwermetallvorkom- 
men in der Elbe

Schwermetalle sind Metalle 
mit einer Dichte von mehr als 
4,6 g pro cm3. Im Elbwasser 
des Hamburger Hafens wur­
den 1977 für 13 Schwermetalle 
folgende Höchstwerte gemes­
sen: Eisen 58 Milligramm pro 
Liter (mg/1); Mangan 9,8; 
Zink 6,1; Kupfer 5,3; Blei 1,6; 
Arsen 0,8; Chrom 0,6; Stronti­
um 0,4; Nickel 0,2; Rubidium 
0,1; Cadmium 0,06; Kobalt 
0,04; Quecksilber 0,03. Diese 
Werte liegen um mindestens 
das Zehnfache über den Grenz­
werten, die die Selbstreinigung 
von Oberflächengewässern er­
möglichen und für Fische noch 
nicht giftig sind. Diese liegen 
z.B. für Blei bei 0,04 mg/1; Ar­
sen 0,04, Chrom 0,05; Cadmi- 

m 0,006; Quecksilber 0,004.
Schlick des Hamburger Ha­

fens lagern statt der im natürli­
chen Untergrund vorhandenen 
80 Tonnen Schwermetalle (oh­
ne Eisen) 1300 Tonnen, also 
die löfache Menge. Darunter 
sind allein 326 t Kupfer, 621 t 
Zink und 124 t Blei. (Quelle: 
Lichtfuß, Schwermetalle in der 
Elbe, Kiel 1977).

Schädigungen durch 
Schwermetalie

Für den Stoffwechsel aller Or­
ganismen sind Schwermetalle 
in geringen Konzentrationen 
lebenswichtig. Zu hohe Auf­
nahme von Schwermetallen 
führt zu Ablagerungen, bevor­
zugt in inneren Organen des 
Menschen und in den Kno­
chen. Die dauernde Aufnahme 
kleiner Mengen führt zu chro­
nischen Vergiftungen. Blei: 
Stoffwechselstörungen, Beein­

Elbwasser

trächtigung der Blutbildung, 
Störungen von Magen-Darm- 
Trakt, Leber, Geschlechtsor­
ganen, Gehirn und Nervensy­
stem. Cadmium: Nachlassen 
des Geruchssinns, Abnahme 
der roten Blutkörperchen, Nie­
renschädigung, Zerstörung des 
Knochenmarks, Skelett­
schrumpfung. Quecksilber: 
Schädigung des Nervensy­
stems, Lähmungen, Sprach­
störung, Taubheit, Mißbil­
dung von Neugeborenen. Ver­
giftungen durch das Essen von 
quecksilberverseuchten Fi­
schen führte 1955 bis 59 in der 
Bucht von Minamata (Japan) 
bei zahlreichen Menschen zu 
Siechtum und Tod. Jedes drit­
te Kind war schwer geschädigt. 
Bereits 25 Milligramm im 
menschlichen Körper führen 
zu Lähmungserscheinungen.

Sauerstoffgehalt
Sauerstoff gelangt durch Lö­
sung von Sauerstoff aus der 
Luft, Photosynthese von Was­
serpflanzen und Durchmi­
schung mit Seewasser in die El­
be. Erhöhte Zufuhr organi­
scher Stoffe aus industriellen 
und kommunalen Abwässern 
bedeutet eine Zunahme der 
Bakterien, die diese Stoffe ab­
bauen. Sie verbrauchen dabei 
sehr viel Sauerstoff und geben 
für andere Organismen schädi­
gende Stoffe ab. Sauerstoff­
mangel und Fäulnis sind die 
Folgen. Durch die Trübung 
des Elbwassers ist die Licht­
durchlässigkeit so weit herab­
gesetzt, daß statt in 3 bis 4 Me­
tern Tiefe nur noch in 10 bis 20 
cm Tiefe Photosynthese und 
somit Sauerstoffanreicherung 
möglich ist. Weiterhin setzt die 
Aufheizung durch Abwässer 

den Sauerstoffgehalt stark her­
ab. Für ein ausgeglichenes 
Funktionieren der biologi­
schen Prozesse im Fluß ist ein 
Sauerstoffgehalt von ca. 10 
mg/1 erforderlich. Unterste 
kritische Grenze sind 5 mg/1. 
In der Unterelbe sind inzwi­
schen 3 mg/1 ein verhältnismä­
ßig hoher Wert. Bis zu 0,2 
mg/1 Sauerstoff werden im 
Sommer in einigen Bereichen 
gemessen.

Klärwasser 
in Hamburg

Das Abwasser wird in Ham­
burg mechanisch, durch Siele 
etc., und biologisch, d.h. Zer­
setzung organischer Stoffe 
durch Bakterien, gereinigt. 
Auf eine chemische Klärung, 
mit der Schwermetalle und an­
dere Gifte wie Cyanide, Flori- 
de, Phosphate und Aluminium 
aus dem Wasser abgeschieden 
werden kann, wird aus Kosten­
gründen verzichtet. Die Ver­
weildauer des Abwassers im 
Vorklärbecken ist entschei­
dend dafür, daß sich die 
Schwebstoffe als Schlamm am 
Boden absetzen. Während all­
gemein 90 Minuten üblich 
sind, wurde die Verweildauer 
im Klärwerk Köhlbrandhöft, 
das 82% der Hamburger Ab­
wasser ,,klärt“, auf 40 Minu­
ten reduziert. Die Mikroorga­
nismen, die die organischen 
Bestandteile des Wassers zer­
setzen, werden in der Nachklä­
rung vom Wasser getrennt und 
zusammen mit dem Schlamm 
aus dem Vorklärbecken als 
Faulschlamm in Faultürmen 
gelagert, um später in den At­
lantik (bis vor kurzem Nord­
see) gekippt, ,»verklappt“ zu 
werden - 1700 Tonnen am 
Tag. Das ,»geklärte“ und in 
die Elbe geleitete Wasser 
(360000 m3 am Tag) weist ei­
ne fünfmal stärkere Ver­
schmutzung auf, als selbst 
nach der Schmutzwasserver­
waltungsvorschrift vorgesehen 
ist. Der hohe Gehalt an 
Ammonium-Stickstoff und die 
Fäulnisbakterien im Klärwas­
ser führen zu einem Abfall des 
Sauerstoffgehalts der Elbe un­
terhalb der Klärwerke fast auf 
Null. Darüber hinaus werden 
täglich 100000 m3 Schmutz­
wasser aus dem Süderelberaum 
ungeklärt in die Elbe geleitet. 
Wenn bei stärkerem Regen die 
Abwassersiele Regen- und 
Schmutzwasser nicht mehr 
aufnehmen können, und das 
ist häufig der Fall, läuft das 
Abwasser über Überläufe ein­
fach in Alster und Bille samt 
Nebenflüssen. Fischsterben ist 
regelmäßig die Folge.

Abwasserabgaben­
gesetz

(Verkündet 13.9.1976, in Kraft 
seit 1.1.1981; Auszüge):
§1 Grundsatz: Für das Einlei- 
ten von Abwasser in ein Ge­
wässer ... ist eine Abgabe zu 
entrichten. Sie wird durch die 
Länder erhoben ... §4 ... 
Sind im Abwasser weniger als 
1 kg Quecksilber oder weniger 
als 10 kg Cadmium im Jahr zu 
erwarten, so kann insoweit auf 
die Festsetzung von Werten im 
Bescheid verzichtet werden 
(d.h. Abgabenpflicht entfällt. 
Red.).
§10 Ausnahmen von der Abga­
benpflicht: Die Länder können 
bestimmen, daß das Einleiten 
von Abwasser in Untergrund­
schichten, in denen das Grund­
wasser ... für eine Trinkwas­
sergewinnung ... nicht geeig­
net ist, nicht abgabepflichtig 
ist ... Die Abgabepflicht ent­
steht nicht für die Dauer von 
drei Jahren vor der vorgesehe­
nen Inbetriebnahme einer Ab­
wasserbehandlungsanlage.
§11 Erklärungspflicht: Der 
Abgabepflichtige hat die Zahl 
der Schadeinheiten zu berech­
nen und die dazugehörigen 
Unterlagen der zuständigen 
Behörde vorzulegen (der Ein­
leiter mißt selbst, Anmerkung 
Red.).
§9 Abgabepflicht, Abgabe­
satz: Der Abgabesatz beträgt 
für jede Schadeinheit ab 1.1.81 
12 DM, ab 1.1.82 18 DM ... 
ab 1.1.86 40 DM. (Laut Anla­
ge zu dem Gesetz sind eine 
Schadeinheit z.B. 20 g Queck­
silber, 100 g Cadmium oder ein 
Kubikmeter fester Abfall mit 
mehr als 10% organischen Be­
standteilen pro Jahr). Die 
Bundesregierung wird ermäch­
tigt, zur Abwehr erheblich 
nachteiliger wirtschaftlicher 
Entwicklungen ... Abgabe­
pflichtige ganz oder teilweise 
von der Abgabepflicht freizu­
stellen.

Sielsatzung
(Gültig für die Freie und Han­
sestadt Hamburg seit dem 
20.3.1940):
Folgende Höchstwerte gelten 
u.a. für die Einleitung in ein 
öffentliches Sielsystem:
Öl- und Fettgehalt 100 mg/1 
Schwermetalle, ges.
ohne Eisen 15mg/l
Einzelne Metalle:
Chrom 5 mg/1
Nickel 5 mg/1
Zink 5 mg/1
Cadmium 5 mg/1
Blei 5mg/l
Chlor 2 mg/1
Fluorid-Ion 40 mg/1
Phenolgehalt 100 mg/l
Magnesium 100mgzl
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Internationale Nachrichten

Golfstaaten: Für Ko­
operation, Neutralität

Das ist das Ergebnis einer Kon­
ferenz der Regierungschefs 
von Saudi-Arabien, Kuwait, 
Quatar, Oman, Bahrain und 
den Vereinigten Arabischen 
Emiraten, die am 25.5. die Bil­
dung eines Golf-Kooperations- 
rates beschlossen. Mehr als 
50% der westlichen Ölimporte 
stammen aus diesen Staaten. 
Der Rat soll die Politik der Re­
gierungen koordinieren und 
Sicherheit und Stabilität am 
Golf gewährleisten. Vertagt 
wurde der Vorschlag Omans, 
vorrangig die militärische Koo­
peration zu entwickeln. Oman 
befürwortet ein kollektives Mi­
litärabkommen mit den USA. 
Offen ist die Teilnahme des 
Irak, ebenfalls Golf-Anlieger­
staat, an der Wirtschafts- und 
Sozialplanung des Rates. Irak 
war nicht zu der Konferenz ge­
laden, damit der Zusammen­
schluß nicht als Allianz gegen 
Iran interpretiert werden kön­
ne. Außerdem haben Irak, Sy­
rien und die PLO den Zusam­
menschluß kritisiert, weil er 
die Arabische Liga in Reiche 
und Arme spalte, statt die Ein­
heit gegen Israel zu fördern. 
Provokativ nahm während der 
Konferenz ein sowjetischer 
Flottenverband Kurs auf Süd­
jemen. Ein omanischer Regie­
rungsvertreter: „Wie können

Japan: Massendemonstrationen gegen Atomwaffen, US-Militärabkommen
Mit gezielten Enthüllungen 
machen die USA Druck auf 
die japanische Regierung, die 
jahrzehntelang im Einverneh­
men mit der regierenden Libe­
raldemokratischen Partei 
praktizierte Stationierung von 
Atomwaffen in US-Basen in 
Japan öffentlich zu billigen 
und die Aufrüstung der japa­
nischen Armee gegen die große 
Anti-Kriegs-Bewegung durch­
zusetzen. Vor zwei Wochen 
ließ ein ehemaliger US-Bot-

Soong Ching Ling 
gestorben

Am 29.5. starb die 90jährige 
Soong Ching Ling (Bild 1961 
mit Mao Zedong), Vizevorsit­
zende des Ständigen Ausschus­
ses des Nationalen Volkskon­
gresses der VR China. Sie 
stammte aus der Shanghaier 
Kapitalistenfamilie Soong, ei­
ne der vier großen Familien, 
die als Kompradoren China 
vor der Befreiung kontrollier­
ten. In ihrer Jugend schloß 
sich Soong Ching Ling, Frau 
des chinesischen Revolutionärs 
und Gründers der Republik 
Sun Yat-Sen, der demokrati­
schen Bewegung an, die 1911 
das Kaiserreich stürzte. Sie un­
terstützte die 4. Mai-Studen­

wir die Amerikaner auffor­
dern, den Golf zu verlassen, 
wenn die Sowjets im nahegele­
genen Jemen erscheinen und 
ihre Muskeln zeigen?“

Unterstützt das Demo­
kratische Kampuchea! 
Spezialeinheiten des Demokra­
tischen Kampuchea haben im 
letzten Monat in Phnom Penh 
über 100 vietnamesische Solda­
ten und Offiziere außer Ge­
fecht gesetzt. Bei einem Hand­
granatenangriff auf ein Sta­
dion töteten sie 40 und verletz­
ten 20 Vietnamesen. Das be­
richtete das Radio des Demo­

schafter raus, daß nach münd­
lichen Vereinbarungen US- 
Kriegsschiffe mit Atomwaffen 
japanische Häfen benutzen. 
Beamte des US-Verteidigungs­
ministeriums erklärten, in den 
6Oer Jahren habe es 25 km von 
Hiroshima, 1945 von den USA 
mit Atombomben zerstört, ein 
Atomwaffenlager gegeben. In 
dem Sicherheitsabkommen 
zwischen Japan und den USA 
von 1960, das gegen erbitterten 
Widerstand von Gewerkschaf­

tenbewegung 1919, die die 
nach dem Scheitern der Repu­
blik emporgekommenen Mili­
tärmachthaber und den Aus­
verkauf des Landes an die Im­
perialisten bekämpfte. In den 
zwanziger Jahren befürwortete 
sie die Einheitsfront von Kuo-

kratischen Kampuchea. 216 
Jahre nach ihrem Überfall auf 
Kampuchea sind die vietname­
sischen Besatzer nicht einmal 
mehr in dem von großen Trup­
penverbänden geschützten 
Phnom Penh sicher. Die kam- 
pucheanische Nationalarmee 
hat den Guerillakrieg auf das 
ganze Land ausgedehnt. — 
Spenden für den bewaffneten 
Kampf des Demokratischen 
Kampuchea an: M.Ok Sakun, 
Kto-Nr.: C4-102 308-1,
Schweizer Ban kgesellschaft, 
Agence Cornavin, Genf. Stich­
wort: soutien au peuple du 
Kampuchea.

ten und Arbeiterparteien abge­
schlossen wurde, steht kein 
Wort von Atomwaffen. Der 
Verzicht auf Atomwaffen und 
die Verweigerung jeder Statio­
nierung von Atomwaffen galt 
bislang offiziell als unumstöß­
liches Prinzip japanischer Poli­
tik. Jetzt windet sich die Regie­
rung. Premier Suzuki: „Ich 
glaube, daß niemals eine 
Atomwaffe nach Japan ge­
bracht worden ist.“ Eine von 
den Sozialisten geforderte In­
spektion der US-Basen lehnte 
er ab. Aufgrund der landes­
weiten Demonstrationen (Bild: 
vor der US-Botschaft), die er­
neut die Kündigung des Mili­
tärabkommens fordern, mußte 
die Regierung jedoch ein ge­
meinsames Manöver japani­
scher und US-Kriegsschiffe 
und den Besuch von drei US- 
Kriegsschiffen in Kitakyushu 
absagen. Am 5. Juni soll der 
atomwaffenbestückte Flug­
zeugträger Midway in seine 
Basis in der Bucht von Tokio 
zurückkehren. Dagegen sind 
Demonstrationen angekündigt. 

mintang und KP Chinas zur 
Befreiung des Landes. Als ihr 
Schwager Tschiang Kaischek 
1928 die Einheitsfront brach 
und in Shanghai tausende 
Kommunisten ermorden ließ, 
unterstützte sie das Zusam­
mengehen der Kuomintang- 
Linken mit der KP Chinas. In 
den Jahren der japanischen 
Besetzung Chinas verurteilte 
sie öffentlich das Paktieren 
Tschiang Kaischeks mit den 
Aggressoren und seine Ver­
nichtungsfeldzüge gegen die 
KPCh. Nach der Befreiung 
amtierte sie als Vize vor sitzende 
der VR China. Vor drei Wo­
chen wurde sie in die KPCh 
aufgenommen, der Staatsrat 
verlieh ihr den Titel „Ehren­
vorsitzende der VR China“.

US-Bergarbeiter: 
Neuer Tarifabschluß

Am 29.5. schloß die Führung 
der Bergarbeitergewerkschaft 
UMW einen neuen dreijähri­
gen Tarifvertrag ab, der von 
der Tarifkommission mit 36:2 
gebilligt wurde. Der Vertrag 
muß noch von den Gewerk­
schaftsmitgliedern abgestimmt 
werden. Ende März hatten 
160000 UMW-Bergarbeiter ei­
nen Vertragsentwurf mit 2/S- 
Mehrheit abgelehnt, weil er die 
bestehende Rentenregelung 
verschlechterte und den Kapi­
talisten die Beschäftigung von 
Unorganisierten ermöglichte. 
Seitdem sind die Bergarbeiter 
im Streik; der US-Kohleexport 
ist zum Erliegen gekommen. 
- Berichtigung'. In der Tabelle 
über US-Exporte (Pol. Ber. 
11/81, S. 3) ist die Steige­
rungsrate fälschlicherweise au;' 
den Zeitraum 78 - 79 bezogen*, 
statt richtig: 78-80.

Südkorea: Neue 
Demonstrationen

Tausende Studenten demon­
strierten in Seoul am 19./20.5. 
für den Sturz des Militärregi­
mes und die Freilassung politi­
scher Gefangener. Anlaß war 
der Jahrestag des Aufstands 
von Kwangju 1980. Dort tra­
ten jetzt 30 katholische Prie­
ster in den Hungerstreik, um 
die Freilassung gefangener 
Aufstandsteilnehmer zu er­
zwingen. Die imperialistischen 
Investoren fürchten, daß we­
gen geplanter weiterer Lohn­
senkungen die Unruhen auf 
die Arbeiterbewegung über­
greifen. Um das frühere Nie­
driglohnparadies wieder herzu­
stellen, hatten sie schon 1980 
bei 44% Inflation nur 30% hö­
here Löhne gezahlt.
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Belgien

Regierung schmiert die Profitmacherei 
Die Lohnabhängigen sollen zahlen
Rund 145 Mrd. bfr, das sind ca. 9 
Mrd. DM, hatte der erste Plan zur 
,,Rekonstruktion“ der Stahlindustrie 
die belgischen Steuerzahler, also über­
wiegend die Lohnabhängigen, geko­
stet. Durch die Verwandlung von 
Schuldforderungen in Anteile hatte der 
Staatsapparat 30% des ältesten und 
immer noch größten belgischen Stahl­
monopols, von Cockerill, 45% von ei­
nem weiteren, Hainaut Sambre, und 
20% von Sidmar, dem modernsten eu­
ropäischen Kaltwalzwerk, übernom­
men. Weiter hatte die damalige Regie­
rung den Stahlkapitalisten jährlich 7,6 
Mrd. bfr Zinszahlungen abgenommen 
und war auch für die Kosten von Ent­

lassungen und die Deckung der Verlu­
ste aufgekommen. Das war 1978.

Drei Jahre später stellen die Stahlka­
pitalisten neuerliche Forderungen, die 
die Staatskasse nach Rechnung des Or­
gans der flämischen Hochfinanz mit 45 
Mrd. bfr in Anspruch nehmen, zusätz­
lich zu älteren Verbindlichkeiten in 
Höhe von ca. 30 Mrd. bfr. Inzwischen 
ist die Regierung diesen Forderungen 
nachgekommen.

Um ihre Konkurrenzfähigkeit auf 
dem westeuropäischen und dem Welt­
stahlmarkt wiederzuerobern, streben 
die beiden ,,wallonischen“ Monopole 
Cockerill und Hainaut Sambre die Fu­
sion an. Dabei sollen die Produktions­
kapazitäten gestrafft, d.h’. von derzeit 
11 auf 8,5 Mio. t pro Jahr gesenkt, vor 
allem aber die Produktionsanlagen 

Seit mehreren Wochen streiken die Arbeiter der Boelwerft gegen Entlassungen 
und Lohnsenkung. Ihre Demonstration am 22.5. wird durch Delegationen aus 
zahlreichen Betrieben (Bild: Arbeiter der Werft Cockerill Yards) unterstützt.

durchmodernisiert werden. Auf rund 
27 Mrd. bfr veranschlagen die Stahlka­
pitalisten die Investitionskosten. Die 
Summe, die sie jetzt erneut aus Schul­
den an den Staat in Kapital verwandelt 
sehen wollen, beläuft sich, ganz zufäl­
lig natürlich, auf 25 Mrd. bfr.

Im Gegensatz zu 1978 jedoch sollen 
durch diese Transaktion nicht die 
staatlichen Anteile an den Unterneh­
men erhöht werden. Im Gegenteil wer­
den sie auf 33,7% beschränkt. Die 25 
Mrd. plus weitere 9 Mrd. bfr werden 
statt in Anteile in „bedingt teilneh­
mende konvertierbare Obligationen“ 
umgewandelt, d.h. der Schuldenberg 
wird verringert, das Kapital aufge­
stockt; zudem werden die Obligationen 
auch nur zu 1% statt wie Kredite zu 
10% verzinst. Führt nun die staatliche 
Finanzspritze zum Erfolg, haben die 
Stahlbarone jederzeit die Möglichkeit, 
die Obligationen billig zu übernehmen, 
wenn nicht, sind sie auf jeden Fall vom 
Risiko befreit.

Daß ihnen der Staat und über den 
Staat die steuerpflichtige Arbeiterbe­
völkerung die Investitionen finanziert, 
ist aber nur eine Forderung der Stahl­
kapitalisten. Sie wollen auch direkte 
staatliche Unterstützung bei der Steige­
rung der Ausbeutung. Sie bekommen 
sie. Der von Wirtschaftsminister Claes 
ausgearbeitete „Stahlplan“ sieht die 
Entlassung von vorerst 5000 Stahlar­
beitern im Raum Lüttich - Charleroi 
vor. In den Lütticher Stahlwerken soll 

die Arbeitszeit von 37 Stunden wö­
chentlich auf 38 Stunden erhöht wer­
den, gleichzeitig der Lohn um 5%, in 
den Stahlwerken Charleroi um 10% 
gesenkt werden!

In Teilen der belgischen Finanzbour­
geoisie war die „einseitige“ Verschie­
bung von Milliardensummen in die 
wallonische Stahlindustrie bis zur Ver­
abschiedung des Stahlplans Ende Mai 
heftig umstritten. Die Regierung wußte 
sie indes zu beruhigen.

Nachdem Eyskens gleich nach sei­
nem Regierungsantritt im April der 
Kapitalistenklasse rund 10 Mrd. bfr an 
Steuerzahlungen erlassen hatte, be­
schloß die Regierung jetzt zusammen 
mit dem Stahlplan, sie diesmal von der 
Zahlung von 30 Mrd. bfr an Beiträgen 
zur Sozialversicherung der Arbeiter zu 
befreien. Außerdem sollen die Strom- 
und Gaspreise für die Kapitalisten ge­
senkt werden.

Die arbeitenden Klassen sind in drei­
facher Hinsicht betrogen und beraubt. 
„Zum Ausgleich“ wurde erstens die 
Mehrwertsteuer auf mehrere Produkte 
zum Teil beträchtlich erhöht. „Er­
trag“ in diesem Jahr: 30 Mrd. bfr, die 
den Lohnabhängigen, Rentnern, Stu­
denten, der Kleinbourgeoisie genom­
men werden.

Zweitens glaubt aber buchstäblich 
niemand, daß diese 30 Mrd. tatsächlich 
„zum Ausgleich“ in die Sozialversi­
cherungskassen gelangen. Der Christli­
che Gewerkschaftsbund schrieb dazu: 
„Alle Gründe lassen daran zweifeln. 
Seit Ausbruch der Krise ist keine einzi­
ge Regierung ihren Verpflichtungen 
(bezüglich der staatlichen Zahlungen 
an die Sozialversicherungen, Red.) voll 
nachgekommen.“ Mit dem sogenann­
ten Programmgesetz von August 1980 
erst hatte die Regierung die gesetzli­
chen Zahlungen um 30 Mrd. bfr ge­
kürzt. Infolge jahrelanger Plünderun­
gen steht die belgische Sozialversiche­
rung jetzt praktisch vor dem Bankrott, 
die Folgen der neuen Streichungen sind 
überhaupt noch nicht abzusehen.

Drittens leitet die Regierung mit der 
Erhöhung der Mehrwertsteuer den An­
griff auf die Lohnindexierung ein. Da 
die Mehrwertsteuererhöhung auf die 
Preissteigerungsrate durchschlägt, 
müßten nach geltendem Recht die 
Löhne im Rahmen der Lohnindexie­
rung entsprechend angepaßt werden. 
Also will die Regierung das geltende 
Recht ändern, die Erhöhung indirekter 
Steuern aus dem Lohnindex heraus­
nehmen und somit die Löhne senken. 
Dies wäre ein erster Schritt zur völligen 
Abschaffung der Lohnindexierung, die 
die Kapitalisten lauthals fordern. Erst 
im Frühjahr war der Vorgänger von 
Premierminister Eyskens bei dem ent­
sprechenden Versuch am Widerstand 
der Gewerkschaften gescheitert, er 
mußte zurücktreten.
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Italien
Gewerkschaftsspaltung 
begünstigt Lohnsenkung

Die Regierung Forlani hat sich mit ei­
ner Welle neuer Plünderungsmaßnah­
men - Tariferhöhungen bei Telefon 
und Strom und Steigerung der Rezept­
gebühren — verabschiedet. Damit hat 
die Bourgeoisie noch einmal bekräf­
tigt, daß Inhalt des unentwegt be­
schworenen ,,Kampfes gegen die Infla­
tion“ ausschließlich Lohnsenkung sein 
soll. Forlani mußte gehen, nachdem 
aufgeflogen ist, daß drei seiner Mini­
ster zusammen mit zahlreichen Ban­
kiers, Politikern, Generälen etc. Mit­
glieder einer Geheimgesellschaft wa­
ren.

Daß dies jetzt vorzeitig ans Licht ge­
kommen ist, bedeutet nach den Skan­
dalen im Herbst 80 eine neue politische 
Erschütterung der Bourgeoisherr­
schaft. Die Arbeiterbewegung ist aber 
durch die Spaltungen zwischen den 
Richtungsgewerkschaften weiterhin 
weitgehend gelähmt, daß sie die 
Schwäche der Regierung nicht einmal 
hat nutzen können, um die rabiate 
Lohnsenkungspolitik zu durchkreuzen.

Hauptpunkt dieser Politik bleibt die 
,,Dämpfung“ der gleitenden Lohnska­
la. Bislang wird vierteljährlich festge- 
stellt, um wieviel Indexpunkte die Prei­
se im zurückliegenden Quartal gestie­
gen sind. Die ermittelte Punktzahl wird 
dann mit einem Festbetrag (2389 Lire)

Maidemonstration in Mailand

multipliziert, um die neuen Inflations­
zuschläge zu ermitteln. Weil der ver­
wandte Warenkorb die Teuerung nicht 
voll widerspiegelt und der Bruttolohn, 
bis zu dem die Festgelderhöhungen 
rechnerisch einen ,,vollen Ausgleich“ 
bringen, unter dem Durchschnittslohn 
liegt, haben die Inflationszuschläge in 
den letzten fünf Jahren durchschnitt­
lich nicht einmal 80% der Preissteige­
rungen, bei den Angestellten sogar nur 
61% abgedeckt. Dies brutto, netto 

liegt der Deckungsgrad durchschnitt­
lich unter zwei Drittel. Trotzdem hat 
die Bourgeoisie ausgerechnet in dieser 
Frage Verbündete in der Führung der 
Gewerkschaften gefunden. Die katho­
lische CISL (und im wesentlichen auch 
die sozialistische UIL) sind bereit, die 
Auszahlung von Inflationszuschlägen, 
die ein vorher vereinbartes „Dach“ 
übersteigen, auf das Jahresende zu ver­
schieben. Noch Anfang März hatten 
alle drei Gewerkschaftsbünde gemein­
sam die Verteidigung „des gegenwärti­
gen Mechanismus und der gegenwärti­
gen Struktur der Lohnskala“ beschlos­
sen. Der größte, von Revisionisten und 
Reformisten geführte Gewerkschafts­
bund CGIL ist gegen ein „Angebot“ 
in Sachen Lohnskala, hat sich aber 
ebenfalls bereiter klärt, nach Regie­
rungsmaßnahmen gegen die Teuerung 
die Lohnskala zu modifizieren. Kürz­
lich hat die CGIL vorgeschlagen, künf­
tig für jeden Indexpunkt einen lohn­
steuerfreien Zuschlag von etwa 1800 
Lire zu zahlen. Die Kapitalisten wür­
den damit (auf Kosten der Staatskasse) 
„Lohnkosten“ sparen, gleichzeitig wä­
re aber der ständig fortschreitenden 
Lohnsteuerplünderung über die Pro­
gression ein gewisser Riegel vorgescho­
ben. Alle Versuche, zu einer einheitli­
chen Position der Gewerkschaften zu 
gelangen, sind bislang gescheitert.

Bei Verhandlungen mit den Gewerk­
schaftsbünden Mitte Mai hat sich die 
Regierung daher leisten können, auf 
deren Forderung nach Preiskontrollen 
überhaupt nicht einzugehen und statt­
dessen ihrerseits einen „Vorschlag“ zu 
machen, der das „Dach“ durch eine 
„Bereinigung“ der Zuschläge um den 
„Ölpreisanteil“ noch ergänzt. Der 
Präsident des Kapitalistenverbandes 
Confindustria hat nachgestoßen und 
mit Kündigung des Tarifvertrags über 
die Lohnskala gedroht, der für eine 
unbestimmte Laufzeit geschlossen ist. 
Vor allem in den Metallgewerkschaften 
fordern immer mehr Körperschaften 
eine „Massenkonsultation“, um die 
lähmende Spaltung zu überwinden.

Dänemark
Streiks für Teue­
rungsausgleich

Ende des letzten Jahres hatte der däni­
sche Kapitalistenverband (DA) darauf 
gedrungen, in den diesjährigen Tarif­
verhandlungen die Abmachungen über 
den sogenannten automatischen Teue­
rungsausgleich für einige Zeit nicht zu 
verlängern oder auszusetzen. Viele 
Einzel verbände haben versucht, dies 
gegen die dänischen Arbeiter und An­
gestellten durchzusetzen. Obwohl der 
automatische Lohnausgleich durch die 
jetzige Preisindexbestimmung, die z.B. 

den Posten Wohnung viel billiger ver­
anschlagt als tatsächlich und die Mehr­
wertsteuer überhaupt nicht, die gestie­
genen Kosten so nicht decken konnte, 
kämpfen Teile der Arbeiterbewegung 
hartnäckig gegen Aussetzung oder Ver­
schlechterungen.

Die letzten Verhandlungen zwischen 
den dänischen Druckern und Zeitungs­
verlegern am 26.5. sind erfolglos abge­
brochen worden. Von den Kapitalisten 
ist die zehnmonatige Pause im Teue­
rungsausgleich nicht zurückgenommen 
worden, die Forderungen nach einem 
Abkommen bei der Einführung neuer 
Technologie in der Druckindustrie sind 
ebenfalls nicht erfüllt. Für diese beiden 
Forderungen streiken die Drucker seit 
9.3.

Die dänischen Kapitalisten stehen 
schon etwas unter Druck und versu­
chen, andere Arbeitskräfte als Streik­
brecher einzusetzen oder in der BRD 
drucken zu lassen. Beides wurde bis 
jetzt verhindert. Am 26.5. führten die 
Drucker eine Zeltblockade vor einem 
Betrieb in Tanlov bei Fredericia durch, 
wo 15 beschäftigte Setzer die Druckar­
beiten übernehmen sollten, und for­
derten die Setzer auf, die Arbeit abzu­
brechen.

Die Hauptverwaltung der IG Druck 
und Papier in Stuttgart hat erklärt, al­
les daranzusetzen, daß in der BRD kei­
ne dänische Zeitung gedruckt wird, 
und die IG Druck und Papier in Flens­
burg versicherte, daß sie mit ihren Mit­
gliedern auch in den kleinsten Drucke­
reien in Flensburg und Umgebung in 
der Lage sei, Streikbruch zu verhin­
dern. Bis zum 25. April, also innerhalb 
von eineinhalb Monaten, waren für die 
Unterstützung der Drucker in Däne­
mark allein 100746 Kronen gesammelt 
worden, was umso wichtiger ist, als die 
Gewerkschaft nur ungefähr die Hälfte 
des Lohns an die Streikenden zahlen 
kann.

Die Beschäftigten des Öffentlichen 
Dienstes in Dänemark erhielten bis 
jetzt nur 75% der automatischen 
Lohnanpassung. Im diesjährigen Ta­
rifkampf wurde von den Gewerkschaf­
ten eine 100%ige Anpassung gefor­
dert, aber nur 85% wurden erreicht. 
Mit dieser Begründung der Erhöhung 
der Anpassungsrate sollten niedrige 
Tarifabschlüsse durchgesetzt werden. 
4000 bis 5000 Assistenzärzte bereiten 
im Augenblick einen erneuten Streik 
gegen den niedrigen Tarifabschluß vor, 
den ihre Dachorganisation, die Akade­
mikergewerkschaft, schon angenom­
men hatte. Sie wenden sich gegen eine 
Entlohnung, die bei 50 bis 60 Stunden 
1600 bis 1 800 DM netto bringt, und ei­
ne Bezahlung der Bereitschaftsdienste, 
die ähnlich mager ist wie in der BRD 
eine Rufbereitschaft, obwohl die Assi­
stenzärzte die ganzen Nächte in den 
Krankenhäusern anwesend sein müs­
sen.
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Dabei wird es sich in der nächsten 
Woche entscheiden, ob es zum Bruch 
mit der Dachorganisation kommt oder 
ob diese den Streik der Assistenzärzte 
dann auch unterstützen wird.

VR Polen
Kreditverhandlungen 
westlicher Banken

Die Vertreter der westlichen Banken, 
die am Kreditgeschäft gegen die VR 
Polen beteiligt sind, haben auf ihren 
Beratungen in der vorletzten Woche 
zwar keine Beschlüsse hervorgebracht, 
aber doch die deutliche Absicht darge­
tan, wenigstens etwas zwischen die 
Zähne zu bekommen, wenn es schon 
mit der Befriedigung ihrer Forderun­
gen schlecht steht. Sie weichen von den 
.Beschlüssen der Regierungen der west­
lichen Gläubigerländer von Ende April 
insofern ab, als sie nicht bereit sind, 
über die Stundung der Tilgung der bis 
Ende 1981 zurückzuzahlenden Kredite 
hinaus auch die Zinsen zu stunden, 
schon gar nicht bei den unverbürgten.

Die Dresdner Bank schwang sich 
kraft Interessenlage zu einem der fünf 
Sprecher der Banken auf, denn sie hält 
von den 4,8 Mrd. $ Gesamtschulden 
Polens gegenüber den Banken der 
westlichen imperialistischen Länder 
den Anteil von 780 Mio. $, davon zwei 
Drittel unverbürgt.

Während die polnische Regierung 
die Benzinpreise um ein Sechstel und 
die Taxipreise um ein Viertel heraufge­
setzt hat und Benzinsparen als Grund 
angibt, besteht über die Wirtschaftsre­
form noch immer keine Klarheit. Der
I. Sekretär des ZK der PVAP Kania er- 

lärte bei einer Beratung mit 62 Vertre­
tern von Kohlengruben, daß es von der 
Linie der sozialistischen Erneuerung 
keine Umkehr gebe, stellte aber auch 
fest: „Die wirtschaftliche Lage wird 
nicht besser. Wir sind nicht imstande, 
eine vollständige Antwort zu geben, 
wie unter diesen Bedingungen alle ge­
sellschaftlichen Erwartungen und Ver­
pflichtungen, auch die selbstverständ­
lichsten, erfüllt werden können.“

Einen Schritt weiter gekommen ist 
die Regierungskommission in ihren Be­
ratungen über das soziale Minimum, 
das die Grundlage für die Festlegung 
des Mindestlohns und der Mindestren­
te bilden soll wie auch für die Vertei­
lung der Mittel für Sozialleistungen 
durch Staat, Betriebe und Institutio­
nen, z.B. für Erholungsheime. Dies 
entspricht einer der in Gdansk getrof­
fenen Vereinbarungen. Der Entwurf 
wurde mit der Staatlichen Preisbehör­
de und dem Zentralamt für Statistik 
abgestimmt, ist aber noch nicht den

Gewerkschaften zur Billigung vorge­
legt worden.

Vorgesehen ist die Festlegung einer 
Liste derjenigen Waren und Dienstlei­
stungen, die als gesellschaftlich unent­
behrlich angesehen werden. Schlep­
pende Vorbereitungen hatte es dafür 
schon im Jahre 1979 gegeben. Gegen­
über dem damaligen Ansatz ist das so­
ziale Minimum beträchtlich erhöht 
worden, und zwar zwischen 13 und 
32% je nach Zuordnung zu einer von 
zwölf Einkommensgruppen. Eine al­
leinstehende Person würde nach dem 
jetzigen Stand 2800 Zloty monatlich, 
eine Familie mit zwei Kindern zwischen 
8000 und 10000 Zloty je nach Alter der 
Kinder erhalten.

Dies würde, gemessen an den jetzi­
gen Einkommen, einen Fortschritt be­
deuten, da das Mindesteinkommen al­
leinstehender Personen gegenwärtig 
nur 94% dieses Minimums beträgt, die 
niedrigste Rente sogar nur 90%. Das 
Minimum soll jedes Jahr dem aktuel­
len Stand angepaßt werden. Die Pläne 
für seine Realisierung sollen jeweils im 
vierten Quartal vorgelegt werden.

Chile
Kupferbergleute streiken 
seit fünf Wochen

Am 27. Mai mußte Chiles staatliche 
Kupfergesellschaft Codelco ihren in­
ternationalen Abnehmern die Unter­
brechung der Lieferungen aus dem El- 
Teniente-Bergwerk ab dem 1. Juni we­
gen ,,force majeur“ (höherer Gewalt) 
ankündigen. Auf dem Londoner Me­
tallmarkt stieg der Kupferpreis am 
nächsten Tag um 16 Pfund pro Tonne 
(ca. 2%), der Anstieg setzte sich fort. 
Die imperialistischen Großabnehmer 
chilenischen Kupfers, vor allem die 

Draht-, Elektro-und Rüstungsindu­
strie, drängen das Militärregime und 
Codelco, den Streik zu brechen, haben 
aber offensichtlich wenig Vertrauen, 
daß dies in den nächsten Wochen ge­
lingt, und decken sich anderweitig ein.

Die „höhere Gewalt“ ist der Streik 
der Bergarbeiter, die in der letzten Wo­
che ein „letztes Angebot“ der Kapita­
listen von „real 1%“ für das nächste 
Jahr und einen Bonus von etwa 1000 
DM für die Streikzeit ablehnten. Die 
Gewerkschaften fordern 10% für den 
Zweijahres vertrag. Ein Tagelöhner auf 
El Teniente kommt jetzt auf etwa 
11000 Pesos im Monat (ca. 600 DM), 
in anderen Kupferbergwerken aber 
schon auf 17000 und mehr.

Die Gewerkschaften wenden sich 
mit dem Streik auch gegen Pläne der 
Regierung, Codelco zu privatisieren, 
d.h. an ausländische Metallkonzeme 
zu verkaufen, die bereits große Berg­
werke im Land betreiben (so der US- 
Konzern Exxon). Die Privatisierungs­
pläne sind von US-Beratem im Wirt­
schaftsministerium ausgeheckt wor­
den. Bereits im letzten Jahr machte die 
Regierung erste Vorstöße: Nach einem 
lötägigen Streik schloß sie eine Eisen­
bahn auf El Teniente, übertrug den 
Transport einem Fuhrunternehmen 
und entließ 46 Arbeiter.

Der Streik der 10000 El-Teniente- 
Arbeiter hat inzwischen in anderen 
Kupferbergwerken Auswirkungen. Im 
staatlichen Andina-Bergwerk nahmen 
die 2000 Arbeiter ein Angebot von 
4,5% und 330 DM Bonus an. Im Chu- 
quicamata-Bergwerk, wo die Gewerk­
schaften mit Codelco verhandeln, ließ 
die Junta alle Streiks verbieten. In der 
El-Salvador-Mine wird verhandelt.

Der Streik auf El Teniente hatte in 
der letzten Aprilwoche begonnen. Die 
Kapitalisten boten 2% für die nächsten 
zwei Jahre, die Belegschaft lehnte das 
mit 95% ab und beschloß einen Streik.

Der Streik wird unter schwierigen 
halblegalen Bedingungen geführt. 
Aber die Einheit der Arbeiter ist her­
vorragend - von den 10000 Beschäf­
tigten folgten ganze 30 einem Aufruf 
der Kapitalisten, die Arbeit wiederauf­
zunehmen und einzeln zu verhandeln 
(nach dem Arbeitsgesetz der Junta 
kann jeder Arbeiter nach 30 Tagen 
Streik individuell mit dem Kapitalisten 
eine Lohnerhöhung aushandeln).

Der Kampf dauert jetzt schon 35 Ta­
ge, und die Militärjunta und Codelco 
bereiten sich darauf vor, den Streik 
nach spätestens 60 Tagen zu zerschla­
gen. Laut Arbeitsrecht müssen die Ar­
beiter nach 60 Tagen Streik entweder 
das Angebot annehmen oder gelten als 
entlassen. Noch 25 Tage Streik aber 
kommen Codelco und vor allem Co- 
delco’s Kunden zu teuer - die Berg­
werksleitung droht jetzt mit der dau­
ernden Schließung der Mine, wenn der 
Streik nicht „bald“ beendet wird.
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Indien
Wachsende Probleme im Land. Imperia­
listen suchen Einbruchsmöglichkeiten
Im Februar 1981 hat der Finanzmini­
ster der Indischen Union, Vekatara- 
man, dem Parlament den Bericht der 
Haushaltsvorlage über die wirtschaftli­
che Lage Indiens unterbreitet. Gleich­
zeitig wurde am 14. Februar der sech­
ste Fünfjahresplan von 1980-85 gebil­
ligt.

Der sechste Fünfjahresplan ist für 
Indien in einer gegenüber den letzten 
Jahrzehnten veränderten Lage erstellt 
worden. Üblicherweise machte Indien 
Schlagzeilen wegen Getreidedefiziten, 
Überschwemmungen und Dürrekata­
strophen. Dem Land ist es aber gelun­
gen, etwa seit 1975 gerade in der Land­
wirtschaft eine bedeutsame Stabilisie­
rung zu erreichen.

In den Jahren 1978/79 betrug die ge­
samte Nahrungsgetreideproduktion 
131,4 Mill, t — 2,3mal mehr als 
1949-52 (1960: 82,3 Mill, t) und 5 
Mill, t mehr als im Jahre 1977/78. Die 
Reisproduktion war mit 53,83 Mill, t 
ebenfalls 2,3 mal höher als 1949-52 
und überstieg das Ergebnis von 
1977/78 mit über 1 Mill. t. Obwohl im 
Jahr 1979 eine der größten Dürrekata­
strophen der letzten Jahre über Indien 
hereinbrach, brauchten keine Nah­
rungsmittel eingeführt werden. Am 20. 
Mai 1981 wurde beispielsweise in ei­
nem Erdölliefervertrag mit der Sowjet­
union gegen die Lieferung von 4,75 
Mio t. Rohöl vereinbart, diese mit 
Reis-, Gerste-, Mais- und Getreidelie­
ferungen zu zahlen. Bis 1979 hatte In­
dien umfangreiche Nahrungsmittelre­
serven angelegt und gleichzeitig, nach 
jahrzehntelangem akutem Devisenman­
gel, eine beträchtliche Fremdwäh­
rungsreserve beisammen.

Im letzten Jahr gab es allerdings Ein­
brüche, die im wesentlichen auf die 
steigenden Energiekosten insbesondere 
für Rohöl zurückgeführt werden. Die 
Inflationsrate schnellte auf über 24% 
derzeit nach oben. Am 6. April hat die 
Gandhi-Regierung zu Maßnahmen ge­
gen das steigende Handelsdefizit ge­
griffen: Importbeschränkungen für ei­
ne Reihe von Leichtindustrieproduk­
ten, Exporterleichterungen. Die Regie­
rung erhofft sich so eine Einsparung 
von 1,0- 1,5 Mrd. Rupien.

Die Inflation wirkt sich insbesondere 
auf die Erzeugerpreise, besonders für 
Getreide, Hülsenfrüchte, Ölsamen und 
Zucker, aus und trifft die kleinen Bau­
ern und Arbeiter in den Städten hart. 
Das ist auch der Grund, warum in den 
letzten Wochen und Monaten die Bau­
ern in großen Aktionen und Demon­
strationen eine Erhöhung der Erzeu­

gerpreise und Senkung der staatlich 
festgesetzten Energiekosten für Bewäs­
serung verlangen. In Neu Delhi de­
monstrierten am 26. März ca. 500000 
Bauern unter diesen Forderungen, 
während in der gleichen Stadt ebenso- 
viele Arbeiter dafür streikten, daß ih­
nen der gesetzlich festgelegte Mindest­
lohn von 500 R gezahlt werde.

Die indische Regierung gerät so von 
verschiedenen Seiten zunehmend unter 
Druck. Die Weltbank hatte am 7. 
April einen bereits zugesagten Kredit 
von 250 Mio. zum Bau von Kunstdün­
geranlagen platzen lassen, weil Indien 
darauf bestand, das Projekt mit eige­
nen Fachkräften zu errichten und zu 
betreiben. Inzwischen sind durch die 
gestiegenen Preise für Erdöl die Fi­
nanzreserven aufgezehrt. Die imperia­
listischen Länder versuchen, in steigen­

Bauern aus Nordindien auf einer Demonstration für höhere Erzeugerpreise

dem Maße aus dieser Lage Nutzen zu 
ziehen, indem sie Riesenprojekte fi­
nanzieren, wie den geplanten Bau von 
Staudämmen in Assam, die nur kurz­
fristig für die Steigerung der Produk­
tion von Nutzen sind. Durch die Ent­
waldung des Himalaya-Vorgebirges 
durch ausländische Konzerne kann das 
Wasser ungehindert in das Tal schie­
ßen, was die Verödung der Region, 
Überschwemmungskatastrophen in der 
Ebene und derzeit die Versandung des 
Hafens von Kalkutta zur direkten Fol­
ge hat. Der alleinige Bau dieser Stau­
dammprojekte in diesen Gebieten, oh­
ne daß Maßnahmen gegen die Versan­
dung der Küstengebiete, insbesondere 
der Häfen, und die Abholzung des Hi­

malaya-Vorgebirges getroffen werden, 
hat eventuell zur Folge, daß dies eine 
völlige Umwälzung der Natur mit sich 
bringt. Insbesondere wird der Rhyth­
mus durch die Monsunregen verän­
dert, worauf die Anbaumethoden 
nicht eingestellt sind.

Gegen diese Plünderung der natio­
nalen Ressourcen haben sich Volksbe­
wegungen gebildet. Für Indien stellen 
sich insbesondere im Nordosten seit 
Jahren Probleme, die teilweise noch 
aus der Kolonialzeit stammen. Im Bun­
desstaat Assam gibt es eine erstarkende 
Bewegung unter den Forderungen 
,,Assam den Assamesen!“ und 
,»Schützt die Söhne der Scholle!“. 
1836 hatten die britischen Koloniali­
sten das selbständige Königreich an­
nektiert und setzten in die Verwaltung 
Inder aus anderen Gegenden ein. 
Durch Flüchtlinge hat sich jetzt diese 
Lage erschwert, denn die Assamesen 
stellen nur zum geringen Prozentsatz, 
Angehörige der Verwaltung. Ober-s 
flächlich stellt sich die Angelegenheit 
als Religionsproblem dar, tatsächlich 
sind die Forderungen auf größere Au­

tonomie und Selbständigkeit des Bun­
desstaates und bessere Unterstützung 
der Bevölkerung gerichtet. In den mei­
sten nordöstlichen Bundesstaaten ha­
ben sich inzwischen Volksbewegungen 
gegen die Abholzung der Wälder und 
die Plünderung der nationalen Res­
sourcen gebildet. Diese Bewegungen 
halten teilweise ganze Gebiete unter ih­
rer Kontrolle (so Teile von Mizoram, 
Nagaland und Manipur).

Um diese Probleme zu lösen, nennt 
die indische Regierung als wichtigste 
Ziele des 5-Jahresplans die Beseitigung 
der Armut der Landarbeiter und die 
,,strikte Durchsetzung des Mindest­
lohngesetzes für Lohnempfänger“.
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Nicht nur die Sowjetunion 
in Indien engagiert

VR China
Restriktionen für 
ländliche Industrie

Aus der nachstehenden Tabelle über 
ausländische Kooperation in Indien, 
insbesondere der ausländischen Fir­
men, läßt sich in etwa ersehen, wel­
che Länder in dieser Hinsicht tat­
sächlich Einfluß haben und in wel­
chem Umfang. An der Spitze der 
Länder, die mit Indien in Handelsbe­
ziehungen stehen, steht nicht die So­
wjetunion, sondern die USA. Als 
zweites folgt die Sowjetunion, und 
einen noch immer beträchtlichen An­
teil hat die ehemalige Kolonialmacht 
Großbritannien. Indien hat insbeson­
dere sehr ausgeprägte Handelsbezie­
hungen zu den Ländern der Dritten 
Welt. Hier sind Indiens Werkzeug­
maschinen beliebt. ,,Zuwachs und 
Vielseitigkeit der Produktion lassen 
die nationale Industrie vom Ausland 
zunehmend unabhängiger werden. 
Die Abhängigkeit lag 1955 bei 89%, 
1965 bei 58% und beträgt heute 
(1979) nur noch 28% “. Diese Aussa­
ge wird in einem Bulletin der indi­
schen Botschaft Brüssel getroffen be­
züglich der Herstellung von Werk­
zeugmaschinen.

Nach wie vor aber will Indien zuse­
hen, durch eine Stärkung der land­
wirtschaftlichen Produktion eine sta­
bile wirtschaftliche Lage zu errei­
chen. Die Sowjetunion absorbiert 
immer noch ca. 10% des indischen 
Exportvolumens und ist darauf aus, 
aus den Problemen, mit denen das 
Land zu tun hat, Kapital zu schlagen.

Genehmigte ausländische Kooperation mit Indien

Art der Zusammenarbeit
I. Technische Zusammenarbeit

II. Technische und finanzielle 
Zusammenarbeit

III. Pläne- und Entwurfsimporte

Quelle: India Bulletin der Indischen 

Das ist bisher nicht so recht gelun­
gen, denn Indien hat gegen die Inter­
vention in Afghanistan mit den Län­
dern der Dritten Welt gestimmt und 
auch in anderen Fragen im wesentli­
chen an der Seite der Blockfreien ge­
standen. Aber auch die westlichen 
Imperialisten versuchen sich an In­
dien. Die EG hat jetzt ein Abkom­
men unterzeichnet, daß sie Indien bei 
der Produktion von Ölfrüchten un­
terstützt. Auf einer Tagung wurde 
die EG von Indien kritisiert: ,,... 
daß die Beiträge der EWG für die 
Hilfe an die Nichtentwicklungsländer 
gering seien, und daß die Länder 
Südasiens hauptsächlich vom Auf­
schwung ihrer Handelsaustausche 
abhängen. Der Protektionismus in­
nerhalb der EWG ist zuerst gegen die 
Entwicklungsländer gerichtet, und 
ein solcher Protektionismus würde 
nur dazu führen, die Länder Südasi­
ens, die kürzlich angefangen haben, 
Fertigprodukte zu exportieren, in ei­
ne Isolierungspolitik zu drängen.“

Die Ausweitung des Handelsvolu­
mens mit Ländern der Dritten Welt 
und der Zusammenschluß mit diesen 
gegen imperialistische Einmischungs­
versuche zeigt sich immer mehr als 
der geeignete Weg, bestimmte 
Schwierigkeiten zu lösen. Dem 
Zweck, verstärkte Wirtschaftsbezie­
hungen zur Dritten Welt aufzubauen 
diente auch der Besuch Indira Gand­
his vor drei Wochen in den Arabi­
schen Emiraten.

Gesamt Land
112 Vereinigte Staaten von Amerika (33), 

Bundesrepublik Deutschland (21), 
Großbritannien (24), Japan (9) 

Schweiz (7), Frankreich (5), 
Italien (5), Spanien (2), UdSSR (2), 

Australien (1), Österreich (1), 
Deutsche Demokratische Republik (1), 

Niederlande (1), Norwegen (1), 
Polen (1), Schweden (1). 

Großbritannien (9) 
Bundesrepublik Deutschland (4), 

Hong-Kong (2), Japan (2), 
Dänemark (1), Italien (1), 

Portugal (1). 
Bundesrepublik Deutschland (5), 

Japan (3), Niederlande (2), 
Schweiz (2), Vereinigte Staaten (2), 

Dänemark (1), Frankreich (1).
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Botschaft Brüssel 1/81.

Die ,,blinde Expansion“ der ländli­
chen Industrie will der chinesische 
Staatsrat mit einem am 16.5. veröf­
fentlichten Beschluß stoppen. Danach 
müssen Zigarettenmanufakturen und 
Baumwollspinnereien der Volkskom­
munen und Produktionsbrigaden stül- 
gelegt und muß deren Produktion um­
gestellt werden. Das soll die Rohstoff­
versorgung der staatlichen Großbetrie­
be sichern. Generell dürfen genossen­
schaftliche Betriebe weiter produzie­
ren, die nicht mit Staatsbetrieben um 
Rohstoffe konkurrieren, einen Absatz­
markt haben und profitabel wirtschaf­
ten. Neue Betriebe auf dem Land sol­
len vorrangig Agrarprodukte weiter 
verarbeiten bzw. Engpässe lindem.

Ende 1980 gehörten den Kommunen 
und Brigaden 1,43 Mio. Betriebe, die 
30,5 Mio. Arbeiter beschäftigten, 10% 
der Arbeitskräfte auf dem Land. Aus 
den Betrieben erzielten die Kollektive 
ein Drittel ihrer Einnahmen und finan­
zierten damit u.a. Agrarinvestitionen. 
Wie viele Betriebe aufgrund des Be­
schlusses direkt stillgelegt werden müs­
sen, ist unbekannt. Jedenfalls zielt die 
Entscheidung darauf, daß die ländliche 
Industrie wesentlich Zulieferfunktio­
nen für die staatlichen Großbetriebe 
erfüllt und Lücken und Engpässe in 
der Produktenpalette der Großindu­
strie ausfüllt. Die Entwicklung dieser 
Arbeitsteilung stößt allerdings wegen 
der Schwächen des Verkehrsnetzes und 
der Ausdehnung des Landes auf 
Schwierigkeiten. Durch die Restriktio­
nen ist die Selbstversorgung der ländli­
chen Gebiete und außerdem die Aus­
bildung eines Facharbeiterstammes ge­
fährdet.

Mao Zedong hatte 1956 die ländliche 
Industrialisierung parallel zum Aufbau 
der Großindustrie („auf zwei Beinen 
gehen“) propagiert, um die Moderni­
sierung trotz knapper Mittel zu be­
schleunigen und die Unterbeschäfti­
gung und den Facharbeitermangel auf 
dem Lande zu beheben. Im Großen 
Sprung 58-59 entstanden Millionen 
Betriebe nach der Devise: „Jeder Kreis 
fünf kleine Industrien“ (Eisen, Ze­
ment, Dünger, Landmaschinen, 
Stromerzeugung). Nach Stillegungen 
in den folgenden Jahren brachte die 
Kulturrevolution einen erneuten Auf­
schwung der ländlichen Industrie.

In der Dritten Welt hat dieser Auf­
baukurs Modellcharakter. So schloß 
Mugabe, Ministerpräsident von Zim­
babwe, bei seinem jüngsten Chinabe­
such einen Vertrag über Hilfe beim 
Aufbau der ländlichen Industrie in 
Zimbabwe ab.
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Aus Kultur und Wissenschaft

Links: Straußenfederfächer, Holz-Goldblech-Flachrelief und Ziselierung. Rechts: König mit Har­
pune, vergoldetes Holz, Bronze (beide Bilder von der Ausstellung)

Ausstellung
Tutanchamun oder Beschränkung der Kunst und 
Kultur Altägyptens auf Pharaonengeschichte
Am 20.2. wurde in Hannover 
als vierter bundesdeutscher 
Stadt die Tutanchamun-Aus- 
stellung eröffnet. Überall wur­
den bisher Besucherrekorde 
gemeldet, in München z.B. 
über 600000. Gezeigt werden 
65 der insgesamt 5000 Grab­
beigaben, insbesondere Kult- 
und Gebrauchsgegenstände so­
wie Schmuck, die der tote Pha­
rao entsprechend dem altägyp­
tischen Glauben brauchte, um 
im Jenseits sein Leben standes­
gemäß weiterführen zu kön­
nen. Sehenswert ist die Aus­
stellung vor allem deshalb, 
weil sie einen guten Eindruck 
von den hoch entwickelten 
handwerklichen und künstle­
rischen Fähigkeiten des ägypti­
schen Volkes vor mehr als 
3000 Jahren vermittelt, wenn 
auch völlig auf die Sicht auf 
den Pharao und auf eine fade 
Familiengeschichte der 18. Dy­
nastie im Ausstellungskatalog 
eingeengt. Dies, obwohl die 
Grabmalskunst selbst sowie ei­
ne Fülle weiterer Quellen einen 
brauchbaren Eindruck über 
die Geschichte Altägyptens 
vermitteln.

Reichtum

Landwirt-

Der materielle
Ägyptens beruhte auf der 
hochentwickelten 
schäft. Hohe Erträge wurden 
aufgrund astronomischer Be­
rechnung der Nilbewegung er­
zielt, die Bauern betrieben zu­
sätzlich künstliche Bewässe­
rung, der Pflug war bereits 
entwickelt. Ein riesiger Beam­
tenapparat teilte den Bauern 
vor der Aussaat Land zu und 
überwachte nach der Ernte den 
Abtransport des Mehrpro­
dukts in die Scheunen der Bauern bei der Arbeit, um 1400 v.u.Zt.

Ausschnitt aus Bildhauerwerkstatt, 18. Dynastie.
Großgrundbesitzer. Damit 
wurde neben dem eigenen Le­
bensunterhalt und dem der 
Dienerschaft ein Heer von Ar­
beitern und Handwerkern er­
nährt, die für Bauten und Be­
quemlichkeiten der Pharaonen 
und Priesterschaft nebst An­
hang arbeiteten. Als eine der 
Ursachen für die hohe Ent­
wicklung ihrer künstlerischen 
und handwerklichen Fähigkei­
ten nennt Diodorus Siculus die 
strenge Arbeitsteilung: „In 
diesem Land dürfen Handwer­
ker durchaus nicht in die Ge­
schäfte einer anderen Bürger­
klasse eingreifen, sondern bloß 
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den nach dem Gesetz ihrem 
Stamm zugehörigen Beruf trei­
ben.“ (zitiert nach MEW, Bd. 
23, S. 360) Über die Arbeit der 
Sklaven, zumeist Kriegsgefan­
gene in den von Ägypten un­
terworfenen Gebieten wie Nu­
bien, der Sinaihalbinsel und 
Syrien, die das benötigte Gold, 
Kupfer, Edelsteine und Holz 
liefern mußten, schreibt der­
selbe Diodorus: „Man kann 
diese Unglücklichen ... nicht 
ansehn . .. Alle müssen, durch 
Schläge gezwungen, fortarbei­
ten, bis der Tod ihren Qualen 
und ihrer Not ein Ende 
macht.“ (S. 250)

Abendländische 
Archäologie

C.W. Cerarn hat 1949 das 
Buch ,,Götter, Gräber und Ge­
lehrte“ veröffentlicht. Er be­
schreibt Ausgrabungen von 
vier Kulturen, der griechisch- 
römischen, der ägyptischen, 
der sumerischen und babyloni­
schen und der Kultur der May­
as und Azteken. Das Buch liest 
sich spannend, weil man von 
der Arbeit der Forscher einiges 
erfährt und auch viele Fakten 
über das Leben dieser alten 
Völker. Aber ganz penetrant 
durchzieht das Buch die Idee 
von der Überlegenheit der 
abendländischen Kultur. So 
bedarf es des ,, Anstoßes durch 
die Tatkraft eines westlichen 
Mannes“, damit die alten Kul­
turen aufgedeckt werden 
konnten. Oder Cortez, der im 
Auftrag der spanischen Mo­
narchie das Aztekenreich zer­
störte, um an das Gold der Az/ 
teken heranzukommen, wird' 
zwar deswegen angegriffen, 
aber immerhin fuhr er als Mis­
sionar gegen das Heidentum. 
So übergeht Cerarn, daß die 
aufkommende Handelsbour­
geoisie zusammen mit den feu­
dalen Königen die Produk­
tionsgrundlagen der alten Völ­
ker zerstörten, so ihre Kultur­
entfaltung und die Ansätze ei­
ner kulturgeschichtlichen 
Überlieferung zerschlug. Die 
meisten Ausgrabungen der Ar­
chäologen begannen im 19. 
Jahrhundert, wo die „alte 
Welt“ schon ungeheure Reich­
tümer aus den anderen Län­
dern abtransportiert hatte und 
das Gold, zum Beispiel der Az­
teken, zur Herausbildung des 
Kapitalismus ein Faktor gewe­
sen war.
C.W. Cerarn, Götter, Gräber und Gl 
lehrte, Deutsche Buch-Gemeinschaft 
Berlin, Darmstadt, Wien.

Die archäologischen 
Methoden ändern sich

Einen übersichtlichen und 
spannenden Band über neuere 
Arbeitsergebnisse von Archäo­
logen hat Rudolf Pörtner, seit 
1974 Träger des Ceram-Prei- 
ses, mit zahlreichen Mitarbei­
tern erstellt. Recht nüchtern in 
der Darstellung der Tatsa­
chen und abwägend, was die 
Sicherheit der daraus zu zie­
henden Schlüsse angeht, stel­
len sich die Autoren dar als 
Fürsprecher der Methode, die 
Tatsachen zu erforschen, und 
setzen sich sachte von der Be­
geisterung Kellers ab, der den 
missionarischen Zweck ver­
folgte, zu beweisen, daß die 
Bibel doch recht hat.

Die westlichen Archäologen
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kommen ihrer Aufgabenstel­
lung, frühere Kulturen aufzu­
decken und die Geschichte der 
Menschen zu erhellen, erst seit 
einigen Jahrzehnten mit Me­
thoden nach, die nicht das 
Abenteuer und die Sternstun­
den kostbarer Funde, die dann 
ins Heimatland abgeschleppt 
werden, in den Vordergrund 
stellen, sondern die aufwendi­
ge Kleinarbeit. So werden bei 
Grabungen alle Kleinigkeiten 
und Spuren beachtet und 
Schicht für Schicht, für andere 
rekonstruierbar, verbucht. 
Das Buch informiert haupt­
sächlich über die Geschichte 
und gesellschaftlichen Verhält­
nisse teils untergegangener 
Völker des Mittelmeerraums 
und Vorderasiens. Korrigiert 
werden Auffassungen über die 
,,neolithische Revolution“, 
d.h. den Jahrtausende dauern­
den Prozeß des Übergangs der 
Menschen zur Produktion ih- 

jrer Nahrungsmittel, in be­
stimmten Gebieten Vorbedin­
gung für das Seßhaftwerden 
und Grundlage der Hochkul­
turen.

Ein wunder Punkt, der mit 
Schweigen übergangen wird, 
ist die Frage, wie weit die heu­
tige Archäologie, wenn sie 
durch kapitalistische Länder in 
der Dritten Welt durchgeführt 
wird, immer noch, wenn auch 
auf die feine Art, Grab- und 
sonstige Räuberei ist. Immer­
hin erfährt man, daß z.B. der 
Iran in letzter Zeit die Konzes­
sionen zum Schürfen erheblich 
eingeschränkt hat. Die Schwie­
rigkeiten dieser Länder, selbst 
die Vergangenheit ihrer Völker 
aufzuklären und wissenschaft­
liche Publikationen zu erarbei­
ten, sind wegen der hohen Ko­
sten groß.
ludolf Pörtner, Alte Kulturen ans 

Licht gebracht, Neue Erkenntnisse der 
modernen Archäologie, Heyne-Sach­
buch 7052, München 1981. 12,80 DM.

Masada: ,,großer hi­
storischer Film“?

Als ,,endlich wieder ein großer 
historischer Film“ wird „Ma­
sada“ angekündigt. Es ist ein 
Zusammenschnitt aus acht 
Stunden amerikanischem 
Femsehspektakel, abgedreht 
in der Nähe von Original­
schauplätzen am Toten Meer 
nach einem Ereignis der jüdi­
schen Geschichte.

Nach der Zerstörung Jerusa­
lems durch die römische Kolo­
nialmacht im Jahre 70 ver­
schanzen sich die letzten Tau­
send jüdischer Widerstands­
kämpfer, die Zeloten, in der 
Bergfestung Masada, die zu 
diesem Zeitpunkt als unein­
nehmbar gilt. Von dort aus 
machen sie mit Überfällen die

römische Kolonialmacht unsi­
cher. Die 5000 Mann starke 
römische X. Legion belagert 
Masada, kann aber erst nach 
Monaten unter gewaltigen An­
strengungen, Heranführung 
jüdischer Arbeitssklaven, Bau 
einer Auffahrrampe am Fels­
massiv, schwerem Belage­
rungsgerät und grausamen 
Brutalitäten die Festung ein­
nehmen. Sie findet aber nur 
Tote, die Zeloten haben in der 
ausweglosen Lage kollektiv 
Selbstmord verübt. Der römi­
sche Statthalter am Schluß re­
signiert: „Wir haben nur einen 
Felsen in der Wüste am Ufer 
eines vergifteten Meeres er­
obert.“

Die Filmhandlung ist 
schnulzig zurechtgestutzt auf 
die Führer auf den beiden Sei­
ten, wo auch dem römischen 
Statthalter Flavius Silva, der 
die grausame Unterwerfung 
befehligt, allerhand noble Sei­
ten abgewonnen werden. 
Spannung will nicht recht auf­
kommen. Auch eine andere 
Enttäuschung bleibt nicht er­
spart: Obwohl ein „mächtiger 
Verbündeter“ der Juden, der 
HERR selbst, zwei Mal in Ak­
tion tritt, kriegt man ihn wie­
der nicht zu Gesicht.

Die offizielle israelische Pro­
paganda versucht seit gerau­
mer Zeit die Siedlergesellschaft 
mit dem historischen Masada 
einzuschwören. Israelische Re­
kruten werden am Fuß des 
Masada-Massivs vereidigt: 
„Masada wird nie wieder fal­
len.“ Begins Stellvertreter ist 
„Masada-Experte“.

Ganz in diesem Sinn hat die 
US-Filmgesellschaft ABC den 
historischen Stoff jetzt so her­
richten lassen, daß sich der Be­
trachter mit Sympathie für die 
Zeloten und Abscheu über rö­
mische Kolonialbrutalität flugs 
bei Sympathie für zionistische 
Eroberungspolitik und Ab­
scheu über die gemeinsamen 
Forderungen der arabischen 
Länder gegen Israel wiederfin­
den soll. Der Erfolg des Films 
ist beschränkt. Er hält nicht, 
was seine Ankündigung ver­
spricht.

Römischer Belagerungsturm

Tourismus
Nutzen für die Dritte Welt 
höchst zweifelhaft

Tourismus in Länder der Dritten Welt, ist bei bürgerlichen Öko­
nomen zu lesen, sei ein Mittel zur Übertragung von Ressourcen 
aus den „Überflußgesellschaften“ in die „armen Länder“. Ein­
nahmen aus dem Tourismus, heißt es, könnten Zahlungsbilanz­
defizite ausgleichen und Produktionsmittelimporte für den Auf­
bau der nationalen Wirtschaft finanzieren. Die plötzliche Begei­
sterung von Leuten, die sonst alle Forderungen der Dritten Welt 
ablehnen, für „Ressourcentransfer“ macht gleich stutzig. 65% 
der Ausgaben für Reisen nach Afrika verbleiben in den Her­
kunftsländern der Touristen, bei Reiseveranstaltern, Fluggesell­
schaften usw. Nähere Betrachtung eines EG-Programms zum 
Hotelbau in Afrika zeigt, daß an fast allen über die Europäische 
Investitionsbank finanzierten Hotels westeuropäische Monopole 
maßgeblich beteiligt sind.

Von den 32,9 Mrd. DM, die westdeutsche Touristen 1979 im 
Ausland ausgegeben haben (fast ein Viertel der weltweiten Aus­
gaben für „internationalen Tourismus“), entfiel knapp ein 
Sechstel auf „Entwicklungsländer“, hauptsächlich in Südeuropa 
(Spanien, Jugoslawien, Griechenland). Nur ein Dreißigstel kam 
auf außereuropäische Länder der Dritten Welt, davon allein 200 
Mio. DM auf Tunesien. Dort kostet ein vierzehntägiger Urlaub in 
der Hochsaison mit Vollpension etwa gleich viel wie in anderen 
Mittelmeer ländern, ca. 1200 bis 1 500 DM. „Femreisen“ in ande­
re Länder sind erheblich teurer und* für Lohnabhängige gewöhn­
lich nicht erschwinglich.

In einigen mitteleuropäischen Ländern hat sich die Arbeiter­
klasse den Auslandsurlaub als gewöhnlichen Bestandteil des Re­
produktionsfonds erkämpft, einen Zustand, den die Bourgeoisie 
durch Lohnsenkung ändern will. In Ländern der Dritten Welt er­
gibt sich ein eigentümliches Problem: Das Urlaubsbudget eines 
westdeutschen Lohnabhängigen ist, wenn auch knapp bemessen, 
hoch, sobald es in der Währung eines Entwicklungslandes ausge­
drückt und mit einheimischen Einkommen verglichen wird. Der 
Tourismus zieht dann im „Gastland“ Ressourcen an, die einer 
planmäßigen Entwicklung der nationalen Volkswirtschaft entzo­
gen werden. Einige Beispiele aus Tunesien: In der Gegend um 
Sousse liegt der tägliche Wasserverbrauch eines Touristen zehn­
mal so hoch wie der eines Einheimischen. Die mitteltunesische 
Geflügelzuchtgenossenschaft beliefert fast nur noch Hotels. In 
der Hoffnung auf einigen Verdienst begeben sich jährlich Zehn­
tausende aus der Landwirtschaft (während der Erntezeit) in die 
Touristikzentren; dort landen sie oft genug in der Prostitution, 
was in einigen anderen Ländern bereits eine „Hauptattraktion“ 
des Femtourismus ausmacht. Riesige Summen, und zum großen 
Teil in Devisen, müssen aufgewandt werden, um die nötige Infra­
struktur für den Tourismus zu schaffen, v.a. Flugplätze. Die 
Touristenhotels sind in der Regel viel zu aufwendig, um auch der 
entstehenden einheimischen Arbeiterklasse zur Erholung offen­
zustehen.

Wahr ist, daß der Tourismus eine bedeutende Devisenquelle 
darstellen kann. In Tunesien haben sich die Einnahmen seit 1962 
mehr als verzwanzigfacht und betragen jetzt rund 1 Mrd. DM 
jährlich. Zugleich aber haben sich ausländische Monopole einen 
immer größeren Teil der Touristikbranche unterworfen. Nach 
der Unabhängigkeit wurden neue Hotels zunächst fast aus­
schließlich von der staatlichen Gesellschaft S.H.T.T. gebaut. 
1966 erzwangen die Imperialisten Steuer- und andere Vergünsti­
gungen für private Investitionen in der Branche. Bis Ende der 
70er Jahre war der Staatsanteil an der Bettenkapazität auf unter 
10% gedrückt. Als die S.H.T.T. einmal höhere Preise forderte, 
verlagerte einer der großen westdeutschen Reisekonzerne kurzer­
hand sein Programmangebot in andere Länder.

Aus dem jüngsten tunesischen Entwicklungsplan ergibt sich, 
daß ein zusätzlicher Arbeitsplatz im Tourismus fast doppelt so 
hohe Investitionen erfordert wie z.B. in der Nahrungsmittelindu­
strie. Zudem sind die Beschäftigungsverhältnisse höchst unsicher: 
Nur 27% der 27500 Lohnabhängigen in der Hotelbranche hatten 
1979 auch im Januar Arbeit, durchschnittlich waren sie sechs 
Monate arbeitslos.
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Hitlerdeutschland hat diesen „Anschluß von Deutsch-Öster­
reich“ am 18.3.1938 erzwungen - man kann aber nicht darüber 
hinwegsehen, daß die seinerzeitige österreichische Regierung die­
se Annexion spätestens mit ihrer Unterzeichnung des österrei­
chisch-deutschen Abkommens vom 11.7.1936 ermöglicht hatte. 
Denn darin wurde unter anderem folgendes vereinbart:

„Die österreichische Bundesregierung wird ihre Politik im allgemeinen, wie ins­
besondere gegenüber dem Deutschen Reiche, stets auf dieser grundsätzlichen Linie 
halten, die der Tatsache, daß Österreich sich als deutscher Staat bekennt, 
entspricht“ (2).

Sollte - im Rahmen einer zukünftigen friedensvertraglichen 
Regelung - dem deutschen Imperialismus der Zwischenschritt 
einer Erweiterung seiner strategischen Basis vermittels Einverlei­
bung Österreichs versperrt werden, so mußten unbedingt beider­
seitige Verzichte auf großdeutsche Anschlußpolitik diktiert wer­
den. Dies sei im Vorgriff auf den — weiter unten dokumentierten 
- Österreichischen Staatsvertrag bereits an dieser Stelle festge­
halten; es muß hier jedoch ein weiterer wesentlicher Punkt im 
Vorgriff entwickelt werden: nämlich die Tatsache, daß einer der 
Mitunterzeichner dieses späteren Staatsvertrags, Großbritannien, 
im Vorfeld der Annexion Österreichs eine außenpolitische Hal­
tung einnahm, die dessen Anschluß an Hitlerdeutschland erleich­
terte bzw. regelrecht beförderte. Am 19.11.1937 führte der dama­
lige britische Außenminister Lord Halifax im Auftrag seiner Re­
gierung auf dem Obersalzberg eine Unterredung mit Hitler und 
Ribbentrop, in der er u.a. im Anschluß an eine Behandlung der 
Fragen „Völkerbund“ bzw. „Abrüstung“ folgendes zu verste­
hen gibt: ,

„Alle anderen Fragen könne man dahingehend charakterisieren, daß sie Ände­
rungen der europäischen Ordnung beträfen, die wahrscheinlich früher oder später 
eintreten würden. Zu diesen Fragen gehöre Danzig und Österreich und die Tsche­
choslowakei. England sei nur daran interessiert, daß diese Änderungen im Wege 
friedlicher Evolution zustande gebracht würden und daß Methoden vermieden wür­
den, die weitergehende Störungen, wie sie weder der Führer noch andere Länder 
wünschten, verursachen könnten“ (3).

Knapp zwei Wochen vor der Annexion Österreichs fand am 
3.3.1938 eine weitere Unterredung in Berlin statt, diesmal zwi­
schen dem britischen Botschafter in Deutschland Sir Henderson 
einerseits und Hitler bzw. Ribbentrop andererseits. In den Auf­
zeichnungen des Auswärtigen Amtes heißt es u.a.:

„Reichsaußenminister v. Ribbentrop wies hier auf die dramatische Unterhaltung 
zwischen dem Englischen Gesandten in Wien und Herrn v. Papen“ (dortiger Vertre­
ter des Deutschen Reichs) „hin, in deren Verlauf sich der Gesandte über den Druck, 
den Deutschland angeblich auf Österreich ausgeübt habe, aufs Lebhafteste be­
schwerte. Der ganze Druck ... habe darin bestanden, Österreich auf gewisse Gefah­
ren aufmerksam zu machen und eine Lösung für ihre Abhilfe in Aussicht zu nehmen 
... Der britische Botschafter wies darauf hin, daß diese Äußerungen des Gesandten 
nicht notwendigerweise die Meinung der Britischen Regierung darstellten, und er­
klärte, wie oft er, Sir Nevile Henderson, selbst für den Anschluß eingetreten sei“ 
(3).

Das heißt, es mußten in jenem späteren Staatsvertrag zusätzlich 
zu dem Diktat auf beiderseitigen Verzicht auf Anschlußpolitik — 
auch den imperialistischen Siegermächten (also auch Großbritan- 
nien) eine entsprechende Verpflichtung diktiert werden, daß si/ ' 
Deutschland in diesem Sinne zusammen mit der Sowjetunion bin­
den. Um zu dokumentieren, in welcher Form die westlichen Alli­
ierten den Staatsvertrag abzuschließen gedachten (Entwurf vom 
13.3.1952) und welche endgültige Form schließlich von der 
UdSSR (Fassung vom 15.5.1955) erzwungen wurde, soll dies hin­
ter den jeweiligen Vertragsauszügen (4) im folgenden durch die 
Jahreszahlen (1952) und/oder (1955) kenntlich gemacht werden: 

Präambel: Die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte Kö­
nigreich von Großbritannien und Nordirland, die Vereinigten Staaten von Amerika 
und Frankreich, in der Folge ,die Alliierten und Assoziierten Mächte* genannt, ein­
erseits und Österreich andererseits. (1952/1955)

Im Hinblick darauf, daß Hitler-Deutschand am 13. März 1938 Österreich mit Ge­
walt annektierte und sein Gebiet dem Deutschen Reich ein verleibte. (1952/1955) 

Im Hinblick darauf, daß in der Moskauer Erklärung, verlautbart am I. November 
1943 (1952: Moskauer Erklärung vom 1. November 1943), die Regierungen der Uni­
on der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreiches und der Ver­
einigten Staaten von Amerika erklärten, daß sie die Annexion Österreichs durch 
Deutschland am 13. März 1938 als null und nichtig betrachten, und ihrem Wunsche 
Ausdruck gaben, Österreich als einen freien und unabhängigen Staat wiederherge­
stellt zu sehen, und daß das Französische Komitee der Nationalen Befreiung am 16. 
November 1943 eine ähnliche Erklärung abgab. (1952/1955)

Im Hinblick darauf, daß als ein Ergebnis des alliierten Sieges Österreich von der 
Gewaltherrschaft Hitler-Deutschland befreit wurde. (1955)

Im Hinblick darauf, daß die Alliierten und Assoziierten Mächte und Österreich 
unter Berücksichtigung der Bedeutung der Anstrengungen, die das österreichische 
Volk zur Wiederherstellung und zum demokratischen Wiederaufbau seines Landes 
selbst machte und weiter zu machen haben wird, den Wunsch hegen, einen Vertrag 
abzuschließen, der Österreich als einen freien, unabhängigen und demokratischen 
Staat wiederherstellt, wodurch sie zur Wiederaufrichtung des Friedens in Europa 
beitragen. (1952/1955)

(1952: und) Im Hinblick darauf, daß die Allierten und Assoziierten Mächte den 
Wunsch haben, durch den vorliegenden Vertrag in Übereinstimmung mit den

Im Katalog stellen die ,,Urlaubsexperten“ von Touropa das 
exotische Reiseziel so vor: ,,Tunesien: kilometerlange Sandsträn­
de, Hotels mit (großgeschrieben) Europäischem Komfort und 
orientalischer Atmosphäre.“ Gewöhnlich besteht derartige,,At­
mosphäre“ aus der Vermarktung einer Mischung von ,,fotoge­
nem“ Elend und künstlicher ,,Folklore“. In den ,,Festivals“, die 
Tunesien in den wichtigsten Urlaubszentren veranstaltet, besteht 
ein Großteil des Programms aus importierten Filmen, Sängern 
usw. Gerade weil im Tourismus nicht dieses oder jenes fertige Pro­
dukt, sondern letztlich das ,,Gastland“ selbst verkauft wird, zer­
setzen die Hotelenklaven die einheimische Gesellschaft ökono­
misch und sozial ähnlich wie z.B. Rohstofförderung unter impe­
rialistischer Kontrolle. Einige Länder haben daraus den Schluß 
gezogen, den Tourismus gar nicht (wie z.B. Libyen) oder nur in 
engen Schranken zu entwickeln, so z.B. Algerien.

Österreichischer Staatsvertrag
„Verbot des Anschlusses 
an Deutschland“
Die Zusammenfassung der strategischen Potentiale bzw. Res­
sourcen Deutschlands und Österreichs (Österreich-Ungarns) stell­
te stets einen ganz wesentlichen Zwischenschritt für den Versuch 
der Neuordnung Europas unter Führung des deutschen Imperia­
lismus dar. Und wenngleich es in beiden Ländern ebenfalls stets 
politische Kräfte gab, die - eingedenk dessen - gegen diese Zu­
sammenfassung gekämpft haben, so hat es doch auch anderer­
seits immer eine für den ,,Anschluß“ eintretende Strömung in 
Deutschland wie auch in Österreich gegeben. So hat etwa Heuss, 
der 1. Präsident der BRD, auf einer allgemeinen Wählerver­
sammlung der (liberalen) Deutschen Demokratischen Partei am 
17.1.1919 die schon vor dem ersten Weltkrieg geforderte Vereini­
gung mit Österreich (-Ungarn) erneut propagiert:

„Fern aber bleibe uns die Würdelosigkeit, nach der Entente zu schielen, als ob der 
uf.r^cht auf großdeutsche Ziele uns einen erträglicheren Frieden bringen könne.

ird nicht das vielmehr inmitten der Enttäuschungen und Schmerzen des Kriegsaus- 
ga??s 716?? 211111 Trost und zur Erhebung werden, daß jetzt in der Mitte Europas ein 
größeres Deutschland aufgebaut werden kann, damit alles, was deutscher Sprache 
und Kultur ist (ein trauriger Gruß nach Elsaß-Lothringen!) im nun erst Wahrheit ge­
wordenen deutschen Nationalstaat vereinigt sei?“ (1)

Dieselbe Absicht verfolgte der Entwurf der späteren Weimarer 
Verfassung (3.1.1919); und zwar sah er insgesamt ,,16 Gebiete 
des Reiches vor“ — unter anderem ,,Deutsch-Österreich“ und 
„Wien“. Aber umgekehrt hatte auch seinerseits eine National­
versammlung in Wien am 12.11.1918 mit folgender Verkündung 
die Republik ausgerufen: „Deutsch-Österreich ist ein Bestandteil 
der deutschen Republik.“

Die alliierten Siegermächte des ersten Weltkriegs haben darauf­
hin im Versailler Friedensvertrag (28.6.1919) in Art. 80 das Ver­
bot des Anschlusses Deutsch-Österreichs an Deutschland dik­
tiert; und sie haben in dem gesonderten Friedensvertrag mit 
Österreich (St. Germain, 10.9.1919) im Art. 88 eine Formulie­
rung gewählt, die zumindest dieselbe Intention erkennen läßt: 
„Die Unabhängigkeit Österreichs ist unabänderlich, es sei denn, 
daß der Rat des Völkerbundes einer Abänderung zustimmt“ - 
die allerdings einstimmig gefaßt sein mußte. Aufgrund dieses 
Friedens Vertrags von St. Germain benannte sich daraufhin die 
Republik Deutsch-Österreich in „Republik Österreich“ um (nach 
dem zweiten Weltkrieg heißt sie nunmehr „Bundesrepublik 
Österreich“). Die beiderseitigen Anschluß-Absichten blieben 
gleichwohl bestehen; 1921 wurden in den Landesteilen Tirol und 
Salzburg Abstimmungen über den Anschluß durchgeführt, die zu 
mehrheitlicher Zustimmung geführt haben sollen. Auf deutscher 
Seite hat der damalige Außenminister Stresemann am 7.9.1925 in 
einem Schreiben an den arbeitslosen Kronprinzen hinsichtlich des 
kurz bevorstehenden Eintritts des Deutschen Reichs in den Völ­
kerbund folgendes festgestellt:

„Die deutsche Außenpolitik hat nach meiner Auffassung für die nächste abseh­
bare Zeit drei große Aufgaben: Einmal die Lösung der Reparationsfrage in einem 
für Deutschland erträglichen Sinne und die Sicherung des Friedens, die die Voraus­
setzung für eine Wiedererstarkung Deutschlands ist. Zweitens rechne ich dazu den 
Schutz der Ausländsdeutschen, jener 10 bis 12 Millionen Stammesgenossen, die jetzt 
unter fremdem Joch in fremden Ländern leben. Die dritte große Aufgabe ist die 
Korrektur der Ostgrenzen: die Wiedergewinnung Danzigs, des polnischen Korridors 
und eine Korrektur der Grenze in Oberschlesien. Im Hintergrund steht der Anschluß 
von Deutsch-Österreich . “ (1).
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Grundsätzen der Gerechtigkeit alle Fragen zu regeln, die im Zusammenhänge mit 
den obenerwähnten Ereignissen einschließlich der Annexion Österreichs durch Hit­
ler-Deutschland und seiner Teilnahme am Kriege als integrierender Teil Deutsch­
lands noch offenstehen; und (1955)

Im Hinblick darauf, daß die Alliierten und Assoziierten Mächte und Österreich zu 
diesem Zwecke den Wunsch hegen, den vorliegenden Vertrag abzuschließen, um als 
Grundlage freundschaftlicher Beziehungen zwischen ihnen zu dienen und damit die 
Alliierten und Assoziierten Mächte in die Lage zu versetzen, die Bewerbung Öster­
reichs um Zulassung zur Organisation der Vereinten Nationen zu unterstützen. 
(1952/1955) ...

(1955: Teil I. Politische und territoriale Bestimmungen)
Art. 1: Die Alliierten und Assoziierten Mächte anerkennen, daß Österreich als ein 

souveräner, unabhängiger und demokratischer Staat wiederhereestellt ist. (1952/- 
1955)

Art. 2: (1952) Die Alliierten und Assoziierten Mächte erklären, daß sie die Unab­
hängigkeit und territoriale Unversehrtheit Österreichs, wie sie gemäß dem vorliegen­
den Vertrag festgelegt sind, achten werden. (1952/1955)

(1952: 2. Die Alliierten und Assoziierten Mächte erklären, daß eine politische oder 
Wirtschaftsunion (Anschluß) zwischen Österreich und Deutschland verboten ist. 
Österreich erkennt seine Verpflichtungen in dieser Hinsicht voll an.)

Art. 3: Die Alliierten und Assoziierten Mächte werden in den deutschen Friedens­
vertrag Bestimmungen aufnehmen, welche die Anerkennung der Souveränität und 
Unabhängigkeit Österreichs durch Deutschland und den Verzicht Deutschlands auf 
alle territorialen und politischen Ansprüche in bezug auf Österreich und österreichi­
sches Staatsgebiet sichern. (1955)

(1952: Die Grenzen Österreichs werden jene sein, die am 1. Jänner 1938 bestanden 
haben.)

Art. 4: 1. Die Alliierten und Assoziierten Mächte erklären, daß eine politische 
oder wirtschaftliche Vereinigung zwischen Österreich und Deutschland verboten ist. 
Österreich anerkennt voll und ganz seine Verantwortlichkeit auf diesem Gebiete und 
wird keine wie immer geartete politische oder wirtschaftliche Vereinigung mit 
Deutschland eingehen.

2. Um einer solchen Vereinigung vorzubeugen, wird Österreich keinerlei Verein­
barung mit Deutschland treffen oder irgendeine Handlung setzen oder irgendwelche 
Maßnahmen treffen, die geeignet wären, unmittelbar oder mittelbar eine politische 
tder wirtschaftliche Vereinigung mit Deutschland zu fördern oder seine territoriale 
Inversehrtheit oder politische oder wirtschaftliche Unabhängigkeit zu beeinträchti­

gen. Österreich verpflichtet sich ferner, innerhalb seines Gebietes jede Handlung zu 
verhindern, die geeignet wäre, eine solche Vereinigung mittelbar oder unmittelbar zu 
fördern, und wird den Bestand, das Wiederaufleben und die Tätigkeit jeglicher Or­
ganisationen, welche die politische oder wirtschaftliche Vereinigung mit Deutsch­
land zum Ziel haben, sowie großdeutsche Propaganda zugunsten der Vereinigung 
mit Deutschland verhindern. (1955)

(1952: Art. 4 betr. .Zurückziehung der Allierten Streitkräfte*)
Art. 5: Die Grenzen Österreichs sind jene, die am 1. Jänner 1938 bestanden ha­

ben. (1955) . ..
Der 1952er Entwurf der westlichen Allierten sichert in Art. 5 

Österreich die vollständige Freiheit von jeglichen Reparationen; 
Art. 6 regelt in ähnlichem Sinne die Frage der ,,Deutschen Ver­
mögenswerte“, Art. 7 regelt die ,,Beitrittsklausel“ und Art. 8 die 
,,Ratifikation“ dieses sog. ,,Kurzvertrags“. Demgegenüber ent­
hält der endgültige Staatsvertrag von 1955 umfassende Regelun­
gen; zunächst noch im Teil I bezüglich der ,,Rechte der sloweni­
schen und kroatischen Minderheiten“ (Art. 7) sowie der ,,Auflö­
sung nazistischer Organisationen“ (Art. 9) und der ,,Anerken­
nung der Friedensverträge“ (Art. 11) mit Italien, Rumänien, Bul­
garien, Ungarn und Finnland sowie den zukünftigen Friedensver­
trägen mit Deutschland und Japan. Teil II enthält „Militärische 
und Luftfahrtbestimmungen“ - so u.a. Art. 15 „Verhinderung 
der deutschen Wiederaufrüstung“ (d.h. auf österreichischen Ter­
ritorium). Teil IV bestimmt die „Aus dem Krieg herrührenden 

Ansprüche“ - und zwar wird auch hier Reparationsfreiheit 
(Art. 21) zugesichert, im übrigen enthält er aber umfangreiche 
Bestimmungen hinsichtlich der Übertragung der „Deutschen 
Vermögenswerte in Österreich“ an die durch die faschistische 
Aggression verwüstete UdSSR. Die übrigen Teile regeln schließ­
lich noch weitere Vermögensfragen, allgemeine Wirtschaftsbezie­
hungen, Streitfälle, Verkehrsfragen und enthalten Anhänge be­
züglich Rüstungsbeschränkungen etc.

Wie der Entwurf der westlichen Alliierten (1952) zeigt, konnte 
die Sowjetunion ihnen im Staatsvertrag (1955) eine Reihe äußerst 
wichtiger und - für den Kampf um einen demokratischen Frie­
densvertrag in Westdeutschland - überaus nützlicher Verpflich­
tungen aufzwingen. Bedenkt man die vollständige frühzeitige 
Auslieferung Österreichs ans US-Finanzkapital vermittels der 
„Marshall-Plan-Hilfe“ in Verbindung mit jenen demagogisch­
heuchlerischen Forderungen der westlichen Alliierten nach „voll­
ständigem Abzug aller Besatzungstruppen“ - dann muß zuge­
standen werden, daß der Verbleib der Roten Armee in Österreich 
bis zum Abschluß jenes Staatsvertrags notwendig war und beides 
zusammengenommen die Einverleibung Österreichs in die NATO 
verhindern half.

(1) Europastrategien des deutschen Kapitals 1900- 1945, Köln 1977, S. 468 und S.

(2) Geschichte der Diplomatie, Berlin (Ost) 1948, S. 225
(3) Dokumente und Materialien aus der Vorgeschichte des zweiten Weltkriegs Bd. 
1, Moskau 1948, S. 34/35 und S. 66
(4) Europa-Archiv 4/1952, S. 4868f., und Europa-Archiv 4/1956, S. 8745ff.

Europäische Gemeinschaft
Die Bourgeoisie hält die EG- 
Verträge für unkündbar
Die Gründungsverträge der drei europäischen Gemeinschaften 
enthalten keine Vorschriften darüber, ob ein Mitgliedstaat zum 
Austritt aus ihnen berechtigt ist. Artikel 240 des EWG-Vertrages 
und Art. 208 des EAG-Vertrages (Europäische Atom-Gemein­
schaft) bestimmen deren Geltungsdauer „auf unbegrenzte Zeit“, 
während Artikel 97 des EGKS-Vertrages (Europäische Gemein­
schaft für Kohle und Stahl) die Geltungsdauer auf 50 Jahre fest­
legt. Aus letzterer Bestimmung wird allgemein auf eine Mindest­
geltungsdauer von 50 Jahren für EWG- und EAG-Vertrag gefol­
gert.

Da die Verträge kein vereinbartes Austrittsrecht enthalten, so 
daß nach den Regeln des Völkerrechts kein Mitgliedsstaat unter 
Berufung auf die Verträge „rechtmäßig“ austreten kann, wären 
die anderen Mitgliedsstaaten bei dennoch vorgenommenem Aus­
tritt eines Staates zu Repressalien und Sanktionen nur dann be­
rechtigt, wenn der betreffende Staat nicht völkerrechtlich allge­
mein anerkannte - nicht vereinbarte - Austrittsgründe geltend 
machen könnte. Als solche gelten die Vertragsverletzung durch 
andere Mitgliedsstaaten und der sog. Wegfall der Geschäfts­
grundlage, das heißt, der nach den Vorstellungen der Vertrag­
schließenden für den Vertragsabschluß wesentlichen Umstände. 
Als solcher gilt schließlich der aus dem Zweck des Vertrages mög­
licherweise abzuleitende Wille der Vertragsparteien, sich auch oh­
ne ausdrückliche Bestimmung ein Kündigungs- oder Austritts­
recht einzuräumen.

Nach Auffassung der westdeutschen bürgerlichen Interpreten 
des Vertragswerkes sind alle diese Gründe auf die drei Verträge 
nicht anwendbar. Für die Vertragsverletzung wird dies daraus ge­
folgert, daß Artikel 170 EWG-Vertrag in einem solchen Fall die 
Regelung der Anrufung des Gerichtshofes enthält und damit jede 
andere Konsequenz ausgeschlossen sei. Für den Wegfall der Ge­
schäftsgrundlage wird die Nichtanwendbarkeit damit begründet, 
daß Art. 95, 96 EGKS-Vertrag, Art. 236 EWG-Vertrag und Art. 
204 EAG-Vertrag sogenannte Revisionsklauseln enthalten, die 
die Rechte der Mitgliedsstaaten bei Eintritt veränderter Umstän­
de begrenzen. Das ungeschriebene Austrittsrecht wird schließlich 
verneint, weil Ziel des Vertrages sei, über die Errichtung eines ge­
meinsamen Marktes „einen immer engeren Zusammenschluß der 
europäischen Völker“ zu schaffen, auf diesem Weg inzwischen 
schon wichtige Etappen zurückgelegt worden seien und den betei­
ligten Volkswirtschaften überhaupt ein kaum noch wiedergutzu­
machender Schaden zugefügt würde. Die als Wurmfortsatz des 
westdeutschen Hegemonialanspruchs in der EG sich aufführende 
Völkerrechtslehre mag als Austrittsgrund für die westdeutschen 
Imperialisten nicht einmal schamhaft erörtern, wie sie sich den 
Fall bestehender Militärdiktaturen in Italien und Frankreich - in 
beiden Ländern wurde diese Möglichkeit Ende der 60er Jahre er­
örtert - vorstellt. Ihre flinkesten Apologeten sprechen den Mit­
gliedsstaaten dagegen sogar das Recht zur einverständlichen Auf­
lösung der Gemeinschaften ab und verneinen damit das elementa­
re Recht auf Souveränität.

Dem entspricht im innerstaatlichen Recht der BRD das Fehlen 
einer Entscheidungsbefugnis des Volkes selbst in der verstümmel­
ten Form eines Parlamentsentscheides. Ist für den Abschluß der 
EG-Verträge die Zustimmung des Parlaments erforderlich, könn­
te es ihre Aufkündigung nicht mit bindender Wirkung für die Re­
gierung beschließen. Die alleinige Kompetenz liegt beim Bundes­
kanzler, Art. 65 Grundgesetz. Eine auf Austritt aus den EG-Ver­
trägen gerichtete Initiative des Volkes müßte unter den gegenwär­
tigen rechtlichen Verhältnissen das Parlament zum Sturz des den 
Austritt verweigernden Kanzlers durch das sogenannte konstruk­
tive Mißtrauensvotum nach Art. 67 GG zwingen.
Art. 59, Abs. 2 GG: Verträge, welche die politischen Beziehun­
gen des Bundes regeln oder sich auf Gegenstände der Bundesge­
setzgebung beziehen, bedürfen der Zustimmung oder der Mitwir­
kung der jeweils für die Bundesgesetzgebung zuständigen Körper­
schaften in der Form eines Bundesgesetzes.
Art. 67 GG: Der Bundestag kann dem Bundeskanzler das Miß­
trauen nur dadurch aussprechen, daß er mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder einen Nachfolger wählt und den Bundespräsidenten 
ersucht, den Bundeskanzler zu entlassen.
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Lohnhöhe und Ausbildung IV

Die in dieser Reihe durchgeführten Rechnungen dienen bloß dem 
Zweck der Veranschaulichung. Sie sind nicht genau, weil sehr vie­
le Schätzungen für den Rechenansatz unumgänglich sind und 
weil die Verschiebung der Bildungsabschlüsse von 1965 auf 1979 
in % der gleichaltrigen Bevölkerung immerhin von 6,9% Hoch­
schul- und Fachhochschulreife nach 19,3% ging, wovon die Fol­
gen sich erst langsam abzeichnen und schwer vorhersehbar sind. 
Die kritischen Bemerkungen gegen das bestehende Bildungswe­
sen, die trotzdem möglich sind, fallen deswegen ziemlich allge­
mein aus.

Punkt eins: Für die große Masse der auf der Lohnskala verteil­
ten Arbeitskräfte ist der Bildungsaufwand, der ihnen vermittelt 
über die öffentlichen Haushalte zugeht, gleich. Erst im Bereich 
der höheren Angestellten ist ein deutliches Ansteigen sichtbar. In 
Prozenten des jeweiligen Lohnes ausgedrückt, würde dieser Auf­
wand zunächst steil abfallen, um dann - nicht ganz - propor­
tional sich weiterzuentwickeln. Stellt man diesem öffentlichen 
Aufwand die Lohnsteuer gegenüber, die von den jeweiligen 
Lohnklassen gezahlt wird, ergibt sich, daß trotz des niedrigeren 
Bildungsaufwandes im unteren Bereich ein größerer Teil der 
Lohnsteuerbeute für Bildung von der Staatskasse verausgabt wer­
den muß. Die Bildung, die von der großen Masse der lohnabhän­
gigen Bevölkerung verlangt wird, erscheint in der fiskalischei]; 
Rechnung deswegen als Bezuschussungsprojekt erheblichen Aus\ 
maßes. Der Trieb, Arbeitskräfte zu importieren, welche zwar 
Steuer zahlen, aber Bildungsaufwand aus der Staatskasse nicht 
genossen haben, wird erklärlich. Würde es den besitzenden und 
bestverdienenden Klassen gelingen, die einheitliche Grundschule 
aufzulösen, würde eine starke Tendenz zu deren völligem Verfall 
wirksam.

Punkt zwei: Die privat, d.h. aus dem Einkommen und meist 
über die Familienkasse vermittelten Ausgaben für die Bildung lie­
gen für alle Lohnklassen höher als die staatlich getätigten. Der 
Anteil der privaten Leistungen an den insgesamt zu tragenden 
Kosten nimmt jedoch in den höheren Bereichen der Lohnskala 
sehr stark ab. Sieht man von den aus den entsprechenden Löhnen 
rückfließenden Steuerleistungen ab, entsteht der Eindruck einer 
zunehmenden staatlichen Subvention des Bildungsaufwandes. 
Betrachtet man den privaten Aufwand in jeweiligen Lohnprozen­
ten, so ergibt sich, daß der Bildungsgang in den unteren Berei-
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Tabelle 1: öffentliche Ausbildungsausgaben 1977

Ausbildungs­ Ausgaben davon Auszubildende Ausgaben
niveau in Mio. DM Stipendien in Tsd. je Auszubild?

Grund- und
Hauptschule .... 16496,6 - 6417,1 2567
Realschule.......... 3059,8 — 1 316,7 2324
Gymnasium........ 7313,0 283,2 1971,7 3 709
Berufl. u. über-
betriebl. Ausb ... 4669,7 174,5 2136,7 2185
Fachschulen .... 367,2 162,6 171,0 2147
Fachhochschulen 1410,9 423,8 165,4 8 530
Hochschulen
o. Kliniken ........ 9398,5 1 193,9 747,9 12567

Quellen und Anmerkungen zur Rechnung
Quellen. Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer: Zur Entwicklung 
der qualifikationsspezifischen Einkommensrelationen in der BRD, Mitteilungen für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung Nr. 2/1980. - Geschäftsleitung: Gehaltsstruk­
turuntersuchung ’77, Bd. 1 u. II, Kienbaum Unternehmensberatung, Gummersbach 
1977. - Verteilung des Steueraufkommens: Lohnsteuerstatistik 1977, vorläufiges 
Ergebnis vom 30.01.81, Statistisches Bundesamt Wiesbaden. Bildungsausgaben 
1977: Finanzen und Steuern, Fachserie 14, Reihe 3.4 Rechnungsergebnisse der öf­
fentlichen Haushalte für Bildung, Wissenschaft und Kultur. Angaben über Aus­
zubildende: Grund- und Strukturdaten 1980/81, hrsg. v. Bundesminister für Bil­
dung und Wissenschaft. Angaben aus Sonderauswertungen der Volkszählung 
von 1970: G. Weißhuhn, Sozioökonomische Analyse von Bildungs- und Ausbil­
dungsaktivitäten, Westberlin 1977.
Bilder I 3: Dem Rechenmodell liegen die Kosten-, Einkommens- und Besteue- 
rungsverhältmsse des Jahres 1977 zugrunde. Einzelne Strukturangaben (z.B. Er­
werbsjahre) mußten den Ergebnissen der Volkszählung 1970 entnommen werden



chen der Lohnskala ein Opfergang ist, selbst wenn man von der 
Schulunterdrückung einmal ganz absieht.

Punkt drei: Versucht man nun, wie in Schaubild Nr. 6 gesche­
hen, den Bildungsaufwand bereinigt um die anrechenbare Lohn­
steuerleistung in Prozenten des hernach erzielten Einkommens 
auszudrücken, findet man dies Phänomen wieder: Die aus dem 
persönlichen Einkommen getragenen Bildungskosten für die Wa­
re Arbeitskraft sind nicht lohnproportional. Der Effekt ist so ein­
deutig, daß die vielen Ungenaugikeiten der Berechnung für die 
Beurteilung unwesentlich werden. Allerdings erscheint nach die­
ser Rechnung eine gewisse Proportionalzone, in der gesteigerte 
Bildungsanstrengung mit gesteigertem Einkommen proportional 
geht. Das Gebiet, in dem dies der Fall zu sein scheint, beginnt auf 
der Lohnskala über dem Maximum der Belegung.

Zum Abschluß dieser Reihe läßt sich als vorläufiges Ergebnis 
festhalten: Die Verteilung der Arbeitskräfte auf der Lohnskala, 
d.h. die Hierarchie der Löhne und Gehälter, läßt sich aus den un­
terschiedlichen Reproduktionskosten, wie sie durch Bildung an­
fallen, nicht erklären. Wären die Unterschiede in diesen Kosten 
das regulierende Moment, so dürfte für die große Masse der 
Lohnabhängigen praktisch gar keine Lohndifferenzierung statt­
finden und für den darübergelegenen Bereich nur eine schwache. 
Die tatsächliche Streuung des Bildungsaufwandes ist bedeutend 
geringer als die tatsächliche Streuung der Löhne und Gehälter. 
Zwar läßt sich behaupten, daß der Bildungsaufwand an den Ar­
beitskräften mit steigendem Lohn höher war, aber diese Behaup­
tung gilt für den unteren Bereich der Lohnskala nicht, d.h. für 
die Masse der Gewerkschaftsmitglieder z.B. nicht, und für den 
tarübergelegenen Bereich besteht auch keine Proportionalität. 
Verbesserte Berechnungsmethoden würden wahrscheinlich einen 
Proportionalbereich, der sich bereits jetzt bei roher und mehr ge­
schätzter Berechnung abzeichnet, noch exakter ergeben. In die­
sem Proportionalbereich würde dann die Behauptung zutreffen, 
daß der Lohn bzw. hier fast immer das Gehalt sich aus dem Bil­
dungsaufwand ergibt. In diesen Proportionalbereich wird auch 
aller Voraussicht nach der große Teil der angewachsenen Masse 
von Arbeitskräften mit höherer Bildung einströmen. Aus dieser 
sozialen Sphäre stammt auch die Theorie von der Verursachung 
der Lohn- und Gehaltsdifferenzierung durch Bildungskosten und 
für diese Sphäre stimmt sie dem Anschein nach auch wirklich. 
Die entsprechenden Theorien sind deswegen wahrscheinlich we­
der falsch noch einseitig noch verkürzt, sondern spiegeln die Lage 
einer schmalen Schicht von Lohnabhängigen ganz gut wieder, er­
fassen aber die Lage der Lohnabhängigen im allgemeinen nicht, 
noch die der Arbeiterklasse im strengen Sinn.

Tabelle 2: Privater Unterhalt für die gesamte Ausbildung in DM

ysbil- 
fc.angs- 
abschluß

Unter­
halts­
ansatz

Vergütun­
gen, Sti­
pendien

persön­
liche 

Kosten

Erwerbs­
jahre

ohne abgeschl. 
Ausbildung........ 70344 16020 54324 45,0
nur Abitur.......... 78960 432 78528 45,0
abgeschlossene 
Berufsausbild . . . 70344 16020 54324 44,0
Fachschule........ 97080 16427 80653 40,0
Fachhochschule . 106123 19539 86584 39,0
Hochschule........ 118147 8731 109416 37,5

T4®^o

KP’o

Prozent
18W-

2%-(vergl. Tabelle 1). Die durchschnittlichen öffentlichen Angaben nach Lohnhöhe sind 
ermittelt entsprechend dem Anteil der Bildungsabschlüsse an den Beschäftigten der 
Lohnklasse. Dem privaten Unterhaltsansatz liegt das Doppelte des gerichtlich übli­
chen Unterhaltssatzes für die Leistungen eines Elternteils zugrunde bei durchschnitt­
lichem Einkommen.
Bild 4: Die monatlichen Steuerbeträge sind angenähert aufgrund der Lohnsteuersta­
tistik 1977. Da eine genaue Berechnung der Steuerbelastung für den einzelnen Lohn­
abhängigen nach Lohnhöhe nicht möglich ist, mußte die monatliche Steuerbela­
stung ermittelt werden als einfacher Durchschnitt zwischen der höchsten (St.kl. I) 
und der niedrigsten (III o. V) Belastung einzelner Einkommen. Einkommensteuer­
veranlagte Lohnabhängige sind enthalten.
Bild 5: Ais auf Bildungsausgaben anrechenbarer Teil der Steuer geht in diese Rech­
nung der Anteil der Lohnsteuer ein, der dem Anteil der Bildungsausgaben am Ge­
samthaushalt entspricht (1977: 9,23%).
Bild 6: Der Prozentanteil ist aufgrund der vorhergehenden Ergebnisse nach folgen­
der Rechnung ermittelt: (öffentliche Ausgaben plus privater Unterhalt): (Lebenser­
werbseinkommen - auf Bildung anrechenbarer Teil der Steuer) x 100.

*06 Bildungsaufwand in % des Lebensein­
kommens: Bildungsaufwand gleich Summe 
öffentlicher Bildungsausgaben und priva­
ter UnterhaJtsausgaben für Ausbildung; 
Lebenseinkommen vermindert um auf Bil­
dungsausgaben anrechenbare Lohnsteuer
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Im nächsten Heft

Südeuropa
NATO-Umtriebe im östlichen Mittelmeerraum
Mit wirtschaftlichem und poli­
tischem Druck erzwangen die 
US- und westeuropäischen Im­
perialisten die Rückkehr Grie­
chenlands in die Militärorgani­
sation der NATO. Verhand­
lungen über US-Stützpunkte in 
Griechenland stehen vor dem 
Abschluß. In der Türkei ver­
halfen sie dem reaktionären 
Militärregime zur Macht, nicht 
nur zur Befriedung der türki­
schen Volksmassen, sondern 
auch zwecks Aufrüstung der 
,,Südflanke“ im Zuge der all­
gemeinen Kriegsvorbereitung.

Öffentlicher Dienst
Wenn die Gewerkschaften vor Baum 
kuschen, wird Kohl Kanzler
1974 verweigert Genscher, da­
mals Innenminister und Ver­
handlungschef der öffentli­
chen Hände, einen tragbaren 
Tarifabschluß. Genscher muß 
nachgeben. Die Kapitalisten 
schäumen. Das Kabinett 
Brandt wird durch ein Kabi­
nett Schmidt ersetzt. Die im 
öffentlichen Dienst tätigen Ge­
werkschaften vermeiden seit­

Kostendämpfung
Raschere Vernutzung der ganzen Lebenskraft der Arbeiter

Frankreich
Kann die Arbeiterbewegung den neuen Spielraum nutzen?
Staatspräsident Mitterand hat 
Parlamentsneuwahlen ange­
setzt, um die bisherige Mehr­
heit der Reaktion zu brechen. 
Die verfügte 10%ige Erhö­
hung der Mindestlöhne wie die 
Anhebung der Mindestrente 
um 20% kommen langjährigen 
Ge wer k sc haft sf Order ungen 
entgegen. Soll die französische 
Arbeiterbewegung ihre Posi­
tion jedoch nachhaltig verbes­
sern, ist die Wiederherstellung 
der gewerkschaftlichen Ak­
tionseinheit unabdingbar.

her die Konfrontation mit der 
Regierungspolitik. Die jetzigen 
Haushaltserörterungen zeigen 
jedoch, daß erträgliche Kom­
promisse nicht mehr zu finden 
sind. Wird es tatsächlich der 
CDU/CSU-Opposition zum 
Regierungsantritt verhelfen, 
wenn sich die Belegschaften im 
öffentlichen Dienst wieder 
ernsthaft zu wehren beginnen?

51% der Lohnabhängigen wer­
den vor dem 65. Lebensjahr 
verrentet. Gymnastik am Ar­
beitsplatz statt Massage, Inha­
lieren beim Betriebsarzt statt 
Krankschreiben: mit Propa­
ganda und Druck in den Be­
trieben treiben die Kapitalisten 
die jüngere Arbeitskraft zur 
restlosen Verausgabung aller 
Reserven in Akkord und 
Schicht. Wer verschlissen ist,

auf den warten Rezeptgebühr, 
Streichung von Medikamen­
ten, Massagen und Heilmit­
teln, zu frühe Entlassung aus 
überfüllten Krankenhäusern, 
Kürzung von Krankschreibung 
und Kuren, begleitet von der 
Propaganda des humanen 
Sterbens. Die Bourgeoisie setzt 
auf vollständige Vernutzung 
kurzlebiger Arbeitergeneratio­
nen.


